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Hunger in einem 
fruchtbaren Land 


Bauern in Bangladesch erzählen 


Bangladesch ist ein Land, das mit über die fruchtbar- 
sten Böden der Welt verfügt. Zugleich gilt esalseines 
der ärmsten Länder der Welt, ın dem jährlich tausen- 
de von Menschen anHunger sterben. IndiesemBuch 
werden in anschaulicher Weise die Hintergründe die- 
ses scheinbaren Widerspruchs aufgezeigt. Dabei 
kommen die Männer und Frauen aus dem bengali- 
schen Dorf Kalni selbst zu Wort und schildern ein- 
drücklich ihr Schicksal. 

Das Buch ist eine gute Einführung in die Probleme ei- 
nes Entwicklungslandes. Es setzt sich auch kritisch 
mit den zum Teil fatalen Folgen unserer Entwick- 
lungshille auseinander. 


Juti 1989, 88 Seiten, DM 12.80 
ISBN: 3-922263-09-7 
Bestellung bei: iz3w, Postlach 5328 - 7800 Freiburg 


Angola 


Gelingt die Versöhnung zwischen 
den Bürgerkriegsparteien? 


Angola nach der Unterzeichnung des 
Friedensvertrages 


achdem die angolanischen Bür- 

gerkriegsparteien einen umfas- 

senden Friedensvertrag unter- 
zeichnet haben, schlägt die Stunde der 
Wahrheit: Gelingt es, nach 30 Jahren 
Krieg den Friedensprozeß zu konsolidie- 
ten: 
Das Ende des Krieges ist das Ende der 
faulen Sprüche, der einfachen Antworten 
und dereinfachen Entschuldigungen. Am 
l. Mai 1991 zeichneten Vertreter der 
angolanischen Regierung und der Oppo- 
sitionsbewegung Unita nach vierwöchi- 
gen Schlußverhandlungen in Portugal 
eine 1500 Seiten umfassende Friedens- 
vereinbarung ab. Am 31. Mai wurde der 
Vertrag vom Staatspräsidenten Jose 
Eduardo dos Santos und Unita-Chef Sa- 
vimbi feierlich unterzeichnet. Bereits am 
15. Mai trat ein Waffenstillstand in Kraft, 
der auch der Anfang April von der Unita 
eingeleiteten Großoffensive in Osten des 

. Landes ein Ende bereitete. Anfang Juni 
kam es zu zahlreichen Freudenkundge- 
bungen im ganzen Land. Zehntausende 
von Angolanerinnen und Angolanern fei- 
erten die Rückkehr von dos Santos nach 
Luanda nach Unterzeichnung des Vertra- 
ges. Kirchliche Kreise riefen zu Gottes- 
diensten auf. 

- Der Friedensvertrag sieht im wesentli- 
chen die Abhaltung von freien und demo- 
kratischen Wahlen im Herbst 1992 vor, zu 
denen auch die Unita als politische Kraft 
Zugang hat. Die frühere Forderung, in 
Angola ein Mehrparteiensystem einzu- 
führen, ist bereits auf dem 3. Kongreß der 
MPLA-PT (Volksbefreiungsbewegung 
von Angola/Arbeiterpartei) im Dezem- 
berletzten Jahres erfüllt worden. Ein wei- 
terer wichtiger Punkt des Friedensvertra- 
ges ist die Integration der Unita-Streit- 
kräfte in die nationale Armee, eine 
Übung, die, wie das Beispiel Zimbabwe 
zeigt, noch mit großen Problemen behaf- 
tet sein kann. Der Vertrag sieht die Ent- 
flechtung und teilweise Demobilisierung 
der beiden Bürgerkriegsarmeen vor. Die 
Entwaffnung der im Lande verstreuten, 
marodierenden Unita-Guerilla dürfte 
kaum ohne Probleme vor sich gehen. Be- 
reits heute spricht die Unita davon, bloß 
über 40.000 Guerilleros zu verfügen, 


während ansonsten stets die Zahl von 
70.000 genannt wurde. Es wird sich zei- 
gen, ob die im Friedensvertrag genannten 
Mechanismen der: Konfliktregulierung, 
vor allem die gemischte politisch-mi- 
litärische Überwachungskommission, 
greifen werden. Eine Ironie der Geschich- 
te liegt in der Tatsache, daß ausgerechnet 
Experten ehemaliger Kolonialmächte 
(Portugal, Frankreich, Großbritannien) 
beim Aufbau einer vereinigten angolani- 
schen Armee und einer gemeinsamen Po- 
lizei Pate stehen werden... 

aß neben dem Vermittler Portugal 

als Garanten neben der UNO auch 

die USA und die UdSSR des Frie- 
densvertrages auftreten, beweist, daß es 
ihnen ernst ist mit der Beendigung der 
Stellvertreterkriege im südlichen Afrika. 
Nachdem der Versuch einer afrikani- 


‚schen Lösung des Angola-Konfliktes vor 


zwei Jahren gescheitert ist, und sich der 
historische Händedruck voiı dos Santos 
und Savimbi in Gbadolite in Anwesenheit 
von 18 afrikanischen Staatschefs als 
Fehlschlag herausgestellt hat, liegt nun- 
mehr die Initiative und damit auch die 
Verantwortung bei den traditionellen 
Großmächten. Dabei wird zu beachten 
sein, wie sich die USA verhalten, ist doch 
die wesentliche politische, materielle und 
militärische Unterstützung für die Unita 
aus den USA gekommen. Bereits heute 
wurde interessanterweise bekanntgege- 
ben, daß die USA offiziell die Unita wei- 
ter unterstützen werden, allerdings nicht 
mit militärischer Aufrüstung. 

Für die Zukunft Angolas ist von entschei- 
dender Bedeutung, ob die Versöhnung 
zwischen den Bürgerkriegsparteien ge- 
lingt. Können jahrelang sich militärisch 
bekämpfende Kräfte fortan nebeneinan- 
der im Rahmen demokratischer Spielre- 
geln zum Wohle des Landes und des 
Volkes arbeiten? 

Das Kräftemessen wird nun von der mil- 
litärischen auf die Ebene des Wahlkamp- 
fes verlegt werden. Die Unita hat 
während ihres letzten außerordentlichen 
Kongresses im März dieses Jahres be- 
reits mit großem Getöse den Wahlkampf 
lanciert. Auf der anderen Seite setzen 
viele Beobachter darauf, daß sich in der 


heute wesentlich offeneren MPLA die 
moderaten Kräfte endgültig durchzuset- 
zen vermögen. Auf den Sonderbeauftrag- 
ten des Präsidenten, Lobo do Nascimen- 
to, richten sich diesbezüglich viele Hoff- 
nungen. 

Vor diesem Hintergund stellt sich auch 
die Frage, ob aus den politischen Grup- 
pierungen, die sich seit der Öffnung der 
angolanischen Politik allmählich ent- 
wickeln, profilierte politische Kräfte ent- 
stehen können. So hat die "Angolanische 
Bürgervereinigung" unter Joaquim Pinto 
de Andrade in letzter Zeit einigen Zulauf 
erhalten. Offenbar gibt es eine wachsen- 
de Zahl von Menschen, die sich weder 
durch die bisherige Staatspartei noch’ 
durch die Unita vertreten fühlen; Mauer- 
aufschriften in Luanda zeugen davon: 
"Unita: Mörder, MPLA: Räuber". 

Neben dem politischen Einsatz der 
Großmächte gilt es, durch gezielte inter- 
nationale Hilfe den Wiederaufbau des 
kriegs- und dürrebetroffenen Landes in 
die Hand zu nehmen. Angola hat sich für 
Investoren geöffnet; die Hindernisse, die 
der Krieg inden Weg stellte, dürften bald 
ausgeräumt sein. Angola als landwirt- 
schaftlich und an Bodenschätzen reiches 


‘Land bedarf riesiger Investitionen, bis 


die nahezu vollständig zerstörte Infra- 
struktur wieder hergestellt sein wird. 
Doch das enorme wirtschaftliche Potenti- 
alunddie dank der Erdölvorkommen vor- 
handenen Devisen lassen hoffen, daß 
schon bald spürbare Veränderungen ein- 
treten. Die Bevölkerung Angolas wird die 
an den Wahlen teilnehmenden Parteien 
nicht zuletzt auch daran messen, was sie 
zur konkreten materiellen Besserstellung 
beigetragen haben. Dabei hat die MPLA, 
die nach wie vor den Staatsapparat kon- 
trolliert, dieMöglichkeit inder Hand, sich 
für eine künftige, demokratisch legiti- 
mierte Regierung zu empfehlen. 


Hans-Ulrich Stauffer 
(Afrika-Komitee Basel) 
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Bürgerklage 
Ich bin so fremd in meinem Vaterland, 
die Sonne will ihre Feuer nicht mehr über 
meine Tage gießen, die Tyrannei erstickt mich, 
meine Seele ist wie eine Wand, umgeben von 
den Schätzen, die meine Ahnen hinterließen. 
Ich bin so fremd in meinem eigenen Vaterland, 
die Folter ist mein Brot, mein Quartier 
Gefängniskasematten und die Angst mein 
Mantel; etwas faules Wasser nur am Rand des 
Bodens meiner Kalebasse bleibt mir, hingefällt 
im Schatten. 
(Rene Philombe, Bügerklage, Unionsverlag 1981, 
S. 42) 
amerun hatte immer eine gute 
Presse: politisch stabil, wirt- 
chaftlich scheinbar gesund, 
keine Staatsstreiche, kein Militärregime, 
keine Skandale, keine Hungersnot oder 
Flüchtlingselend, Einparteiensystem 
zwar, aber der behäbig-freundlich wir- 
kende Präsident Paul Biya, immer auf 
Reisen, ließ im Ausland nie den Eindruck 
entstehen, er präsidiere über einen Poli- 
zeistaat. Noch bei seinem jüngsten Be- 
such in Frankreich haterssich auch Mitter- 
rand als "der beste Schüler Frankreichs in 
Sachen Demokratie"angepriesen. Dabei 


hat sich Paul Biya diese gute Presse eini-- 


ges kosten lassen. Die freundliche Be- 
richterstattung des Gefälligkeitsjournali- 
sten Jaques Tillier in französischen Zei- 
tungen wurde von Biya mit rund 10.000 
Dollar monatlich honoriert. 

Die Berichte von amnesty international 
und PEN "Schriftsteller im Gefängnis" 
sprachen immer eine andere Sprache. 
Über die spärlichen Agenturmeldungen 
der letzten zwölf Monate ebenfalls. Mai 
90: Sechs Tote bei der Gründungsver- 
sammlung der ersten Oppositionspartei 
Social Democratic Front in Bamenda 
im Westen. Polizei und Armee schossen 
in die Menge. März 91: Über 30 Tote bei 
Demonstrationen in der Hauptstadt 
Yaounde€ und der Hafenstadt Doula. Im 
April: Tote in Kumban , Bafousoam, 
Foumban im Westen, Ngaoundere, Ga- 
roua im Norden, Edea im Osten, Wourri 
an der Küste. Immer dasselbe Bild: Die 
Polizei und die Armee eröffnen das Feuer 
‚auf unbewaffnete Demonstranten. Als 
Polizei und Militär das Universitäts- 
gelände stürmten, suchten verzweifelte 
Studenten Zuflucht auf dem Gelände der 
EG-Mission, hunderte tauchten unter 
oder wurden verhaftet, Siga Asanga, Pro- 
fessor für afrikanische Literatur, der die 
inhaftierten Studenten im Gefängnis mit 
Lebensmitteln versorgte, wurde gleich 
dabehalten.Aber Professor Asanga ist 
nicht irgendjemand - er ist Generalse- 
kretär der Oppositionspartei SDF. Seine 
Verhaftung sollte ein Warnung sein. Die 
Regierung Paul Biya, die nach außen 
human und stabil erschien, zeigt plötz- 
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Kamerun 


lich, wie labil und inhuman sie ist. Nur, 
der harte Griff von Polizei ud Geheim- 
dienst wirkt nicht mehr. Der Wind des 
Wandels blästauch Paul Biyains Gesicht. 
Welche Rolle spielten die Literaten, die 
Intellektuellen all die Jahre, haben sie an 
dem offiziellen Bild des Landes keine 
Korrekturen angebracht? 


"Ein Schriftsteller kann seine 
Rolle nicht frei wählen" (Mongo 
Beti) . 

Ren& Philombe war unter Präsident 
Ahidjo trotz seiner Krankheit mehrfach 
verhaftet worden. Unter den Haftbedin- 
gungen hat sich sein Gesundheitszustand 
gravierend verschlechtert Seither ist er 
auf den Rollstuhl angewiesen. Nachdem 
Paul Biya 1982 das Präsidentenamt über- 
nahm und Liberalisierung, ja Demokrati- 
sierung versprach, hat Rene Philombe am 
15. März 1984 in einem offenen Brief an- 
gemahnt, dieses Versprechen nun endlich 
wahrzumachen. 5 
Wenn man Rene Philombe in seinem be- 
scheidenen Haus am Stadtrand von 
Yaounde besuchte, konnte man die auffäl- 
lig unauffällig geparkten Autos der Ge- 
heimpolizei sehen. Nachdem der von 
Philombe gegründete Schriftstellerver- 
band APEC von systemfrommen Preis- 
sängern unterwandert worden war, hat 
Philombe die Gründung einer kameruni- 
schen Sektion von PEN-International be- 
trieben. Bei der Gründungsversammlung 
im Saal des Goethe-Instituts, das - neben- 
bei bemerkt - lange Zeit ein abhörfreier 
Treffpunkt für kritische Journalisten und 
Intellektuelle war - hat Philombe als 
Hauptgrund für die Notwendigkeit einer 
eigenen PEN-Sektion die Organsation 
"Schriftsteller im Gefängnis" angeführt. 
"Schriftsteller im Gefängnis" gewährt ju- 
ristische, aber auch materielle und finan- 
zielle Hilfe für die Angehörigen von in- 
haftierten Autoren. Rene Philombe hatte 
beides schon in Anspruch nehmen müs- 
sen. Daß die Schriftsteller in Kamerun 
neben dem von der Regierung finanzier- 
ten APEC und wegen der Gefahr willkür- 
licher Verhaftungen eine weitere Schrift- 
stellerorganisation brauchten, war eine 
Ohrfeige für die Regierung Paul Biya. 
Dabei hat Rene Philombe auch nicht ver- 
säumt, seinen Kollegen ordentlich dieLe- 
viten zu lesen. Feigheit und Opportunis- 
mus warf er ihnen vor, "Chamäleonis- 
mus", wie eres mit einem treffenden Bild 
formulierte. 
Das Beispiel Philombe zeigt, wie Zensur 
sich zu einer Existenzbedrohung aus- 
wachsen kann. Die Veröffentlichung sei- 
nes letzten Romans L’Ancien Maquis- 
ard istseitüber zehn Jahren wirkungsvoll 
verhindert worden. L’Ancien Maquis- 


ard handelt wie Mongo Betis Remember 
Ruben von den Freiheiskämpfern der 
UPC, einer Befreiungsbewegung mit 
Schwerpunkt im gebirgigen Westen. 
Auch nach der Unabhängigkeit wurde die 
UPC von Ahidjo, einem Mann aus dem 
muslimischen Norden, gnadenlos ver- 
folgt. Seither ist die Maquis (Die Befrei- 
ungsbewegung) ein Thema, über das in 
Kamerun nicht gesprochen wird. Philom- 
be hat das Romanmanuskript während 
eines Deutschlandaufenthaltes 1987 
überarbeitet. Mit Hilfe deutscher Freunde 
wurde ein reprofähiges Typoskript er- 
stellt. Als das Skript zur Schlußkorrektur 
nach Kamerun geschickt wurde, hat die 
Zensur wiederum zugeschlagen. Das per 
Post geschickte Exemplar hat Rene Phi- 
lombe nie erreicht. Nur per Boten konnte 
ihm das Manuskript endich zugestellt 
werden. Aber erschienen ist das Buch bis 
heute nicht. Die Einkünfte aus dem Ver- 
kauf dieses Buches fehlen Ren& Philombe 
jetzt mehr denn je, nachdem er auch noch 
den schmalen Verdienst als Funktionär 
beim Behindertenverband eingebüßt hat. 
Beim letzten Besuch in Yaounde& sah er 
gar nicht gut aus. Eine Herzattacke und 
die materiellen Sorgen haben ihn vorzei- 
tig altern lassen. 

Albert Mukong aus den englischspra- 
chigen Westen Kameruns war unter Prä- 
sident Ahidjo mehrere Jahre in einem 
Konzentrationslager in der Nähe der 
Stadt Foumban inhaftiert. Seine Erfah- 
rungen im Lager hat er 1985 in seinem 
Gulag-Bericht' Prisoners Without 
Crime veröffentlicht. Präsident Biya, der 
eben erst seinen Vorgänger Ahidjo wegen 
angeblicher Beteiligung an dem Putsch- 
versuch von 1984 in Abwsenheit zum 
Tode verurteilen lassen hat und jede Erin- 
nerung an Ahidjo im öffentlichen Be- 
wußtsein zu tilgen versuchte, hat dennoch 
den Verkauf von Mukongs Anklage- 
schrift gegen das Regime Ahidjo verbie- 
ten lassen. Auch bei Albert Mukong hat 
die Regierung Biya versucht, ihn nicht 
nur politisch auszuschalten, sondern ihn 
auch wirtschaftlich zu ruinieren. 


1989 hat mich die Polizei erneut verhaftet und 
mich 11 Monate ohne Anklage ins Gefängnis ge- 
sperrt. Der Grund waren die Ansichten, dieich in 
einem Interview mit der BBC geäußert hatte. 
Schon seit längerer Zeit hat die Polizei unsere 
Buchhandlung regelmäßig nach angeblich sub- 
versivem Schrifttum durchsucht, Sie haben 
Bücher beschlagnahmt oder einfach gestohlen. 
Aber vor allen Dingen haben sie mit ihren regl- 
mäßigen Belästigungen die Kundschaft vertrie- 
ben. Als ich erneut verhaftet wurde, hat der Im- 
porteur, der uns die Bücher auf Kredit oder in 
Kommission geliefert hatte, uns nicht mehr wei- 
ter beliefert. Wir mußten unsere Buchhandlung 
schließen. Meine Frau hat eine Garküche am 
Straßenrand eingerichtet und Mahlzeiten an Pas- 
santen verkauft. Damit bestreiten wir heute den 
Unterhalt der Familie. 


‚Im Mai 1990, als die Polizei für die Grün- 
dungsversammlung der Social Democra- 
tic Front in Mukongs Heimatstadt Ba- 
menda in die Menge feuerte, wurde Al- 
bertMukong erneut verhaftet. 

Mongo Beti ist Kameruns bekanntester 
Romancier, einer der führenden Schrift- 
steller des frankophonen Afrikas. Er hat 
1959, also noch während der französi- 
schen Kolonialherrschaft Kamerun ver- 
lassen, ein Opfer der Zensur. Der franzö- 
sische Erzbischof von Yaounde hatte die 
einzige Buchhandlung der Hauptstadt 
unter Druck gesetzt, Betis eben erschie- 
nenes Buch Le pauvre Christ Bomba 
nicht zu verkaufen. Heute ist Le pauvre 
Christ ein Welterfolg und Mongo Beti 
sagte bei seinem ersten Besuch in Kame- 
run nach 32 Jahren rückblickend: 


Das war daserste Mal, daß die Zensur gegen mich 
vorgegangen ist. Dabei hatte ich nichts politisches 
im eigentlichen Sinne des Wortes getan. Ich hatte, 
einen Roman geschrieben. Aber diese Erfahrung 
hat mich von Anfang an gelehrt, daß man Litera- 
tur und Politik nicht voneinander trennen kann. 


Keneur erst macht Literatur zum Politi- 
um. 

1971, als Kameruns Präsident Ahidjoden 
Oppositionspolitiker Ruben Um Nyobe 
ermorden ließ, hatte Mongo Beti mit 
Main basse sur le Cameroun, autopsie 
decolonisation’’ und dem Roman Re- 
member Ruben (1974) die Regierung 
des unabhängigen Kamerun bloßgestellt. 
Und wieder hat die Zensur zugeschlagen. 
Die Regierung Ahidjo hat über die guten 
Beziehungen zu Frankreich sogar ver- 
sucht, die Publikation von Main basse in 
Frankreich zu unterbinden. Erst nach 
einem aufwendigen Prozeß gelang es 
Mongo Beti die Freigabe seines Buches 
durchzusetzen. Diesmal hat die unabhän- 
gige Regierung in trauter Zusammenar- 
beit mit der einstigen Kolonialmacht ihre 
Zensurgelüste walten lassen. 

1982 hat der heutige Präsident Paul Biya 
von seinem Ziehvater Ahidjo die Macht 
übernommen mit großen Versprechun- 
gen, das autokratische Regime zu libera- 
lisieren. Damals hat er Mongo Beti und 
alle anderen Exilanten zur Rückkehr nach 
Kamerun eingeladen. Mongo Beti ist mit 
zahlreichen Aufsätzen in seiner Zeit- 
schrift Peuples noires - peuples africai- 
nes auf Distanz geblieben. So kam es 
einer Sensation gleich, als Mongo Beti im 
März 1991 mit seinem französischen Paß 
und einem Touristenvisum erstmals wie- 
derkamerunischen Boden betrat. 
Eingeladen hatte derClub de recherche et 
d’action culturelle? und die Conference 
national Cheik Anta Diop?”. Zusammen 
mit seinen Schriftstellerkollegen Rene 
Philombe, Gabriel Mbock, Ndachi 
Tagne, dem Literaturprofessor Ambroise 
Kom und dem Jourmalisten Ce£lestin 
Monga sollte Mongo Beti im Hilton in 
Yaound& und im Novotel in Douala Sym- 
posien abhalten zu den recht unverfängli- 
chen Themen wie "Der literarische Essay 
in Afrika“, "Literatur und Nation”, 


Kamerun 


Rene Philombe, Foto: Guy Maurette 


"Kreativität und literarische Produktion". 
Auch diesmal hat die Zensur der Regie- 
rung Biya zugeschlagen. Nur wenige 
Stunden vor den jeweiligen Veranstal- 
tungsterminen erschienen Abgesandte 
des Ministeriums für Territoriale Admi- 
nistration in den Hotels und wiesen die 
Hoteldirektoren an, die seit langem reser- 
vierten Räumlichkeiten nicht freizuge- 
ben, da für diese Veranstaltungen keine 
Genehmigungen beantragt, daher auch 
keine Genehmigungen gewährt worden 
seien. Und dieses exaktzudem Zeitpunkt, 
da Präsident Paul Biya nicht müde wird, 
seinen Landsleuten einzureden, daß er 
ihnen die Demokratie bringe: "J'apporte 
lademocratie au Cameroun". 

Wie man sich die Demokratie vorstellen 
muß, hatte wenige Wochen zuvor 
Celestin Monga am eigenen Leib erfah- 
ren. Er hatte in einem Artikel in der einzi- 
gen, von der Zensur immer heftig gebeu- 
telten oppositionellen Wochenzeitschrift 
Le Messager, die Unverfrorenheit darge- 
stellt, mit der Regierungsmitglieder in die 
Staatskasse greifen. Wegen Beleidigung 
des Präsidenten wurde er verhaftet. Der 
Chefredakteur des Messager, Pius Njawe 
wurde gleich mitverhaftet. Es gab De- 
monstrationen in Douala, geharnischten 
Protest der Journalistes sans Frontierer”), 


selbst kamerunischen Journalisten aus 
der staatlichen Agentur Cam News be- 
gehrten auf. Innerhalb weniger Tage 
mußte Anklage erhoben werden, wurde 
ein aufsehenerregender Prozeß geführt, 
in dem die beiden Journalisten zu 6 Mo- 
naten mit Bewährung verurteilt wurden. 
Das Berufungsverfahren läuft derzeit 
noch. Zum ersten Mal versagten die tradi- - 
tionellen Zensurmethoden: Kritiker 
klammheimlich wegsperren und das Vor- 
zeigen der Folterinstrumente zeigten 
keine Wirkung mehr. Mit dem Fall 
Celestin Monga war klar geworden, daß 
sich der Wind in Kamerun gründlich ge- 
dreht hatte. Dennoch glaubte die Regie- 
rung bei Mongo Beti mit noch tolpatschi- 
gerem Vorgehen Remedur schaffen zu 
können. Die Nachricht vom Auftrittsver- 
bot in Douala, hat die Leute erst recht zum 
Hilton in Yaound& kommen lassen. 

Vor den verschlossenen Saaltüren ange- 
sichts eines schon hilflosen Willkürakts 
der Zensur, hält Mongo Beti sein Plädoy- 
er für den gewaltfreien Kampf, für den 
Kampf mit Worten für das freie Wort: 


Wenn ich Klempner, Krankenpfleger oder Arzt 
wäre, könnte ich meinem Beruf nachgehen, ohne 
mich groß um die Politik zu scheren. Aber ich bin 
nun einmal Schriftsteller; ich schreibe, ich wende 
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Kamerun 


michanmeine Leser. Damit gebeichdie Entschei- 
dung über mein eigenes Schicksal aus der Hand. 
Ich kann die Rolle, die ich spielen möchte, nicht 
mehr frei wählen. Ich bin verpflichtet, den Er- 
wartungen zu entsprechen, die die Öffentlichkeit 
In mich setzt. Und offensichtlich will die Öffent- 
lichkeit, daß ich eine politische Rolle übernehme. 
Meine Erfahrung ist die, daß wann immer ich po- 
litisch Stellung bezogen habe, ist das mit freneti- 
schem Beifall quittiert worden. 


Rene Philombe, Albert Mukong, Mongo 
Beti; drei Beispiele, die zeigen, daß sich 
seit der Kolonialzeit an den Praktiken der 
Zensur nichts geändert hat. Ob französi- 
scher Kolonialgouverneur, ob Präsident 
Ahidjooder Paul Biya, das freie Wort, das 
kritische Wort unterdrückt, wer sich kri- 
tisch äußert in Wort oder Schrift muß dar- 
auf gefaßt sein, daß er eingesperrt oder 
auch wirtschaftlich ruiniert wird. 


"Das Volk hat das Recht zu ent- 
en vom wem es regiert 
wir 


'Deranglophone Dramatiker Bole Butake 

ist bisher von der Zensur weitgehend ver- 
schont geblieben. Zwargabes Bestrebun- 
gen, sein letztes Stück And Paln Wine 
Will Flow zu verbieten und den Autor in 
Haft zu setzen, aber sein Stück handelt 
von einem traditionellen Herrscher, 
einem Fon, in einem imaginären Fondom 
Ewawa. Wenn sich ein Diener des moder- 
nen Staates in dem korrupten Trunken- 
bold auf dem Thron von Ewawa wieder- 
erkennen sollte, und er daher nach der 
Zensur ruft, so käme dies einem Schuld- 
bekenntnis gleich. Bole Butales Verhal- 
tensregel lautet: 


Man muß hier sehr vorsichtig sein, was und wie 
man schreibt, denn dieses Land Ist völlig unbere- 
chenbar. Ich glaube nicht, daß man Dinge mit 
plumper Direktheit vortragen sollte, nur um zu 
beweisen, daß man ein politisch engagierter 
Autor ist. Meine Linleist dasnicht. 


And Palm Wine Will Flow wurde im 
Dezember 1990 im Hilton Hotel in 
Yaounde gespielt zum 25. Jahrestag des 
ersten Abiturjahrgangs des Sacred Heart 
College in Mankong. Bole Butake selbst 
gehört diesem ersten Abitursjahrgang der 
Schule irischer Missionare an. Das Publi- 
kum dieser Festaufführung bestand aus 
jenen Schulabgängern von 1965, ihren 
Familien und Freunden der Schule, den 
Old Boys, eine Versammlung von eta- 
blierten, beruflich erfolgreichen An- 
gehörigen der Führungsschicht in Kame- 
run. Keineswegs eine Versammlung von 
Subversiven oder potentiellen Gueril- 
leros. Um so bezeichnender ist die Reak- 
tion des Publikums auf das Stück And 
Palm Wine Will Flow. Der Herrscher 
von Ewawa führt sein Land, als obes sein 
persönliches Eigentum sei. Einen Zirkel 
von Günstlingen hält er mit reichlich 
Palmwein und großzügigen Geschenken 
bei Laune, Kritiker werden von seiner Pa- 
lastwache terrorisiert, verprügelt, ver- 
schwinden einfach in Wald der Geister. 


Ihr Land wird konfisziert bis schließlich 
das Volk aufsteht, den Palast stürmt und 
den Fon verjagt. Dialogpassagen wie 
"Das Volk hat das Recht zu entscheiden, 
von wem es regiert wird und für wie 
lange" werden von dem festlich gestimm- 
ten und festlich gekleideten Publikum mit 
Szenenbeifall, mit lauten Zurufen, er- 
munternden Pfiffen quittiert. Alle im Zu- 
schauerraum wissen, daß dies ein Zitat 
aus Paul Biyas staatphilosophischen 
Werk Liberalisme communautaire ist, 
der Liberalismus, der immer hoch ge- 
rühmt, aber nie praktiziert wurde. In der 
Schlußpassage von And Palm Wine Will 
Flow trittder Gegenspielerdes gestürzten 
Herrschers an die Rampe und spricht den 
Zuschauerdirektan: 


Bürger von Ewawa - Bürger dieses Landes! Wir 
wollen uns auf dem Marktplatz treffen und frei 
die Geschicke unseres Landes lenken. Aber nie 
wieder werden wir dulden, daß ein Mann allein 
unser Land regiert. 


Da braust der Beifall gewaltig auf, Rufe, 
Pfiffe, Gesang, Zuschauer springen auf 
undtanzen klatschend zur Bühne. Die fei- 
erliche Festgesellschaft scheint außer 
Rand und Band. Der Ehrengast des 
Abends, einer der Minister, der ebenfalls 
aus Kameruns Westen stammt, sitztunbe- 
weglich mit sauertöpfischer Miene inmit- 
ten des Tumults, ehe er möglichst unauf- 
fällig verschwindet. Die Stimmung am 
Ende der Vorstellung ist freudig erregt, ja 
kämpferisch. Und für alle Zuschauer ist 
klar, daß Ewawa, von dem Palm Wine 
Will Flow handelt, nicht ein Land hinter 
den sieben Bergen ist. Das ist Kamerun 
hierundheute. 

Aber nicht nur das Land Ewawa ist eine 
Realität, auch das Szenario, das Bole 
Butake entwirft, ist heute praktisch Rea- 
litätgeworden. Aberauch MongoBetihat 
vor verschlossenen Türen des Hilton Ho- 
tels eine Prognose und eine Befürchtung 
für die nahe Zukunft gewagt, die schnel- 
lerals jemals erwartet eingetroffen ist: 


Die Regierung steckt tief in einer Vertrauenskri- 
se. Das Volk traut ihr nicht mehr. Wenn nicht 
bald etwas geschieht, werden wir auf die Straße 
gehen müssen. Aber ich mache mir Sorgen, denn 
vielleicht wird schon morgen das Blut kameruni- 
scher Bürger vergossen werden. 


Nur wenige Wochen nach Mongo Betis 
Ansprache ist alles gekommen, wie er es 
befürchtet hat. 


Eckhard Breitinger 


Anmerkungen: 

I) Main basse... "Beutestück Kamerun - oder die Leichen- 
schau einesunabhängigen Landes 

2) Club de recherche ... Gesellschaft für Wissenschaft und 
Kultur 

3) Conference ... Nationa) Konferenz Cheik Anta Diop. Bei- 
dessindkulturelle Vereinigungen 

4) Journalistes sans frontitres - Journalisten ohne Grenzen - 
benannt nach den medicines sans frontieres. 


Ägypten 


Die zentrale Rolle Ägyptens 
bei der Neuordnung 
der Golfregion 


ie ganze Welt hat verloren. Der 

Irak hat verloren. Die Arabische 

Region hat verloren und ebenso 
die Alliierten” bemerkte der ägyptische 
Informationsminister Safwatel Sherif ge- 
genüber der Zeitschrift “The Middle 
East”. “Gewonnen haben die Gerechtig- 
keit und die Festlegung von Regeln für 
die neue Weltordnung, vorausgesetzt 
diese dient als Warnung für alle diejeni- 
gen, die versuchen, den internationalen 
Frieden oder die Rechte benachbarter 
Länder zu verletzen”. 


Am 15. Mai 1991 wurde der angesehene 
Diplomat und langjährige ägyptische 
Außenminister Esmat Abdel-Meguid in 
Kairo zum neuen Generalsekretär der 
Arabischen Liga gewählt. Nach der offi- 
ziellen Wiederaufnahme Ägyptens in die 
Arabische Liga im Jahre 1989 war im 
September 1990 auch der Sitz der Liga 
wieder von Tunis nach Kairo zurück ver- 
legt worden. Trotz der kriegsbedingten 
schweren innerarabischen Zerwürfnisse 
erhielt Abdel-Meguid die Zustimmung 
aller 21 arabischen Außenminister. Diese 
einstimmige Wahl kann als Würdigung 
derausgleichenden Rolle Agyptensinder 
arabischen Welt gewertet werden. Sie 
zeigt auch, daß Ägypteninden diplomati- 
schen Bemühungen zur Lösung des israe- 
lisch-arabischen Konfliktes und in den 
Verhandlungen über eine neue Sicher- 
heitsordnung am Golf eine zentrale Rolle 
zugeschrieben wird. Kein anderes arabi- 
sches Land dürfte zudem besser als Agyp- 
ten in der Lage sein, die mit der Golfkrise 
verbundene tiefe Spaltung der arabischen 
Welt zu überwinden und einen drohenden 
Kalten Krieg zwischen den arabischen 
Staaten zu verhindern. Als eine seiner 
wichtigsten Aufgaben bezeichnete der 
neue Generalsekretär, den Schmerz der 
“durch die Golfkrise verursachten schwe- 
ren Wunden zu lindern und die Spaltung 
in Übereinstimmung mit den Prinzipien 
der Charta der Arabischen Liga zu über- 
winden”. ? 


Selbst der Irak bemüht sich nach dem 
Ende des Kriegesum eine Annäherung an 
Ägypten. Dies kommt nicht nur in der Zu- 


Der neue Generalsekretär der Arabischen Liga 
Esmat Abdel-Meguid 


stimmung zur Wahl des ägyptischen 
Außenministers zum neuen Generalse- 
kretär der Liga zum Ausdruck. Das Regi- 
me in Bagdad ist offenbar auch bereit, so- 
wohl über Entschädigungen für ägypti- 
sche Gastarbeiter als auch über eine Be- 
teiligung ägyptischer Firmen am Wieder- 
aufbau des Landes zu verhandeln. Der 
ständige Vertreter des Iraks bei der Arabi- 
schen Liga, Nabil Nijm, bis zum Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen Bot- 
schafter in Ägypten, erklärte jüngst sogar 
in einem Interview: “Wir geben auch zu, 
und ich persönlich war Zeuge, daß der 
Präsident (Mubarak) Warnungen aus- 
sprach über das, was passieren würde .. 

Was jedoch geschehen ist, kann nun nicht 
mehr rückgängig gemacht werden. Aber 
die herrschenden Kreise im Irak diskutie- 
ren im Moment die Art und Weise wie die 
Krise gehandhabt worden ist. Laßt uns 
nun nach vorne blicken und aufhören, 
vergangene Ereignisse aufzuwühlen.”? 


Ägyptens Rolle in der Golfkrise 


Die irakische Invasion in Kuwaithhatnicht 
nur die arabische Welt in ihren Grundla- 
gen erschüttert, sondern auch die regiona- 
le Rolle Ägyptens deutlicher als je zuvor 
in Frage gestellt. Nach der Wiederaufnah- 
me der diplomatischen Beziehungen mit 
allen arabischen Staaten, der vollen Wie- 
dereingliederung in die Arabische Liga 
und der Gründung des Arabischen Ko- 
operationsrates (mit dem Irak, Jordanien 
und Nord-Jemen) versuchte die ägypti- 
sche Diplomatie in den innerarabischen 
Auseinandersetzungen zwischen Syrien 
und der PLO sowie dem Irak und Syrien 
zu vermitteln und eine Beilegung dieser 
Konflikte zu ermöglichen. Zugleich 
bemühte sich die ägyptische Regierung 
beharrlich, Fortschritte in der Palä- 
stinafrage zu erzielen. Dennoch basierte 
die regionale Stabilität auf unsicheren 
Fundamenten: Die diplomatischen Be- 
mühungen zur Lösung des Palästina- 
Konfliktes waren in eine Sackgasse gera- 
ten, die Intifada drohte ihre Dynamik zu 
verlieren und der regionale Führungsan- 
spruch Saddam Husseins kündigte neue 
Problemean. 


Die ägyptische Regierung hat auch ver- 
sucht, in der Auseinandersetzung zwi- 
schen dem Irak und Kuwait zu vermitteln. 

Diese Vermittlungsbemühungen waren 
nicht nur Ausdruck einer Außenpolitik, 
die sich friedlichen Konfliktlösungen 
verschrieben hat, sondern sollten auch 
eine mit der Anwendung von Gewalt dro- 
hende Internationalisierung der Ausein- 
andersetzungen verhindern. Der ägypti- 
sche Präsident hatte beide Seiten aufge- 
fordert, sich in den Verhandlungen flexi- 
bel zu zeigen, damit “wir keine ausländi- 
sche Macht dazu zwingen, mit uns zu 
spielen, sich in die Mitte zu stellen und 
Probleme heraufzubeschwören, deren 
Ende wir nicht einmal erahnen können”. 
Mit der irakischen Invasion in Kuwait 
war eine Internationalisierung des Kon- 
fliktes aufgrund der Verletzung eines 
grundlegenden Prinzips der Völkerge-. 
meinschaft und der zentralen strategi- 
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schen Bedeutung der Golfregion für die 
Energieversorgung der westlichen Indu- 
strieländer vorprogrammiert.” Mögli- 
cherweise hätte eine geschlossene arabi- 
sche Verurteilung der irakischen Aggres- 
sion und eine gemeinsame Entsendung 
arabischer Truppen in die Golfregion 
noch einer Internationalisierung entge- 
genwirken können. Aber unvereinbare 
Interessen und die Schwäche und geringe 
Risikobereitschaft der arabischen Staaten 
angesichts großer innerer, regionaler und 
internationaler Spannungspotentiale ver- 
hinderten eine geschlossene Reaktion auf 
die irakische Aggression gegen das arabi- 
sche Nachbarland. 


Zum Zeitpunkt der irakischen Invasion in 
Kuwait befanden sich die zwanzig 
Außenminister der arabischen Staaten 
(Tunesien war nicht vertreten) auf der 
Jahresversammlung der Islamischen 
KonferenzOrganisation in Kairo. Erst am 
Abend des zweiten Verhandlungstages, 
nach den gescheiterten Vermittlungs- 
bemühungen des jordanischen Königs, 
verabschiedeten diese eine Resolution, in 
der die irakische Aggression, das Blut- 


vergießen und die Zerstörungen in Ku- 


wait verurteilt wurden. Der Irak wurde 
aufgefordert, seine Truppen sofort und 
bedingungslos abzuziehen. Die Resoluti- 
on wurde mit 13:7 Stimmen 'angenom- 
men. Gegen sie stimmten der Irak, Jorda- 
nien, Mauretanien, der Jemen, Dschibuti, 
der Sudan und die PLO. Von der ägypti- 
schen Regierung, der während der Ver- 
handlungen über die Resolution eine zen- 
trale Rolle zukam, wurde die irakische In- 
vasion noch am 3. August scharf verur- 
teilt. Eine Erklärung des ägyptischen 
Außenministeriums forderte den Irak auf, 
seine Truppen aus Kuwait sofort zurück- 
zuziehen, die Versuche einzustellen, die 
kuwaitische Regierung mit Gewalt zu 
verändern, und der Beilegung der Diffe- 
renzen durch friedliche Verhandlungen 
zuzustimmen. ®) 


Am 8. August erklärte Mubarak in einer 
Fernsehansprache: “Ich fürchte, daß der 
Irak von verschiedenen Seiten einen har- 
ten Schlag erhalten wird. ... Wir werden 
als arabische Nation am Boden zerstört 
sein. ... Wäre es nicht besser, unser Pro- 
blem auf arabischer Ebene zu lösen? 
(...).”” Nachdem auch auf der außeror- 
dentlichen Gipfelkonferenz der Arabi- 
schen Liga am 10. August in Kairo alle 
Versuche gescheitert waren, den Irak 
doch noch zum Einlenken zu bewegen, 
unterstrich die Arabische Liga in einer 
Resolution, daß sie alle Maßnahmen un- 
terstützt, die Kuwait unternimmt, “um 
sein Territorium zu befreien und seine 
Souveränität wiederherzustellen” bzw. 
die das Königreich Saudi-Arabien zur 
Wahrnehmung seines Rechts aufllegitime 
Verteidigung für notwendig erachtet. Die 
Liga entsprach zudem dem Ersuchen 
Saudi-Arabiens und der anderen Golf- 
staaten, arabische Truppenkontingente an 
den Golf zu schicken. Die Resolution 
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Ägypten 


wurde mit 12:3 Stimmen (Libyen, Irak, 
PLO) angenommen. Algerien und der 
Jemen enthielten sich der Stimme, 
während Mauretanien, Jordanien und der 
Sudan Vorbehalte vorbrachten und an der 
Abstimmung nicht teilnahmen.® Obwohl 
der arabische Gipfel erneut die Schwäche 
und Zerrissenheit der arabischen Welt an- 
gesichts der irakischen Aggression und 
der Internationalisierung der Krise doku- 
mentierte, gelang es der Arabischen Liga 
zumindest symbolisch, ihre Handlungs- 
fähigkeit unter Beweis zu stellen. Dies 
wurde nicht zuletzt auch als Erfolg der 
ägyptischen Diplomatie und als persönli- 
cher Verdienst Mubaraks gewertet.’ Am 
11. August schickte Ägypten die ersten 
Einheiten aufden Weg zum Golf und Mu- 


aus; Al Akhbar, Kairo, 15. September 1990 


"barak stellte bereits damals resigniert 


fest, daß er “keinerlei Hoffnung” mehr 
auf “eine friedliche Lösung” habe.'® 
Dennoch appellierte er wiederholt an 
Saddam Hussein, den Irak und die arabi- 
sche Welt vor den Zerstörungen eines 
Krieges zu bewahren. 


Aus der Sicht Mubaraks konnte es Ver- 
handlungen mit dem Irak erst nach dem 
Rückzug der irakischen Armee aus Ku- 
wait geben. Sowohl die von Saddam vor- 
geschlagene Verknüpfung von Kuwait- 
und Palästinakonflikt als auch Verhand- 
lungen über territoriale Konzessionen 
Kuwaits oder die Zukunft der kuwaiti- 
schen Herrschaftsfamilie wurden abge- 
lehnt. Der ägyptischen Politik lag die 
Überzeugung zugrunde, daß “es nur zwei 
Lösungen gibt, nicht aber eine dritte”: 
Entweder Rückzug des Iraks und Wieder- 
herstellung des Status quo ante oder die 
Anwendung von Sanktionen mit dem 
Ziel, Saddam Hussein zum Rückzug zu 


The 


zwingen.!” Anfang Oktober vertrat Mu- 
barak die Auffassung, daß es - wenn die 
Sanktionsmaßnahmen der UN scheitern 
sollten - keine andere Wahl mehr als 
Krieg geben würde. Allerdings forderte 
er die Vereinigten Staaten im Verlauf des 
Novembers mehrfach auf, den ökonomi- 
schen Sanktionen noch zwei oder drei 
Monate Zeit zu lassen, bevor die Anwen- 
dung militärischer Mittel unausweichlich 
werden würde. Der ägyptische Hand- 
lungsspielraum war aber angesichts der 
eigenen politischen Vorgaben und der of- 
fensichtlichen Entschlossenheit des Irak, 
eine militärische Konfrontation mit den 
USA und denAlliierten in Kauf zu neh- 
men, sehr begrenzt. Einer innerarabi- 
schen Lösung des Konfliktes fehlten die 
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Grundlagen, da diese ohne einen iraki- 
schen Rückzug aus Kuwait nicht denkbar 
war. Die ägyptische Regierung hat auch 
die militärische Vorgehensweise der Alli- 
ierten mitgetragen, aber wiederholt her- 
vorgehoben, daß sie nur die Befreiung 
Kuwaits, nicht aber eine Zerstörung des 
Iraks unterstützt, die das militärische 
Gleichgewicht in der Region zugunsten 
nicht-arabischer Regionalmächte (Iran, 
Israel) zu verändern droht. Agypten lehnt 
auch eine militärische Intervention im 
Irak ab und fordert, daß die territoriale In- 
tegrität des Landes nicht in Frage gestellt 
werden darf. Ein Machtwechsel in Bag- 
dad kann aus ägyptischer Sicht nur durch 
die irakische Bevölkerung selbst erfol- 

en. 

ie ägyptische Außenpolitik kann weder 
aus einer vermeintlichen ökonomischen 
Abhängigkeit von den USA noch aus der 
pro-westlichen Ausrichtung der Regie- 
rung in Kairo hinreichend erklärt werden. 
Die unter Mubarak verfolgte Regionalpo- 


litik weist in ihren Zielen und Prinzipien 
sogar eine gewisse Kontinuität zu derje- 
nigen unter Nasser in den fünfziger und 
sechziger Jahren auf. Zudem ist das Ver- 
hältnis zwischen Ägypten und dem Irak 
durch eine traditionelle Rivalität gekenn- 
zeichnet, die nur zeitweilig von begrenz- 
ten Versuchen der Kooperation überla- 
gert wurde: Als der Irak unter Kassim 
1961, dem Jahr der kuwaitischen Unab- 
hängigkeit, historische Ansprüche auf 
das Emirat geltend machte, war das Regi- 
me nicht nur in der Arabischen Liga iso- 
liert, sondern wurde auch von der ägypti- 
schen Regierung in besonders scharfer 
Form angegriffen. Die Opposition Agyp- 
tens gegenüber dem irakischen Versuch 
zur Annexion Kuwaits fiel so entschieden 


aus, daß die Differenzen mit dem ideolo- 
gischen Konkurrenten. Saudi-Arabien 
zurückgestellt und die britische Interven- 
tion zur militärischen Unterstützung Ku- 
waits hingenommen wurde. Dem Irak 
warfen die Ägypter vor, mit seinen Dro- 
hungen gegenüber Kuwait die arabische 
Einheit zu gefährden und die Sicherheit 
und Interessen der arabischen Nation zu 
unterminieren.'? Ironischerweise waren 
es die nach einem Staatsstreich im Jahre 
1963 mit an die Macht gelangten Baathi- 
sten, die sowohl die Unabhängigkeit Ku- 
waits als auch die Grenzregelung aus dem 
Jahre 1932 anerkannten.'? Während die 
irakischen Ansprüche auf das Emirat im 
Jahre 1961 angesichts der Präsenz briti- 
scher Truppen, die später durch arabische 
Verbände abgelöst wurden, nicht durch- 
gesetzt werden konnten, wurde die arabi- 
sche Welt im August 1990 durch die iraki- 
sche Invasion vor vollendete Tatsachen 
gestellt. : 


Ägypten 


Wenig Sympathien für Sadd 
Hussein 


In der ägyptischen Öffentlichkeit wurde 
die Politik Mubaraks weitgehend zustim- 
mend aufgenommen und kommentiert. 
Mit seinem entschiedenen Auftreten auf 
der Arabischen Gipfelkonferenz in Kairo 
und der eindeutigen Verurteilung der ira- 
kischen Invasion konnte sich der ägypti- 
sche Präsident Anerkennung und Wert- 
schätzung erwerben. Für Saddam Hus- 
sein gab.es hingegen in der ägyptischen 
Bevölkerung kaum Sympathien. Mehrere 
Millionen Agypter haben in den letzten 
zehn bis fünfzehn Jahren als Gastarbeiter 
im Irak gelebt und dort ihre eigenen Er- 
fahrungen mit demrepressiven Charakter 
des Baath-Regimes gemacht. Noch im- 
November 1989 hatten Ausschreitungen 
demobilisierter irakischer Soldaten, Be- 
richte über schwere Mißhandlungen und 
eine Vielzahl ungeklärter Todesfälle 
unter ägyptischen Gastarbeitern große 
Unruhe in der ägyptischen Öffentlichkeit 
ausgelöst. Zehntausende flohen damals 
auf dem Luft- oder auf dem Landweg vor 
den für sie unerträglich gewordenen Ver- 
hältnissen im Irak.!® Mit der irakischen 
Invasion in Kuwait wurden erneut Hun- 
derttausende ägyptischer Gastarbeiter zu 
Flüchtlingen, die vielfach ihr gesamtes 
Hab und Gut zurücklassen mußten. 


Beliebt sind in Ägypten allerdings auch 
die Kuwaitis nicht. Selbst im Vergleich zu 
anderen Golfarabern gelten diese als be- 
sonders arrogant, und ihrem wenig sensi- 
blen Auftreten begegnen viele der ärme- 
ren, aber stolzen Ägypter mit offener Ver- 
achtung. Nicht wenige empfanden daher 
Genugtuung über die Quittung, die die 
Kuwaitis für ihr überhebliches und unso- 
lidarisches Verhalten erhielten. Hiermit 
verbunden war aber keineswegs eine 
Rechtfertigung der irakischen Annexion 
des Emirats. Die in Kuwait ausgeübten 
Greueltaten und Zerstörungen sowie die 
Unfähigkeit der arabischen Welt, der ira- 
kischen Aggression entschieden und ge- 
schlossen entgegenzutreten, verstärkten 
die Betonung einer eigenen ägyptischen 
Identität. Mit dem unerschütterlichen 
Selbstbewußtseins eines Volkes mit 57 
Millionen Menschen und einer mehr als 
fünftausendjährigen Geschichte stellten 
sich viele Ägypter erneut die Frage nach 
den Gemeinsamkeiten mit dem Rest der 
arabischen Welt. 


Die ägyptischen Oppositionsparteien 
vermochten der Regierungspolitik keine 
überzeugende politische Alternative ent- 
gegenzusetzen. Während die liberale 
Wafd-Partei die Politik Mubaraks weitge- 
hend unterstützte, wurde diese im Verlauf 
der Krise und nach dem Beginn des Krie- 
ges von der Linken und der islamischen 
Bewegung heftig kritisiert. Allerdings 
gab es auch hier zum Teil erhebliche Mei- 
nungsunterschiede.'? Während sich die 


offizielle Medienkampagne zur Mobili- 
sierung der ägyptischen Öffentlichkeit 
auf die vom irakischen Militär verübten 
Grausamkeiten, die Flüchtlingstragödie 
derägyptischen Gastarbeiterundden.des- 
potischen Charakter des irakischen Regi- 
mes konzentrierte, wurde in den Opposi- 
tionszeitungen die offizielle Politik und 
die Doppelmoral der Amerikaner heftig 
kritisiert. Selbst in der regierungsnahen 
Tageszeitung Al-Ahram kamen Autoren 
aus dem linken Spektrum und Kriegsgeg- 
ner mit von der Regierungspolik abwei- 
chenden Meinungen zu Wort. Fast alle 
Beobachter sind sich darin einig, daßesin 
Agypten die offenste und kontroverseste 
Diskussion über den Golfkonflikt in der 
arabischen Welt gegeben hat.!® Die weit- 
gehende Unterstützung für seine Politik 
und die Schwäche der Opposition erlaub- 
ten es Mubarak sogar während der Krise 
Neuwahlen zum Parlament durchführen 
zu lassen. Weder die ägyptische Außen- 
politik noch der Golfkonflikt gehörten al- 
lerdings zu den zentralen Themen des 
Wahlkampfes; im Vordergrund des Inter- 
esses standen fast ausschließlich die wirt- 
schaftlichen und sozialen Probleme des 
Landes. In den Wahlen, die allgemein als 
relativ frei und sauber bezeichnet und 
erstmals von 2000 unabhängigen Juristen 
überwacht wurden, gewann die Regie- 
rungspartei mit 348 von 444 Sitzen eine 
deutliche Mehrheit, während unabhängi- 
ge Kandidaten 83 und die linke Tagam- 
mu-Partei 6 Sitze gewannen. 

Während die Unterstützung der Bevölke- 
rung für die Politik Mubaraks zu Beginn 
der Krise eindeutig war, schien diese mit 
dem starken amerikanischen Aufmarsch 
am Golf und der drohenden militärischen 
Auseinandersetzung ambivalenteren Ge- 
fühlen zu weichen. Millionen von Agyp- 
tern hofften auf eine friedliche Lösung 
des Konfliktes und fürchteten um das 
Schicksal von Angehörigen und Freun- 
den in der Golfregion. Nicht wenige er- 
hofften sich allerdings auch von einem 
militärischen Schlag gegen Saddam Hus- 
sein ein baldiges Ende der Krise. Einige 
kleine Meinungsumfragen deuten darauf 
hin, daß die von der ägyptischen Regie- 
rung mitgetragene Politik der Sanktionen 
gegenden Irakeinschließlich dermilitäri- 
schen Vorgehensweise der Allierten von 
nahezu zwei Drittel der ägyptischen Be- 
völkerung unterstützt wurde. Allerdings 
zeigen die Umfragen auch, daß ein mil- 
tärisches Eingreifen Israels möglicher- 
weise einen Stimmungsumschwung be- 
wirkt hätte.!” Als der Kriegam 17. Januar 
begann, hielt eine deutliche Mehrheit ihn 
für unvermeidlich, da alle Versuche einer 
friedlichen Lösung des Konfliktes an der 
Unnachgiebigkeit des Irak gescheitert 
waren. Aber die weitgehende Zerstörung 
der wirtschaftlichen und miltärischen In- 
frastruktur eines arabischen Landes 
sowie die zahlreichen Opfer unter der ira- 
kischen Zivilbevölkerung_ hinterließen 
sehr gemischte Gefühle. Vielleicht kann 
die Reaktion des ägyptischen Literatur- 


blütter des iz3w, Nr. 175, August 1991 9 


Nobelpreisträgers Nagib Mahfuz in die- 
ser Hinsicht als repräsentativ gewertet 
werden: “Die Spaltung der arabischen 
Welt macht mich betroffen, die Spaltung 
in Freunde und Gegner von Saddam. Ich 
bin davon überzeugt, daß der Krieg un- 
vermeidlich war, denn er hat ja schließ- 
lich jede friedliche Regelung ausgeschla- 
gen. Aber, zugleich empfinde ich einen 
tiefen Schmerz über das, was der arabi- 
schen Nation im Irak widerfährt.”'® 


Ökonomische Auswirkungen 


Ägypten gehört zu den Ländern, die am 
härtesten von der Golfkrise getroffen 
wurden. Hunderttausende ägyptischer 
Gastarbeiter wurden durch die irakische 


Invasion in Kuwait zu Flüchtlingen. Mit 


dem Verlust der durch die Wanderarbeiter 
am Golf erzielten Einkommen und Er- 
sparnisse haben viele Familien schwere 
wirtschaftliche Einbußen erlitten. Fürden 
ägyptischen Staat waren die Überweisun- 
gender Gastarbeiter im Jahre 1989/90 mit 
4,3 Mrd. Dollar die wichtigste Devisen- 
quelle. Es wird angenommen, daß die 
Transfers im Zeitraum 1990/91 um mehr 
als 2 Mrd. Dollar zurückgehen werden. 
Hinzu kommen Kosten in Höhe von 1 
Mrd. Dollar für die Rückführung der in 
Jordanien gelandeten Flüchtlinge und 
von weiteren 5 Mrd. Dollar für die Reinte- 
gration der zurückgekehrten Gastarbei- 
ter. Von der Golfkrise schwer beeinträch- 
tigt wurde auch der Tourismus, der im 
letzten Jahr fast vollständig zum Erliegen 
kam. Dem Staat dürften hierdurch weite- 
re zwei Mrd. US-Dollar an Devisenein- 
nahmen entgangen sein. Trotz der hohen 
krisenbedingten ökonomischen Kosten 
ist es dem Land am Nil erneut gelungen, 
von seiner strategischen Lage und seiner 
zentralen Rolle während der Golfkrise zu 
profitieren. Schon im Oktober 1990 hat- 
ten die USA Agypten 7,1 Mrd. US-Dollar 
Militärschulden und die Golfstaaten 6,7 
Mrd. US-Dollar Schulden erlassen. 
Zudem gelang es der ägyptischen Regie- 
rung nach dreijährigen harten Verhand- 
lungen, sich mit demIWF aufein Reform- 
programm zu einigen. Mit dieser Verein- 
barung war der Weg frei für Umschul- 
dungsverhandlungen mit dem Pariser 
Club. Diesersicherte Ägypten am 25. Mai 
vertraglich die Streichung von 50% der 
sich noch auf 20,2 Mrd. US-Dollar belau- 
fenden staatlichen Auslandsschulden zu. 
Von den Schulden sollen 15% sofort, 15% 
in 18 Monaten und die restlichen 20 Pro- 
zentin drei Jahren gestrichen werden. Die 
verbleibenden Schulden werden darüber 
hinaus zu günstigen Bedingungen umge- 
schuldet. Die am Modellfall Polen orien- 
tierte günstige Regelung des Schulden- 
problems hat ein zentrales Problem der 
ägyptischen Ökonomie vorerst erheblich 
entschärft.” Mit der weitgehenden Ent- 
schuldung des Landes sind somit günsti- 
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ge Voraussetzungen für die Verwirkli- 
chung des Reformprogrammes und die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
geschaffen worden. 


Konturen einer regionalen Si- 


cherheitsordnung 


Völlig überraschend hat Mubarak am 8. 
Mai den Abzug der 38 000 Mann starken 
ägyptischen Truppen aus Saudi-Arabien 
und Kuwaitangekündigt. Diese Entschei- 
dung schien eindeutig im Widerspruch 
zur Damaskus-Erklärung vom 6. März zu 
stehen, die ägyptische und syrische Ein- 


% 
heiten als Kern einer neuen militärischen 
Sicherheitsordnung am.Golf vorgesehen 
hatte. Der Abzug der ägyptischen Trup- 
pen ist unverkennbar Ausdruck ägypti- 
scher Frustrationen über ausbleibende 


- Fortschritte bei der Ausarbeitung der De- 


tails dieser noch recht allgemeinen Ab- 
sichtserklärung underheblicher Differen- 
zen über die Grundlagen einer neuen re- 
gionalen Sicherheitsordnung. In einigen 
Golfstaaten herrscht offenbar die Auffas- 
sung vor, daß eine arabische Sicherheits- 
ordnung allein keinen ausreichenden 
Schutz zu gewähren vermag. Während 
Kuwait die Präsenz amerikanischer Trup- 
pen gegenüber der Anwesenheit arabi- 
scher Truppen zu bevorzugen schien, 
konzentrierte Saudiarabien seine An- 
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strengungen mehr auf die massive Er- 
höhung der eigenen Verteidigungsan- 
strengungen als auf die Bildung einer ara- 
bischen Sicherheitstruppe. Zudem wurde 
in einigen Golfstaaten die militärische 
Einbeziehung des Irans in eine regionale 
Sicherheitsordnung erwogen, während 
die ägyptische Regienung wiederholteine 
rein arabische Lösung gefordert hat. 
Diese schließt weder eine politische Ko- 
operation mit dem Iran noch eine be- 
grenzte militärische Präsenz der Verei- 
nigten Staaten aus. Eine langfristige Sta- 
tionierung amerikanischer Bodentruppen 
wird allerdings von Ägypten abgelehnt. 
Der Chefredakteur von Al-Ahram, Ibra- 
him Nafie, hat vor kurzem unterstrichen, 
daß Agypten nicht bereit ist, als “Arabi- 
sche Fassade für ein System” zu dienen, 
dessen Kem nicht-arabisch ist”. 
“Agypten wird sichankeinerSicherheits- 
ordnung beteiligen, die die Region 
zwangsläufig zur Explosion führen 
wird.”® Eine militärische Einbeziehung 
nichtarabischer Staaten würde aus ägyp- 
tischer Sicht eine weitere Fragmentie- 
rung und Polarisierung in der arabischen 
Welt vorprogrammieren. Mubarak hat al- 
lerdings mehrfach darauf hingewiesen, 
daß der Abzug der ägyptischen Truppen 
nicht der Erklärung von Damaskus wider- 
spricht. Sollte dies von den Golfstaaten 
gewünscht werden, sei Ägypten nach der 
Aushandlung der Details jederzeit bereit, 
wieder Truppen an den Golf zu schicken. 


Nach einer überraschenden Reise von 
Mubarak nach Kuwait hat die Regierung 
des Emirats deutlich gemacht, daß sie 
langfristig keine Stationierung iranischer 
oder amerikanischer Truppen auf ihrem 
Territorium wünscht. Kuwait beabsich- 
tigt allerdings, sich vor Aggressionen 
nicht in erster Linie militärisch, sondern 
politisch zu schützen. Die Unabhängig- 
keit und territoriale Integrität des Landes 
sollen durch politische Sicherheitsver- 
einbarungen mit den USA garantiert wer- 
den, während eine 26.000 Mann starke 
arabische Sicherheitstruppe voraussicht- 
lich für den Schutz der Grenzen verant- 
wortlich sein wird. Diese Truppe soll sich 
aus der Armee des Emirats, Einheiten der 
Staaten des Golfkooperationsrates und 
jeweils 3.000 Mann aus Agypten und Sy- 
rien zusammensetzen. Diese mehr sym- 
bolische Präsenz ägyptischer und syri- 
scher Truppen ist insofern überraschend, 
als militärische Kreise nach der Damas- 
kus-Erklärung noch von mehreren Zehn- 
tausend Soldaten ausgegangen waren.?” 


Eine neue regionale Sozial- und 
Wirtschaftsordnung? 


Dem Abzug ägyptischer und syrischer 
Truppen aus Saudi-Arabien und Kuwait 
liegen nicht nur Differenzen über eine 
neue Sicherheitsordnung am Golf zu- 


Ägypten 


grunde, sondern dieser ist auch Ausdruck 
der ägyptischen Verärgerung über den 
Stand der Verhandlungen über eine neue 
Sozial- und Wirtschaftsordnung. Von 
ägyptischer Seite wird nicht nur die Ein- 
richtung eines Regionalfonds zum Abbau 
der erheblichen Unterschiede zwischen 
den arabischen Staaten, sondern auch 
eine bessere rechtliche und soziale Absi- 
cherung der Wanderarbeiter in den Golf- 
staaten gefordert. Die reichen Golfstaaten 
müssen aus Gründen der internen Legiti- 
mation eine Stationierung ägyptischer 
und syrischer Truppen einerübermäßigen 
militärischen Präsenz der USA vorziehen 
und werden sich daher der Einsicht, daß 
ihre Sicherheit nur durch verstärkte An- 
strengungen zum Abbau der erheblichen 
sozialen und wirtschaftlichen Ungleich- 
heiten in der Region erhöht werden kann, 
nicht verschließen können. Ohne eine 
Umverteilung des Ölreichtums, die 
Schaffung eines institutionalisierten Aus- 
gleichs zwischen den armen und reichen 
Staaten der Region und die Intensivie- 
rung der wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit wird es langfristig keine Stabilität in 
diesem Teil der arabischen Welt geben 
können. 


Schon auf dem elften Gipfeltreffen der 
Staaten des Golfkooperationsrates Ende 
Dezember 1990 in Doha wurde nicht nur 
eine militärische Zusammenarbeit mit 
Ägypten und Syrien im Rahmen einer 
neuen regionalen Sicherheitsordnung, 
sondern auch ein umfassendes Entwick- 
lungsprogramm für die ärmeren arabi- 
schen Staaten beschlossen. Diese Ab- 
sichtserklärung gewann im Februar und 
März 1991 auf den Konferenzen von 
Kairo und Damaskus deutlichere Kontu- 
ren: Die Einrichtung eines regionalen 
Entwicklungsfonds wurde geplant, dem 
die reichen Golfstaaten jährlich 15 Mrd. 
US-Dollar zur Finanzierung von Ent- 
wicklungsvorhaben in den ärmeren arabi- 
schen Ländern zur Verfügung stellen soll- 
ten. Im Vergleich zu den hoffnungsvollen 
Ansätzen in den allerdings noch recht un- 
verbindlichen Absichtserklärungen, fie- 
len die konkreten Beschlüsse zur Umset- 
zung dieser Pläne äußerst enttäuschend 
aus. Am 22. April 1991 hatten die Finanz- 
minister der Staaten des Golfkooperati- 
onsrats in Riad die Einrichtung eines Re- 
gionalfonds beschlossen, der mit 10 Mrd. 
US-Dollar für einen Zeitraum vonzehn 
Jahren ausgestattet werden soll. Die Golf- 
staaten machten zudem deutlich, daß sie 
die Weltbank und den IWF in das Mana- 
gement des Fonds einbeziehen möchten. 
Von den Geldern des Fonds werden auch 
nicht in erster Linie die jeweiligen Regie- 
rungen profitieren können, sondern mit 
diesen soll besonders der private Sektor 
unterstützt werden. In den Golfstaaten 
herrscht offensichtlich die Ansicht vor, 
daß viele der Gelder, die sieinder Vergan- 
genheit den ärmeren Staaten zur Verfü- 
gung gestellt haben, verschwendet wur- 
den. Der neue Fonds, über den endgültig 


Vom 29.8. bis 1.9.1991 veranstal- 

ten das Kommunale Kino und die- 

Medienwerkstatt Freiburg im Al- 

ten Wiehrebahnhotf das 5. Frei- 

burger VideoForum. Neben dem 

Programm der aktuellen deutsch- 

sprachigen Videoproduktionen 

sind drei Schwerpunkte geplant: 

» Illusion -Simulation-Realität. 
(Die neue Qualität.der Bild- 
manipulation) 

» FrauenMännerBlicke 

» Village Interaction by Video 
Animation, Thalland. 


VIVA, Thalland 
Samstag, 31.8.91, 10Uhr 


Es gehört bereits zur guten Tradi- 
tion des VideoForums, Arbeiten 
von VideomacherInnen aus der 
sogenannten Dritten.Welt vorzu- 
stellen. Ihren eigenen Blick wird 
uns "Media on Society and Cultu- 
re" zeigen, eine Video-Kooperati- 
ve, deren Wurzeln In der Bangko- 
ker Studentenbewegung der 70er 
Jahre llegen. N: 
VIVA, "Village Interaction by Video 
Animation" heißtihr Programm mit 
dem Ziel, Video alsInstrument der 
Vernetzung politischen Gruppen 
im Lande zur Verfügung zu stel- 
len. Die Dorfbewohner arbeiten 
mit Video gegen Landspekulation 
und Landschaftszerstörung durch 
Abholzen oder durch Staudamm- 
projekte. Die Gemüseverkäuferin 
Leslaben benutzt Ihr selbstge- 
machtes Video, um mit der Stadt- 
verwaltung über Verkaufslizenzen. 
zu verhandeln ... 
Desweiteren wollen dlegrassroot- . 
video-workshops erreichen, daß 
sich der Nachrichtenfluß nicht nur 
wie bisher von der Metropole auf's 
Land sondern auch vom Land zu- 
rück in die Metropole bewegt. 


Weitere Informationen: 
Medienwerkstatt’ Freiburg 

_Konradstr. 20, 7800 Freiburg 
Tel: 0761 - 709757 
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auf einem Treffen der Finanzminister im 
August entschieden werden wird, soll 
demgegenüber Zeiträume und Bedingun- 
gen für die Verwendung der Gelder ver- 
bindlich festlegen. Während in der ersten 
Zeit überwiegend die Finanzierung von 
Projekten in Agypten und Syrien, den 
Verbündeten während der Golfkrise, ge- 
plant ist, sollen die Mittel des Fonds län- 
gerfristig auch anderen arabischen und 
nichtarabischen Ländern offenstehen.® 


Diese Vereinbarungen der Staaten des 
Golfkooperationsrates fallen weit hinter 
frühere Absichtserklärungen zurück und 
mußten die Erwartungen in Ägypten und 
Syrien enttäuschen. Angesichts der Dif- 
ferenzen über die zuküntfige regionale 
Sicherheitsordnung kann dieses Ergebnis 
aber nur wenig überraschen. Wenn einige 
der Golfstaaten planen, sich stärker auf 
westliche Sicherheitsgarantien als auf 
arabische Truppen zu verlassen, dann er- 
höht dies nicht das Interesse an einer re- 
gionalen Ausgleich sozialer und wirt- 
schaftlicher Unterschiede. Die deutliche 
Zurückhaltung, mit der die reichen Golf- 
staaten nach dem Ende des Golfkrieges 
der Einrichtung eines Regionalfonds be- 
gegnen, dürfte allerdings auch mit den 
unerwartet hohen Kosten des Golfkon- 
fliktes zusammenhängen. Dieserhat zwar 
die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
Verringerung der erheblichen regionalen 
Ungleichheiten gefördert, aber auch die 
für einen regionalen Ausgleich zur Verfü- 
gung stehenden Ressourcen deutlich re- 
duziert.? 


Perspektiven 


Der Golfkonflikt hat nicht nur erneut den 
strategischen Stellenwert der Region für 
die Erdölversorgung der westlichen Indu- 
strieländer offenbart. Er hat auch gezeigt, 
daß eine langfristige Stabilisierung der 
Region ohne den Abbau der zentralen 
Konfliktpotentiale nicht möglich ist. Die 
Verringerung der erheblichen sozialen 
und wirtschaftlichen Ungleichheiten, die 
Respektierung grundlegender Men- 
schenrechte, die Gleichberechtigung eth- 
nischer Minderheiten und die Demokrati- 
sierung politischer Strukturen sowie eine 
Lösung des israelisch-arabischen Kon- 
flikts sind entscheidende Voraussetzun- 
gen für Frieden, Sicherheit, Zusammen- 
arbeit und Entwicklung in der Region. 


Der große alte ägyptische Marxist Moha- 
med Sid-Ahmed hat wiederholt eine neue 
arabische Ordnung gefordert, die den 
weltweiten Veränderungen nach dem 
Endedes Ost-West-Konfliktes besser ent- 
spricht: In einem idealen Szenario stehen 
sich, Sid-Ahmed zufolge, nicht mehr ara- 
bische Revolutionäre und konservative 
Eigentümer arabischen Ölreichtums ge- 
genüber, sondern repressive Regime, 
seien sie reaktionär oder “fortschrittlich”, 
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und die Verfechter einer demokratische- 
ren arabischen Welt. Ein solchesSzenario 
setzt aber nicht nur einen Prozeß der Insti- 
tutionalisierung und Demokratisierung in 
den reichen Golfstaaten, sondern auch er- 
hebliche Anstrengungen zur Verringe- 
rung der sozialen und wirtschaftlichen 
Ungleichheiten in der arabischen Welt 
voraus. “Dies ist essentiell, um in den be- 
völkerungsreichen, ärmeren arabischen 
Staaten eine grundlegende Ursache für 
das Aufkommen von kriegslustigen und 
herausfordernden Diktatoren wie Sad- 
dam Hussein zu entfernen. Ein solches 
System mit friedlichen Mitteln zu errich- 
ten ist keine einfache Aufgabe. Protago- 
nisten wie Saddam Hussein sind charis- 
matisch; Vertreter einer vernünftigeren, 
rationaleren Politik sind dies viel weni- 
ger. Bestimmte arabische Länder, zum 
Beispiel Ägypten, könnten in der arabi- 
schen Welt zu einem Modell für eine ver- 
stärkte Institutionalisierung und Demo- 
kratisierung werden.” ?® 

Frank Gesemann 
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Interview 


"Die ökologische Frage beginnt 
für uns am Arbeitsplatz .. .' 


Interview mit dem PT-Chef Luis Inacio da Silva 


Die aktuellen Wirtschaftsdaten 
Brasiliens sind nach wie vor depri- 
mierend. Inflation und Preise stei- 
gen, während die Industrieproduk- 
tion im letzten Jahr kontinuierlich 
gesunken ist. Nach Meinung der 
Opposition ist das ökonomische 
Modell von Fernando Collor de 
Melo gescheitert. Collor hat in den 
Präsidentschaftswahlen von 1989 
nur knapp gegen den Kandidaten 
der sozialistischen Arbeiterpartei 
PT, Luis Inacio da Silva, genannt 
"Lula", gesiegt. Der Metallarbeiter 
und Gewerkschaftsführer Lula 
gehörte 1979 zu den Mitbegründern 
der PT, die innerhalb weniger Jahre 
zu einer der stärksten Parteien Bra- 
siliens avancierte. Doch die Auf- 
bruchstimmung der frühen Jahre 
ist vorbei. Seit der verlorenen Präsi- 
dentschaftswahl 1989 und den Gou- 
verneurswahlen im letzten Jahr, bei 
denen die PT keinen einzigen Gouv- 
erneursposten erringen konnte, ist 
die Partei in der Krise (s.a. zur Ge- 
schichte der PT '"blätter des iz3w'' 
Nr. 164, zur Wirtschaftspolitik Coll- 
or de Melos Nr. 166 und zu dessen 
Wahlsieg Nr. 163), 


Frage: Welche Auswirkungen hatte denn der Fall 
der Mauer aufdie Wahlenin Brasilien 1989? 


Lula: Sie können sich nicht vorstellen, 
wiedieses Ereignis in Brasilien gegen uns 
benutzt worden ist. Dabei hatten wirmehr 
als jede andere politische Organisation 
die moralische Autorität, den Realsozia- 
lismus zu kritisieren. Die PT hat sich be- 
reits als sie sich 1980 gründete gegen den 
Typ von Sozialismus gewandt, der in der 
Sowjetunion und in Europa existierte. 
Wir haben die Einheitspartei nicht akzep- 
tiert. Wir haben nicht akzeptiert, daß es 
keine Freiheit und keine Autonomie für 
die Gewerkschaften gab und daß eine Op- 
position nicht erlaubt war. Als die Infor- 
mationen über den Fall der Mauer in Ber- 
lin und den Sturz anderer Regierungs- 
chefs kamen, hat sich die PT zurückgezo- 
gen, statt den Sozialismus zu verteidigen 


Foto: Tina Röper 


und das zerfallende Modell zu kritisieren. 
Wir waren verschüchtert, beschämt und 
perplex angesichts dessen, was da pas- 
sierte, und dadurch hat die Rechte sehr 
viel Macht gewonnen. Sie wiederholte im 
Fernschen Tag für Tag, daß die PT kom- 
munistisch ist und daß der Kommunis- 
mus zusammengebrochen ist, und wir 
hatten nicht den Mut und die Kraft, zum 
Gegenangriff zu starten. Wir haben gezö- 
gert, und ich glaube, daß dies ein schwer- 
wiegender Fehlerunserer Kampagne war. 


Durch Ihren überwältigenden Erfolg bei den 
Kommunalwahlen hat die PT ja großen Einfluß 
auf viele Stadtverwaltungen gewonnen. Sie stellt 
sogar in Metropolen wie Säo Paulo den Bürger- 


meister bzw. die Bürgermeisterin. Doch seit der 
verlorenen Präsidentschaftswahl scheint sich die 
PT ineiner Dauerkrise zu befinden. Wieso? 


Für uns ist jede Wahl, die wir verlieren, 
ein Grund zur Sorge und Beunruhigung. 
Aber wirmüssen aufpassen, denn Wahlen 
sind nicht alles bei der PT. Sie sind Instru- 
ment, ein Mittel, aber kein Selbstzweck. 
Und deshalb kümmern wir uns um die 
Wahlen, aber wir kümmern uns noch 
mehr darum, daß die Arbeiter fürihre spe- 
zifischen Kämpfe organisiert bleiben, für 
Lohnerhöhungen, für die Verbesserung 
der Lebensbedingungen in ihren Wohn- 


vierteln etc.. 1992 wird es neue Wahlen 
geben, und wir werden versuchen, die 
Partei so zu organisieren, daß wir dann 
einen kraftvolleren Wahlkampf führen 
können als 1989 und 1990. Und auch für 
die Präsidentschaftswahlen 1994 werden 
wir viel besser ausgerüstet sein. 


Welche Richtung muß die PT einschlagen? Wo 
sehen Sie Defizite? 


Im November wird der erste Parteikon- 
greß der PT stattfinden. Auf diesem Kon- 
greß sollen die neuen Parteirichtlinien er- 
arbeitet werden. Ein Thema wirdauchder 
Sozialismus sein. Mit dem Realsozialis- 
mus ist Schluß, Jetzt müssen wir den So- 
zialismus pragmatischer diskutieren. Wo 
haben sich die Sozialisten geirrt? Wo hat 
die Partei, die sogenannte Einheitspartei, 
Fehler gemacht? Wir müssen heute bei 
der Gestaltung unseres demokratischen 
Sozialismus-Modells sachlicher sein, 
weniger utopisch, obwohl wir die Utopie 
als Lebensperspektive nie aus den Augen 
verlieren dürfen. Auf dem Kongreß wer- 
den Wir auch die Reorganisation der Par- 
tei auf den verschiedenen Ebenen disku- 
tieren. Wir werden auch darüber spre- 
chen, wie wireine Sprache finden, mit der 
wir die weniger gebildeten Sektoren der 
Bevölkerung erreichen können. Die 
Rechte belügt und betrügt das Volk. Sie 
macht Versprechen, die sie nachher nicht 
halten kann. Wir wollen das nicht. Wir 
versuchen eine spezielle politische Spra- 
che zu finden, damitdie Menschen unsere 
Botschaften richtig verstehen. 


Welche wirtschaftlichen Auswirkungen hat denn 
die deutsche Vereinigung und der politisch-ge- 
sellschaftliche Umbruch in Osteuropa für Latein- 
amerika? 


Für uns ist die Situation viel schwieriger 
geworden. Für die Bundesrepublik ist es 
einfacher und billiger, in der ehemaligen 
DDR zu investieren, weil der Markt näher 
ist. Es ist auch billiger in der Tschechoslo- 
wakei, in Ungarn, in Rumänien und in 
Polen zu investieren als in Bolivien, in 
Chile, in Uruguay oder in Paraguay. Wir 
in Lateinamerika müssen begreifen, daß 
wir jetzt in Wissenschaft, Forschung und 
Technologie investieren und unsere indu- 
strielle Entwicklung vorantreiben müs- 
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sen, damit wir uns irgendwann selbst ver- 
sorgen können. Solange wir auf Geld von 
außerhalb warten, das niekommt, werden 
wir uns nicht entwickeln. Wir müssen, 
ausgehend von unseren eigenen Ressour- 
cen und unseren eigenen Möglichkeiten, 
einen Ausweg finden. 


Die Auslandsschulden von Polen wurden erlassen 
und der Pariser Club hat auch Brasilien ge- 
drängt, die polnischen Schulden abzuschreiben. 
Welche Lösung sehen Sie für die Auslandsschul- 
den Brasiliens von insgesamt 122 Milliarden 
Dollar? 


Wir meinen, daß die Schuldenfrage von 
einemökonomisch-finanziellen zueeinem 
politischen Problem gemacht werden 
muß. Wenn die Schulden als politisches 
Problem begriffen werden, dann wird 
auch politisch über sie diskutiert werden 
von Regierung zu Regierung. Sonst sind 
die Banker die Ansprechpartner, und die 
haben weniger Einfühlungsvermögen als 
die Politiker. Wie stellt man das an? Ein 
Schuldnerland allein ist vielleicht zu 
schwach. Es müßte eine gemeinsame In- 
itiative der Länder der sogenannten Drit- 
ten Welt, der Schuldnerländer, geben, 
damit die Schuldenfrage politisch disku- 
tiert wird. Außerdem müßte eine neue in- 
ternationale Wirtschaftsordnung ge- 
schaffen werden, damit die Welt etwas 
gleicher und gerechter würde. Die Titel 
deröffentlichen brasilianischen Schulden 
sind hier im Ausland nur 30 Prozent wert. 
Das heißt eine Schuld von 100 Milliarden 
ist hier nur 30 Milliarden wert. Es wäre 
sehr viel gerechter, wenn diereichen Län- 
der sagen würden, also wir kaufen die 
Titel und Ihr schuldet uns noch 30 Milliar- 
den Dollar, und wirreden darüber, wie das 
bezahlt werden kann. Stattdessen zahlen 
wir Zinsen für eine Schuld, die in Wirk- 


lichkeit viel weniger wert ist. R 


Wiebeurteilen Sie die Wirtschaftspolitik des der- 
zeitigen Präsidenten Fernando Collor de Melo? 


Mit seinem ökonomischen Modell hat er 
in nur 14 Monaten erreicht, daß unser 
Bnuttosozialprodukt um 6,7 Prozent ge- 
sunken ist, mit der Perspektive in zwei 
Jahren um 10 Prozent zu sinken. 6 1/2 
Millionen Menschen sind in Brasilien ar- 
beitslos und der Mindestlohn ist der nied- 
rigste in der Geschichte Brasiliens. 


Welche Maßnahmen müßten ergriffen werden, 
um dieSituation zu verbessern? 


Ich gehe davon aus, daß es für kein Pro- 
blem eine Lösung geben wird, wenn in 
Brasilien nicht die Probleme der Bildung 
und der Nahrungsmittelerzeugung gelöst 
werden. Ein Volk, das hungert und nicht 
ausgebildet ist, kann auch nicht über das 
Bewußtsein verfügen, um für seine Rech- 
te zu kämpfen. Und so würden wir zu al- 
lererst massiv in die Bildung investieren, 
um Schulen für die acht Millionen Kinder 
zu bauen, die keine Schule haben und um 
den Abgang von Kindern vor dem ersten 
Schulabschluß zu verhindern. 

Außerdem würden wir in die Nahrungs- 
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mittelproduktion investieren, mit einer 
Agrarpolitik, die die kleinen und mittle- 
ren Bauern bevorzugt, Mindestpreise ga- 
rantiert und die Abnahme der Produktion 
gewährleistet. Mit technischer Hilfe von 
Seiten des Staates könnte man genügend 
Nahrungsmittel erzeugen, um sie - falls 
notwendig - zu einem bestimmten Zeit- 
punkt auch umsonst an die ärmsten 
Schichten der Bevölkerung zu verteilen, 
bis diese in die Lage versetzt werden, 


ihren Lebensunterhalt selbst zu bestrei- 
ten. Wir müssen umverteilen, damit Bra- 
silien wieder wächst. In den letzten 20 
Jahren gab es eine große Konzentration 
von Reichtum in den Händen weniger 
Leute. Dieser Reichtum muß verteilt wer- 
den, damit die Bevölkerung wieder kon- 
sumieren und ihre eigenen Produkte kau- 
fen kann, damit die Unternehmen Ar- 
beitsplätze schaffen können und so Löhne 
gezahlt werden, über die wiederum neue 
Arbeitsplätze entstehen. Das ist die Logik 
des Kapitalismus. Und ich glaube, daß 
mit massiven staatlichen Investitionen in 
die kleine und mittelständische Industrie, 
die gesellschaftlich notwendigen Kon- 
sumgüter wie Kleidung, Schuhe, Hygie- 
neartikel etc. produziert, Tausende von 
Arbeitsplätzen geschaffen werden könn- 
ten. Damit könnte Brasilien die gegen- 
wärtige Wirtschaftskrise überwinden. 
Das sind die Sofortmaßnahmen, die wir 
ergreifen würden, wenn wir an der Regie- 
rung wären. Aber wir haben leider nicht 
gewonnen, und das Volk muß sehr teuer 
dafürbezahlen. 


In Europa fallen die Grenzen, im nächsten Jahr 
soll der europäische Binnenmarkt Wirklichkeit 
werden. Wie werden die Lateinamerikaner gegen 
die wirtschaftlich starken Europäer bestehen 
können? 


Die Regierungen von Brasilien, Argenti- 
nien, Uruguay und Paraguay haben jetzt 
MERCOSUL gegründet und damit die 
Integration der südlichen Länder Süd- 
amerikas ermöglicht, mit der Perspekti- 
ve, einen gemeinsamen Markt in einem 
Land ohne Grenzen aufzubauen. Ich 
glaube, daß das schon ein Fortschritt ist. 
Es gibt da aber leider ein Problem. Da wir 
in bezug auf Technologie, Bildung und 
Bruttosozialprodukt arme Länder sind, 
befürchte ich, daß wir nur Armut und 
Elend tauschen können. Richtiger wäre 
es, wenn wir uns gegenüber solchen Part- 
nern politisch und wirtschaftlich öffnen 
würden, die über neue Technologien und 
neue Formen der Produktion verfügen 
und die Entwicklung unseres Landes er- 
leichtern könnten. 


Die Industrieländer drängen beiden GATT-Ver- 
handlungen immer wieder darauf, daß Brasilien 
undandere Länder dersogenannten Dritten Welt 
die noch vorhandenen Handelshemmnisse besei- 
tigen und ihre Wirtschaft liberalisieren. Wie ste- 
henSiedazu? 


Die Erste Welt sagt immer, daß die Wirt- 
schaft Brasiliens abgeschottet ist und der 
Staat zu stark in die Wirtschaft eingreift. 


Nur wenn wir alle Hemmnisse und Gren- 
zen beseitigen, würde Brasilien konkur- 
renzfähig. Aber jetzt in der Uruguay- 
Runde, als die Frage der Agrarprodukte 
diskutiert wurde, haben wir festgestellt, 
daß die reichen Länder nach außen eine 
bestimmte Theorie vertreten, aber die 
Praxis ganz anders aussieht. Daß sie 
große Geldmengen in die Agrarsubventi- 
on investieren, um ihre Bauern zu schüt- 
zen, widerspricht der Marktöffnung, die 
sie von uns ih Lateinamerika verlangen. 
Ich glaube, daß die sogenannten reichen 
Länder zumindest in der Frage der Agrar- 
produktion flexibler sein müßten, um den 
armen Ländern eine winzige Chance im 
Wettbewerb zu geben. 


Imnlchsten Jahr wird in Riode JaneirodieInter- 
nationale Umweltkonferenz ECO '3 stattfinden. 
Gerade Brasilien steht aufgrund der Regenwald- 
zerstörung im Kreuzfeuer der Kritik. Welche Be- 
deutung haben Umweltfragen fürdiePT? 


Ökologische Fragen haben für uns in der 
PT ein außerordentliches Gewicht, vor 
allem, wenn wir die Ökologie umfassend 
begreifen. Die ökologische Frage redu- 
ziert sich nicht auf Amazonien. Wir müs- 
sen auch an die Verschmutzung durch die 
Fabriken in der Ersten Welt denken und 
uns klarmachen, daß heute das wichtigste 
vom Aussterben bedrohte Lebewesen auf 
der Erde der Mensch ist. Die ökologische 
Frage beginnt für uns am Arbeitsplatz, bei 
den Arbeitsbedingungen, den Wohnver- 
hältnissen, ob es in den Häusern Wasser 
und Kanalisation gibt, ob der Lohn fürdie 
Schaffung einfacher hygienischer. Ver- 
hältnisse ausreicht. Dann erst kommen 
wir zu den Autos, zu den Bäumen und 
zum Regenwald. Das heißt, für uns hat die 
Ökologie eine sehrtiefe soziale Dimensi- 
on. Wenn man meint, daß Amazonien die 
Lunge der Welt ist, dann sind die Aus- 
landsschulden die Lungenentzündung. 
Wenn diese Lungenentzündung geheilt 
würde, bliebe auch die Lunge erhalten. 
Aus diesem Grund fordern wir nicht nur 
von den Deutschen, sondern auch vonden 
anderen Ländern einen größeren Beitrag 
für eine Politik der Entwicklung in Ama- 
zonien, die auch den Naturschutz berück- 
sichtigt. Wenn hier das Gespräch auf - 
Amazonien kommt, wird fast nur von den 
Indianern geredet. Mehr als alle anderen 
wollen wir die indigenen Kulturen erhal- 
ten. Doch in Amazonien gibt es 250.000 
Indianer, aber 17 Millionen Einwohner. 
Viele Millionen Menschen, die im Re- 
genwald leben, sind keine Indianer. Diese 
Menschen brauchen Ärzte und Schulen. 
Aus diesem Grund sind wirbezüglich der 
ECO'92 beunruhigt. Wir werden nnichter- 
lauben, daß die Umweltkonferenz nurein 
großes Feuerwerk wird, eine einzigartige 
Fernsehshow mit 150 Staatschefs, ohne 
daßetwas Konkretes dabei herauskommt. 


Das Interview führte Marie-Agnes 
Heine im Juni 1991, während einer 
kurzen Deutschlandvisite Lulas 


Nicaragua 


Sandinismus ohne bäuerliches 


Antlitz 


Die neue und unerwartete Situation 
nach der Wahlniederlage hat in der 
FSLN (Sandinistische Befreiungs- 
front) im Vorfeld des Parteitages 
vom Juli ‘91 eine intensive Diskussi- 
‚onum die Gründe des Scheiterns 
und den zukünftigen Weg entfacht. 
Der nicaraguanische Soziologe 
Rene Mendoza hat die gesellschaft- 
liche und politische Realität in zwei 
Landgemeinden Nicaraguas unter- 
sucht, in denen die Wahlergebnisse 
stark differierten und hat mit sei- 
nen Schlußfolgerungen in diese 
Debatte eingegriffen. Einen wesent- 
lichen Grund für die Niederlage der 
FSLN in den meisten Landgemein- 


"Früher waren wir schüchtern, wir konn- 
ten nichteinmal sprechen. Die Revolution 
hat uns die Zunge gelöst. Das macht die 
wütend, die immer gewollt haben, daß wir 
uns weiter benehmen wie ängstliche Hüh- 
ner. Wenn sie jetzt nichts tun, um ihre Ver- 
sprechungen zu halten, wird es ihnen 
gehen, wie dem Stier, der unters Joch 
gezwungen wird. Dona Violeta darfnicht 
vergessen, daß das Volk sie, so wie es sie 
eingesetzt hat, auch wieder vertreiben 
kann. Sie weiß schon, daß das Volk das 
Sagenhat". 

(Sprecherin der Bauern aus El Arenal). 


as Volk irrt sich nie”, sagt das 
De ‚Die Völker irren 

sich, aber sie wissen, sich zu korri- 
gieren”, sagte Präsident Daniel Ortega 
am 27.2.1990, zwei Tage nach der Wahl. 
Hat sich die FSLN geirtt, als sie in ihrer 
Innen- und Außenpolitik auf Verhandlun- 
gen setzte? 
Heute haben wir Frieden, aber welches ist 
der Preis? Bedeutet dieser Rückschlag, 
daß die Armen ihre Ansprüche einmal 
mehr zurückstellen müssen? 


Im Wahlergebnis kamen sehr gemischte 
Gefühle zum Ausdruck, viele Dinge 
spielten eine Rolle, Kreuze und Gewehre, 
Tränen und Land, Geld und Feste. Es 
genügt nicht, zu sagen, daß die Wirt- 


densiehterinder zentralistischen 


Partei- und Entscheidungsstruktur, - 


die das Eingehen auf die unmittel- 
baren Bedürfnisse der kleinen 
Leute, speziell der Bauern, 
erschwerte und dazu führte, daß 
mittlere Kader sich aufabstrakte 
Parolen zurückzogen und sich nicht 
mit.der Vielschichtigkeitlokaler 
Gegebenheiten und der unmittelba- 
ren Lebenswelt der Bauern ausein- 
andersetzten. 

Die umfangreiche Studie erschien 
im September 1990 in der Zeit- 
schrift “envio”. Wir haben einige 
Auszüge übersetzt. 


schaftskrise undder Krieg die Ursache für 
die Niederlage der Sandinisten waren. Es 
reicht auch nicht, zu sagen, daß der Krieg 
niederer Intensität Erfolg gehabt hat. Das 
glauben die Imperialisten. Aber sie irren 
sich, wenn sie glauben, daß die Hoffnun- 
gen des Volkes nicht nur aufgeschoben, 
sondern begraben sind. 

Wir wollen nicht den Einfluß des Krieges 
und der Wirtschaftskrise auf das Wahler- 
gebnis leugnen. Das Volk wählte vor lee- 
ren Tellern und mit einer Pistole an der 
Schläfe. Aber es wählte auch in einem 
gesellschaftlichen Klima, wo es sich von 
der FSLN nicht repräsentiert fühlte, die 
um der “nationalen Einheit’ willen die 
Bourgeoisie verhätschelte. 

Wenn die Völker der Dritten Welt sich zu 
befreien versuchten, haben die USA 
immer mit Krieg und wirtschaftlichem 
Druck reagiert. Die ganze Revolution - 
und nicht nur die Wahl - war durch Krieg 
und Wirtschaftskrise beeinflußt. Nur die 
Macht des Volkes, der Bauern, der klei- 
nen Leute, die im Klassenkampf ihren 
Ausdruck findet, entscheidet über das 
Schicksaleiner Revolution. 


Wer gegen den Krieg, fürden Frieden und 
für Wohlstand stimmt, stimmt nicht 
gegen die Revolution, sondern gegen den 
Imperialismus, denn Krieg und Armut 
wurden nicht von der FSLN dekretiert, 


sondern vom Imperium gewollt. Aber das 
Wahlergebnis bringt auch zum Ausdruck, 
daß “man sich nicht mit dem Stärkeren 
anlegen soll.” In beiden Aspekten kommt 
unsere geopolitische Realität und der 
Selbsterhaltungsinstinkt des Volkes zum 
Ausdruck. 

Davon müssen wir ausgehen, wenn wir 
unsere Realität kreativ und pragmatisch 
verändern wollen. Dazu einige Thesen: 


1. Die Dialektik zwischen der Macht- 
struktur auf lokaler Ebene und der Macht- 
struktur auf der Ebene des Gesamtstaates 
ist das Rückgrat einer Revolution. Sie ist 
der Schlüssel für die Ausarbeitung und 
Umsetzung eines wirtschaftlichen Ent- 
wicklungswegs und eines politisch- 
militärischen Modells. Sie ist auch der 
Punkt, von dem wir ausgehen müssen, 
wenn wir die Volksbewegung reorgani- 
sieren underneuern wollen. 


2. Aufder Ebene des Dorfes spiegeln sich 
die nationale Realität und die lokale Rea- 
lität in zweierlei Denk- und Redeweisen 
wieder: die eine ist dorfspezifisch und 
gemeinschaftsorientiert und befaßt sich 
in landläufiger Sprache mit familiären 
und wirtschaftlichen Problemen, mit Fra- 
gen der Arbeit und grundlegenden 
Bedürfnissen wie der Wasserversorgung 
oder dem Maisfeld. Auf dieser Ebene gibt 
es keine unversöhnlichen Widersprüche 
und ist die Politik kein Hindemis. Sie ist 
der Raum der bäuerlichen Identität. Die 
andere ist national und international. Sie 


ist politisiert und ihre Sprache ist nicht 


lokal gefärbt. In dieser Sprache wird über 
die Plattformen der politischen Parteien 
debattiert und es wird abgehoben von 
“Militarismus”, “Religion” oder “natio- 
naler Befreiung” geredet, in dieser Spra- 
che nimmt der Klassenkampf Gestalt an 
und es werden schier unüberwindbare 
Unterschiede geschaffen. Es ist ein 
schwerer Fehler, die lokale Realität aus 
dem Blickwinkel der nationalen Realität 
zu betrachten und im lokalen Bereich in 
der Sprache des nationalen Bereichs zu 
sprechen. 
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"Wandbild für die Frau”, als es gerade unter grauer Farbe verschwin 


3. Absprachen zwischen verschiedenen 
Machtzentren, verschiedenen Herren, 
haben in unserem Land schon Tradition. 
Sie lassen die Interessen der Bevölke- 
rungsmehrheit unberücksichtigt, sie 
ignorieren die sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Strukturen der Bauern- 
schaft und der Dörfer. Auf solche Abspra- 
chen zu setzen und nicht einmal neue, 
kreative Elemente in die Verhandlungen 
einzubringen, wird immer zum Scheitern 
desrevolutionären Projekts führen. 


4. Der Sandinismus ist eine Bewegung, 
keine Partei. Viele Leute, die gegen die 
FSLN gestimmt haben, sind Sandinisten. 
Die FSLN, die eine Bewegung ist, han- 
delte wie eine Partei und verlor. Sie sollte 
weder eine traditionelle Avantgarde sein, 
die mit niemandem verhandelt, noch eine 
Partei, die versucht, Interessengegensät- 
ze auszugleichen. Die Herausforderung 
für den Sandinismus besteht darin, lokal 
und national zu sein, klassenübergreifend 
und klassenkämpferisch. Ohne die Auto- 
nomie des Volks gibt es keine Avantgar- 
de. Wir müssen wieder eine Bewegung 
werden. 


5. Die Konterrevolution (Contra) ist ein 
Produkt des Imperialismus, Quantitativ 
hatte sie am Ende noch genau so viele 
Truppen wie zu ihren besten Zeiten. Aber 
qualitativ war sie nicht mehr dieselbe: Ihr 
somozistisches Erbe - ihre strukturelle 
Logik - und hunderte ehemaliger Natio- 
nalgardisten, waren bereits besiegt. Die 
Nabelschnur, die die Contra mit den Mör- 
dern Sandinos verbunden hatte, war 
bereits durchtrennt. Der Somozismus ist 
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tot. Die Leute, die bis vor kurzem die 
Truppen der Konterrevolution bildeten, 
sind Bauern. Trotz ihrer Greueltaten, Ent- 
führungen und Morde unterscheiden sich 
ihre Motive von denen des Somozismus. 
Ihre Fehler sind zum großen Teil ein Pro- 
dukt des Krieges selbst undeine Folge der 
politischen, militärischen und wint- 
schaftspolitischen Fehlerder FSLN. 


6. Paradoxerweise konnte man die natio- 
nale Versöhnung und die Demobilisie- 
rung der Contra nur erreichen, wenn man 
für die Konterrevolutionäre stimmte. Der 
Druck der Imperialisten und das Fehlen 
eines wirtschaftspolitischen Konzepts, 
das die Interessen der Bevölkerungs- 
mehrheit zum Ausdruck gebracht hätte, 
ließen es aussichtslos erscheinen, daß 
nach einem Wahlsieg der Sandinisten ein 
Ende des Krieges undein wirtschaftlicher 
Aufschwung zu erreichen gewesen wäre, 
Deshalb sagt ein erheblicher Prozentsatz 
der Bauern: “Wir haben uns (bei der 
Stimmabgabe) ‘geirrt’, um den Frieden 
zuerreichen"... 


7. Die Abhängigkeit des Bauern vom 
Grundbesitzer wurde von der Revolution 
nicht bekämpft. Im Gegenteil, der Staat 


versuchte, sich an die Stelle des Grundbe- 
sitzers zu setzen, dieselbe hierarchische 
Herrschaftsform aufrechtzuerhalten und 
aus dieser Position heraus mit anderen 
Herren zu verhandeln, darunter auch mit 
der Kirche. Dies beeinflußte die Vorstel- 
lung der Bauern von der Revolution und 
hatte auch Auswirkungen auf das Wahler- 
gebnis. 


Der bäuerliche Charakter der 
Revolution ging verloren 


Als der Krieg niedriger Intensität sich 
gegen die wirtschaftlichen Ziele der 
Revolution richtete, versuchte die Revo- 
lution (FSLN) Kompromisse mit der 
bourgeoisen Minderheit zu schließen und 


‚schuf eine vertikale Beziehung zwischen 


Kadern und Volk, die bei den arbeitenden 
Massen auf scharfe Ablehnung stieß. 


Die sandinistische Revolution entstand 
auf dem Land und konsolidierte sich im 
informellen Sektor in den Armenvierteln 
der Städte. Auf diese beiden Achsen - 
nicht nur auf die Städte - stützte sich die 
Strategie des Volksaufstands und so 
wurde 1979 der Sieg errungen. Lange 
Jahre waren die führenden Sandinisten 
dieser Dynamik gefolgt. Sie kamen aus 
der Stadt und gingen aufs Land.oder in die 
Armenviertel und gingen dort in den 
Untergrund. Lange Zeit später kehrten sie 
in die Stadt zurück, setzten sich in den 
aufständischen Vierteln fest, erreichten 
Kommandopositionen und wurden zu 
den Helden des Sieges, den “neuen Men- 
schen”. Unterdessen lebten die Bauern, 
die immer schon im Untergrund der 
Geschichte gelebt hatten, weiterhin im 
Untergrund und waren weiterhin die 
“alten Menschen”. Gleichzeitig gab es 
noch eine zweite Dynamik. Da die Rea- 
lität der Illegalität ein konspiratives Vor- 
gehen gegen den Somozismus erforderte, 
wurde die politisch-militärische Strategie 
durch “Linien” festgelegt (die von oben 
nach unten an die Compafieros weiterge- 


geben wurden, A.d.Ü). Der Apparat, der 
diese “Linien” hervorbrachte, institutio- 
nalisierte sich, und dieser Stil hat sich bis 
heute gehalten. Auf nationaler Ebene und 
in den letzten fünf Jahren der revolu- 
tionären Regierung waren die Bauern und 
die städtischen Massen von der politi- 
schen und wirtschaftlichen Entschei- 
dungsgewalt ausgeschlossen. 

Die sandinistische Regierung räumte den 
zentralistisch geleiteten Kooperativen 
und den großen agroindustriellen Projek- 
ten Priorität ein und bekämpfte die klei- 
nen Händler, die sie als Spekulanten 
bezeichnete. 

Schon vor 1979 wurde das Leben der 
Landgemeinden von Repräsentanten der 
Außenwelt bestimmt. Der Aufstand 
gegen Somoza von 1977-1979 stellte bis 
zu einem gewissen Grad eine dialekti- 
sche, horizontale Beziehung zwischen 
der Machtstruktur der Landgemeinde und 
der Machtstnuktur außerhalb der Landge- 
meinde her. Nur bis zu einem gewissen 
Grad, denn im Grunde wurde durch den 
Aufstand der Klassencharakter der loka- 
len und der nationalen Auseinanderset- 
zung vernebelt und die Hauptlosung war: 
“Alle gegen die Diktatur!”. 


In der Schule des Aufstands wurden viele 
Landgemeinden zum Nährboden für 
potentielle politische Kader. Nach dem 
Triumph wurden diese Kader der FSLN 
in den Landgemeinden zu Repräsentan- 
ten der Machtstruktur außerhalb der 
Landgemeinden. Die FSLN als Apparat 
entfremdete sich den lokalen Gegeben- 
heiten. Die lokalen sandinistischen Hel- 
den wurden zu Briefträgern, die Linien 
nach unten weitergaben. Für die Bauern 
drückt sich Politik in erster Linie in der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entwicklung ihrer engeren Heimat aus. 
Voraussetzung für diese Entwicklung ist 
die Entwicklung des politischen Bewußt- 
seins. Doch darum kümmerte sich die 
Revolution nicht vorrangig. Während des 
Kampfes gegen die Somoza-Diktatur 
benutzten die FSLN-Kader die ländli- 
chen Gebiete als persönlichen Schutz- 
raum, als Rekrutierungsraum für neue 
Guerrilleros und als Waffenversteck. Die 
FSLN suchte Kader zu gewinnen, die 
ihrer Strategie folgten, um die Diktatur zu 
stürzen. Nach dem Triumph der Revoluti- 
on kamen dieselben Kader, zusammen 
mit denen, die in der Landgemeinde 
rekrutiert worden waren, dorthin zurück 
als Verwalter, mit Linien, die von oben 
nach unten weitergegeben wurden wie 
Manna vom Himmel. Sie förderten nicht 
die Mobilisierung und Organisierung der 
Landgemeinde, ermöglichtenes den Bau- 
ern nie, zu historischen Subjekten zu wer- 
den. Sie tendierten dazu, die Bauern als 
unmündig zu betrachten. 

Ein Volk zu sein, das Herr seiner 
Geschichte ist, heißt nicht, ein Kind zu 
sein, das Orientierungshilfen braucht, um 
laufen zu können und das alles von der 
Partei oder vom Staat erhält. Die Landge- 
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meinden ebenso wie die Stadtviertel, die 


.gewerkschaftlichen, sozialen oder reli- 


giösen Bewegungen müssen ihre Auto- 
nomie erringen, die unabdingbare Vor- 
aussetzung, um eine Revolution zu 
machen. Heute brauchen wir mehr als je 
zuvor diese Autonomie und die Fähigkeit 
des Volks, sich zu organisieren und die 
Volksmacht auszuüben, die Entwicklung 
der Dörfer voranzutreiben. 

Die Bauern lehnten die sandinistische 
Politik der “Konzertierung” (Verhand- 
lungen mit der Bourgeoisie bzw. Zuge- 
ständnisse an sie, A.d.U.) ab. Die arbei- 
tenden Massen spürten, daß sie bei den 
Wahlen wenig zu gewinnen und viel zu 
verlieren hatten. 

Selbst im Wahlkampf sprachen die 
führenden Sandinisten in Managua mit 
den katholischen Kirchenoberhäuptern, 
aber nicht mit den Armen aus den Basis- 
gemeinden, auf dem Land sprachen sie 
mit der Bourgeoisie und nicht mit den 
armen Bauern. Die Armen waren nicht 
eingeladen, als Ländereien an die Rei- 
chen zurückgegeben wurden. Alles das 
wurde dem Volk alsein Zugeständnis dar- 
gestellt, das um der nationalen Einheit 
willen gemacht werden müsse. Die loka- 
len Gegebenheiten wurden nicht genug 
beachtet, doch letztlich bestimmten sie 
das Wahlergebnis. Wo die FSLN die Wahl 
gewann, z.B. in Wiwili, lagdas an derdor- 
tigen Basisarbeit der FSLN, die von den 
lokalen Gegebenheiten ausging. 


In all diesen Jahren wurde, wenn von 
Politik die Rede war, das Nationalbe- 
wußtsein beschworen, die Souveränität, 


= SE 
Öffentlicher Wasserhahn in Wiwili 


die Selbstbestimmung, der Krieg gegen 
die Contras, der Sandinismus, “ein freies 
Vaterland oder der Tod.” Aber trauriger- 
oder glücklicherweise will das Volk leben 
und außerdem willes auch noch ein freies 
Vaterland, nicht umgekehrt. Es will 
weder Krieg noch Hunger - beides Arten 
des Sterbens. Man muß sich klarmachen, 
daß “das Vaterland” in den Augen der 
Armen, die von der FSLN vernachlässigt 
wurden, nicht existiert oder eine Erfin- 
dung der Sandinisten ist. Das Vaterland 
der Armen ist ein anderes als das der Rei- 
chen. Das Vaterland der Armen beginnt 
mit ihrem Dorf, ihrer Geschichte und 
ihrem Lebensunterhalt. 

Die Bourgeoisie istes, die das allergrößte 
Interesse daran hat, über Abstraktes zu 
reden, Worte zu gebrauchen, die keinen 
Inhalt mehr haben. Im Namen des Vater- 
lands, der Freiheit und im Namen Gottes 
hat sie die imperialistische Aggressions- 
politik unterstützt. Angesichts der Kon- 
zertierung mit dieser Bourgeoisie, auf die 
sich die FSLN eingelassen hatte, rückte 
das Vaterland für die Armen in noch wei- 
tere Ferne. 


Wiwili - ein Ausblick auf die 
Zukunft 


Wiwili ist der Hauptort einer Großge- 
meinde mit 84 Unterbezirken (comarcas). 
Größere Dörfer in der Gemeinde, wie 
Plan de Grama oder El Carmen, fungieren 
als Hauptort für die umliegenden (dünn 
besiedelten) comarcas.. Wiwili, wo 
1933/34 Sandino und seine Leute eine 
Kooperative errichteten, liegt an der 
Landwirtschaftsgrenze (wo sich die Sied- 
lungen aus fruchtbareren Gegenden ver- 
triebener Bauern in das allenfalls von 
Indianern bewohnte Wald- und Odland 
vorschieben, A.d.U.). In den 15 Dörfern, 
Neuansiedlungen und Tälern, die in der 
Nähe der Hauptorte liegen, gewann die 
FSLN die Wahl mit durchschnittlich 
68%. In den abgelegensten Gegenden der 
Großgemeinde und in den Gebieten, die 
von wohlhabenden Viehzüchtern und 
Kaffeebauern dominiert werden, erhielt 
die FSLN durchschnittlich nur 18% der 
Stimmen. 

Die FSLN versuchte lange Zeit, die 
Unterstützer der Contra auf ihre Seite zu 
ziehen - mit wenig Erfolg. Die Regierung 
“verhätschelte”, wie man in Wiwili sagt, 
die großen Viehzüchter, wie die Tinocos, 
die vom Staat 150 ha Land erhielten, 
Leute, die dennoch nie aufhörten, die 
Contra zu unterstützen. 


Die Vorzugsbehandlung, die die FSLN 
den Reichen zuteil werden ließ, ent- 
täuschte die armen Bauer, die kleinen 
Viehzüchter und Kaffeeproduzenten. Sie 
fühlten sich durch die FSLN nicht reprä- 
sentiert. Besonders in der näheren Umge- 
bung von Wiwilf gibteseine starke sozia- 
le Differenzierung. Die armen Bauern, 
sogar die Teilpächter und Tagelöhner, 
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sehen den reichen Bauern, den Patrön, als 
ihr wirtschaftliches Vorbild, sie wollen 
eines Tages so gut dastehen wie er. Der 
reiche Bauer gewährt dem armen Kredit, 
gibt ihm Arbeit, ist sein Taufpate und 
Bürge, auch wenn er ein arroganter Aus- 
beuter ist. Die Armen wissen, daß sie 
nichts zu gewinnen haben, wenn sie 
gegen den Patrön rebellieren, aber viel zu 
verlieren: die Arbeit und vielleicht das 
Leben. Warum sollten sie also auf eine 
Revolution setzen, deren Kader mit den 
Reichen kungeln und nicht mit den 
Armen? 

Der arme Bauer fühlte sich einerseits mit- 
betroffen, wenn das Land des Patrön kon- 
fisziert wurde, andererseits fühlte er sich 
bedroht und um seine Träume betrogen, 
wenn die Sandinisten den Patrön “verhät- 
schelten”... Alles wurde der Logik der 
militärischen Konfrontation untergeord- 
net, ohne die bäuerliche Welt und die Pro- 
duktionsbedingungen zu beachten. In 
Kriegsgebieten wie Wiwilf wurde ein 
lokales Selbstverteidigungssystem auf- 
gebaut. Die Bauernbeteiligten sich daran, 
denn es ging darum, das Gewehr in die 
Hand zu nehmen und den eigenen Wohn- 
ort zu verteidigen. Später war die “Linie” 
des Sandinistischen Volksheers, die Bau- 
ern, die sich an der Selbstverteidigung 
beteiligten, in andere Kampfgebiete zu 
schicken. Die Bauern wehrten sich und 
gingen zur Contra über, um näher bei 
ihren Familien sein zu können. 


Ansätze einer weniger hierarchi- 
schen Struktur 


Wie erklärt sich die Ausnahme? Wiwili 
war der einzige Ort an der Landwirt- 
schaftsgrenze, wo die FSLN die Wahl 
‚gewann. Woher dieser Sieg, mitten im 
Kriegsgebiet? Nur wegen der Erinnerung 
an Sandino? Ein wichtiger Faktor ist die 
Korrektur der politischen und militäri- 
schen Arbeit der FSLN seit 1983. Die 
Bauern und die Stadtbevölkerung wurden 
stärker an den Entscheidungen beteiligt 
und lokale Machtstrukturen wurden mehr 
berücksichtigt. Inden Gebieten der Groß- 
gemeinde, wo die Contra nur sporadisch 
auftauchte und wo die FSLN militärisch 
und politisch dauernd präsent war, hatte 
die Contra keinen großen Einfluß, und die 
Revolution wurde, hauptsächlich wegen 
der Gesundheitsversorgung, die sie trotz 
knapper Ressourcen inden wenigerabge- 
legenen Gebieten aufrechterhalten konn- 
te, wo die Bedrohung nicht so groß war, 
von den Bauern im allgemeinen positiv 
gesehen. 

Entscheidend war auch, daß die Bevölke- 
rung lernte, daß sie mitreden konnte, daß 
Repräsentanten der Staatsmacht sich 
nicht über ihre Bedürfnisse hinwegsetz- 
ten. Mehrere Faktoren spielten in diesem 
Prozeßeine Rolle: 

- Wichtig war die Bildung von Kommis- 
sionen, in denen die Vorsitzenden der 
Kooperativen gemeinsam mit Behörden- 
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vertretern und Militärs die Lösung 


“ militärischer, wirtschaftlicher und politi- 


scher Probleme in Angriff nahmen 
- die Selbstorganisation in den Neuan- 
siedlungen für Kriegsvertriebene 
- die Arbeitsweise der Staatssicherheit, 
deren örtlicher Chef erklärte: “Es ist kein 
Verbrechen, mitder Contra zusammenzu- 
arbeiten, wenn man dort Familienan- 
gehörige hat. Man kann nicht verhindern, 
daß jemand seinen Bruder oder seinen 
Onkel unterstützt, meine Aufgabe ist es, 
erzeugungsarbeit zu leisten”. Zwi- 
schen 1983 und 1989 wurden nur zwei 
Bauern (wegen Unterstützung der Con- 
tra) festgenommen; 
- die Rolle der Gemeindeverwaltung. Die 
Gemeinde übernahm die Verantwortung 
für das gesamte Gesundheitswesen, das 
durch Ausbildung von Hebammen und 
bäuerlichen Gesundheitsbrigadisten 
große Breitenwirkung erreichte. Eine 
große Rolle spielte die Arbeit von Leuten 
wie dem bisherigen Bürgermeister 
(Javier Barahona), der sich ohne Über- 
heblichkeit um die Probleme der Bauern 
kümmert, ohne daß sie in sein Büro kom- 
men müssen. Sie vertrauen ihm und sehen 
in ihm einen Repräsentanten des Sandi- 
nismus. “Wirmüssen lernen, Probleme zu 
lösen, nicht Berichte zu schreiben”, sagt 
‚er. Große Fortschritte wurden erreicht, 
die von allen gewürdigt werden: die Bau- 
ern erhielten Zugang zu Krediten, alle 
Stadtviertel, alle sozialen Schichten und 
alle staatlichen Institutionen beteiligten 
sich am Bau der sieben Kilometer langen 
Wasserleitung, die unter dem Rio Coco 
hindurchführt... 
Diese Fortschritte und die neuen Ent- 
scheidungsstrukturen, die sie möglich 
gemacht haben, überwinden politisch- 
ideologische Gegensätze und die Wirt- 
schaftskrise. Sie werden auch die Wahl- 
'niederlage überdauern. 


Wie geht es weiter? 


Wenn die sandinistische Revolution sich 
lediglich als Partei präsentiert, als natio- 
nalistische, klassenübergreifende Bewe- 
gung, riskiert sie, vom Kapitalismus ver- 
einnahmt zu werden. Der Sandinismus ist 
von den Armen hervorgebracht worden 
und ist für die Armen da. Nationalistisch 
zu sein und einen Klassenstandpunkt zu 
haben, ist kein Widerspruch, sondern 
ergänztssich dialektisch. 

Selbständig zu denken ist eine Aufgabe 
für Jahrhunderte. In zehn Jahren kann 
man nicht Jahrhunderte der Ausbeutung 
und Entfremdung auslöschen. Nicht 
gegen den Imperialismus zu kämpfen, 
bedeutet, sich mit dem bloßen Überleben 
zufriedenzugeben. “Die Armen haben 
keine Partei, nur Bedürfnisse”, sagte 
Daniel Ortega, als er am 25.4.90 die 
Regierungsgewalt abgab. Die Armen 
sind für würdevolle Bescheidenheit und 
lehnen Überheblichkeit ab. Die Niederla- 
ge kann eine Chance sein, mit Ameisen- 


schritten eine Strategie der wirtschaftli- 
chen Entwicklung von unten zu erarbei- 
ten, die der Bevölkerungsmehrheit 
zugute kommt. 


Wir müssen die FSLN demokratisieren, 
zu den Armen zurückkehren, wo wir her- 
kommen, wir dürfen uns nicht mehr als 
Avantgarde aufspielen, nicht mehr die 
ländlichen Gebiete und die sozialen 
Bewegungen im Flugblattstil politisie- 
ren, sondern die Organisierung und 
Mobilisierung, ausgehend von lokalen 
Problemen, vorantreiben und die nationa- 
len Probleme aus dieser Perspektive 
betrachten, Machtstrukturen demokrati- 
sieren, Opportunismus und Korruption 
abstreifen, denn die Glaubwürdigkeit 
einer Organisation ist ebenso wichtig wie 
die jedes einzelnen ihrer Repräsentanten. 
Wenn wir das schaffen, haben wir damit 
die Irreversibilitätt' der Revolution 
bestätigt. Wir haben verloren, um eine 
FSLN an der Seite der Armen zu gewin- 
nen. 


Übersetzung: 
Christian Neven-du Mont 


Die sozialmedizinische 
Hilfsorganisation 


medico international 


sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
Ärztin oder Arzt 


als Vollzeitmitarbeiter/in für unsere 
Geschäftsstelle in Frankfurt am Main. 
Zum Aufgabengebiet gehören: 

- konzeptionelle und organisatorische 
Planung ‚ Betreuung und Evaluierung 
von Soforthilfe- und Langzeitprojek- 
ten auf der Grundlage eines ursache- 
norientierten Konzepts der Primären 
Gesundheitsversorgung und in enger 
Zusammenarbeit mit Organisationen 


in Ländern der sog. Dritten Welt. 

- Projekt- und sachbezogene Öffent- 
lichkeitsarbeit, z.B. im Rahmen von 
Publikationen , Vorträgen und Kam- 
pagnen 


Wir wünschen uns eine Mitarbeiterin 
oder einen Mitarbeiter mit Phantasie, 
Realitätssinn und Engagement, Be- 
rufs- und möglichst Auslandserfah- 
rung. Sprachkenntnisse in Englisch 
und möglichst auch in anderen Fremd- 
sprachen sollten vorhanden sein. 

Wir bitten um schriftliche Bewerbun- 
genbis 15.09.1991 an: 

medico international 
Obermainanlage”, 

6000 Frankfurt/M.1 


FAO 


Zwischen Machbarkeitswahn 


und Technikgläubigkeit 


Kritik ander Food and Agricultu- 
ral Organisation (FAO) ist nichts 
Neues. In der Vergangenheit ist 
diese UN-Unterorganisation immer 
wieder Gegenstand heftigster Kri- 
tik gewesen. Doch so massiv wiein 
der April-Ausgabe der britischen 
Umweltzeitschrift ‘The Ecologist” 
ist die FAO bislang wohl noch nicht 
angegriffen worden.In einem von 
42internationalen Umwelt- und 
entwicklungspolitischen Aktions- 
gruppen unterzeichneten offenen 
Briefan den Generalsekretär der 
FAO, Eduard Saouma, gipfelt die 
Kritik indem Vorwurf, die von der 
FAO geförderte Poltitik seieine we- 
sentliche Ursache für Hunger, öko- 
logische Zerstörung und Verar- 
munginden Ländern der Dritten 
Welt. Gefordert wird dieStrei- 
chungaller Gelder und eine radika- 
le Neuorientierung der FAO. 


ie letzte große Welle der Kritik 
D» in den 70er Jahren an die 

Türen der FAO-Zentrale in Rom 
geschwappt. Damals geriet die von der 
FAO geförderte “Grüne Revolution” ,d.h. 
die Förderung des Anbaus sogenannter 
“Hochertragssorten”, unter Beschuß, von 
der sich die FAO-Offiziellen die Lösung 
der Welthungerkrise versprochen hatten. 
Diese mit so vielen Hoffnungen befrach- 
tete “Revolution” endete in einem ökolo- 
gischen und sozialen Desaster. 
Vandana Shiva zeigt in einer ihrer neue- 
ren Veröffentlichungen "die katastropha- 
len Auswirkungen der “Grünen Revoluti- 
on” am Beispiel des Punjab: Traditionelle 
Sorten sind von Hochertragssorten ver- 
drängt worden, was zu einem Verlust an 
genetischer Vielfalt führte. Desweiteren 


ist durch die Propagierung von Monokul- 


turen der Pestizidverbrauch drastisch an- 
gestiegen. Die neuen Sorten, die dreimal 
mehr Wasser benötigen, verursachen 
vielfach Wasserknappheit. Schließlich 
führte die “Grüne Revolution” zu einer 
Marginalisierung von Kleinbauern, wel- 


che die steigenden Investitionskosten 
nicht mehr tragen konnten. 

Wer nun gehofft hatte, die FAO würde aus 
der massiven Kritik, die selbst von UN- 
eigenen Forschungsinstituten ® geteilt 
wurde, ihre Lehren ziehen, sah sich 
getäuscht. 

Noch immer wird die “Grüne Revoluti- 
on” von der FAO als zumindest technolo- 
gischer Erfolg verkauft, noch immer 
bleibt die FAO-Strategie fixiert auf die 
Förderung von Agrarprodukten für den 
Export und die Propagierung der unbe- 
dingten Notwendigkeit moderner Tech- 
nologie zur Lösung der Ernährungskrise. 

Nach wie vor tut die FAO nichts, um Bau- 
ern in der Dritten Welt bei der Entwick- 
lung von Alternativen zu den sogenann- 
ten “High-Input”-Systemen zu helfen, 
nach wie vor beschäftigt sich nicht einer 
der Mitarbeiter der FAO-Zentrale mit der 
Erforschung traditioneller Anbaumetho- 
den. Statt dessen scheint die moderne 
Gentechnologie auf die technikgläubigen 
ExpertInnen der FAO wie eine Wunder- 
droge zu wirken. 


Allheilmittel Export? 


Es wäre sicherlich unfair, die FAO für die 
vom Kolonialismus geerbte exportorien- 
tierte Agrarstruktur vieler Staaten der 
Dritten Welt verantwortlich zu machen. 
Doch hat sich die FAO auch keine sonder- 
liche Mühe gegeben, an diesen Struktu- 
ren etwas zuändern. 

Spätestens Ende der 60er Jahre, als die 
Handelsbilanz von landwirtschaftlichen 


Produkten für viele Länder des Südens 
defizitär wurde, da die Nahrungsmit- 
telimporte drastisch stiegen,wurde über- 
deutlich, daß Agrarexporte keine Lösung 
für die Nahrungsprobleme der Dritten 
Welt darstellen konnten. 

In der Tat hatten zahlreiche FAO-Studien 
immer wieder die Instabilität und Unbe- 
rechenbarkeit des internationalen Waren- 
marktes beklagt. Als verhängnisvoll er- 
weisen sich die unkalkulierbaren Preis- 
sprünge des internationalen Agrarmark- 
tes insbesondere für die Staaten, deren 
Export auf nur wenigen Produkten be- 
ruht. 

Zudem sinken die Preise für die wichtig- 
sten Agrarprodukte kontinuierlich. 1989 
stellte das FAO “Committee on Commo- 
dities” in einem Bericht fest,daß die Ex- 
portpreise für Agrarprodukte 1988 nied- 
riger lagen als 1980. Inder zweiten Hälfte 
der 80er Jahre lagen die ‘Preise für die 
Hauptexportprodukte Kakao,Kaffee und 
Tee um 25% unter denen von 1980. Doch 
die FAO weigert sich bislang 
standhaft,aus diesen Erkenntnissen die 
erforderlichen Kosequenzen zu ziehen. 
-Trotz der hohen Kompetenz, die sie sich 
selbst zuschreibt, sah sich die FAO außer- 
stande,ihre Mitgliedsstaaten bei der 
Suche nach Lösungen fürdie Probleme zu 
unterstützen, die dieexportorientierte Po- 
litik dieser Länder erzeugt hatte.Unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß die 
FAO ihrem eigenen Anspruch nach dazu 
da ist, die Sicherung der Ernährung der 
Weltbevölkerung zu gewährleisten, kann 
es nur erstaunen, wie eine solche Organi- 
sation eine Strategie fördern kann, die die 
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ärmsten Staaten dazu bringt, einen Teil 
ihrer Agrarprodukte in Staaten zu expor- 
tieren, die sich vor Überproduktion kaum 
noch retten können. 

“Kleinbauern zu ermutigen, sagen wir, 
grüne Bohnen für den Export zu produ- 
zieren, trägt nichts zur Sicherheit des Pro- 
duzenten bei. Man könnte weitergehen 
und sagen: dies ist oft ein Rezept für Hun- 
ger”? 


FAO und Pestizide 


Zwischen 1972 und 1985 stiegen die Pe- 
stizidimporte in Asien um 261 %, in Afri- 
ka um 95% und in Lateinamerika um 
48%.’ Weltweit werden jährlich 3 Millio- 
nen Fälle akuter Pestizidvergiftungen ge- 
meldet, von denen 20,000 tödlich enden.’ 
Die Dunkelziffer dürfte angesichts der 
unzuverlässigen Statistiken noch weit 
höherliegen. 

Diese trostlose Bilanz alleine der FAO in 
die Schuhe schieben zu wollen, wäre si- 
cherlich falsch, doch mußte die von der 
FAO propagierte Strategie der Exportori- 
entierung und konsequenten Durchme- 
chanisierung der Landwirtschaften der 
Dritten Welt nicht zwangsläufig zu einer 
Steigerung des Pestizidverbrauchs dieser 
Länder führen? Und hat nicht gerade die 
FAO offen eine massive Steigerung des 
Pestizidverbrauchs gefordert? 

Hinzu kommen die schon traditions- 
gemäß ausgezeichneten Beziehungen der 
FAO zur agrochemischen Industrie. In 
den 60er Jahren gründete die agrochemi- 
sche Industrie eine Lobbyvereinigung 
mit dem Namen “Groupement Internatio- 


nale des Associations des Pesticides” 


(GIFAP). Diese Vereinigung wiederum 
schuf innerhalb der FAO das Verbin- 
dungsbüro “Industry Cooperative Pro- 
gramme”(ICP), in dem von Chemiefir- 
men abgestelltes Personal gemeinsam 
mit FAO-Technikern zusammenarbeiten 
konnte. In den frühen 70er Jahren wurden 
gemeinsame Seminare von FAO und ICP 
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FAO 


Die FAO 


Die Ermährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten 


. Nationen wurde als erste UN-Son- 


derorganisation im Oktober 1945 
mit Sitzin Rom gegründet. 

Sie ist mit 158 Mitgliedsstaaten und 
weit über 6000 MitarbeiterInnen bis 
heute die größte der UN-Unterorga- 
nisationen. 

Die FAO analysiert land-, forst-, 
und fischereiwirtschaftliche Pro- 
bleme insbesondere der Dritten 
Welt, macht Vorschläge zu deren 
Überwindung und leistet zu diesem 
Zweck technische und finanzielle 
Hilfe. 1987 waren etwa 2000 Ent- 
wicklungsexpertInnen der FAO in 
rund 2700 Hilfsprojekten einge- 
setzt. 

Der reguläre Etat der FAO beträgt 
für 1991-1992 560 Milionen US- 
Dollar. Dieser Etat wird fast aus- 
schließlich durch die Pflichtbeiträ- 
ge der Mitgliedstaaten aufgebracht. 
Diese berechnen sich nach dem je- 
weiligen Nationaleinkommen der 
Mitgliedstaaten. 

Der größte Teil der Projektkosten, 
die 1987 etwa 333 Millionen Dollar 
betrugen, wurde zu etwa gleichen 
Teilen aus freiwilligen Beiträgen 
der Industriestaaten sowie aus Mit- 
teln des UN-Entwicklungspro- 
gramms (UNDP) aufgebracht. Hef- 
tiges Zähneklappern herrscht bei 
der ohnehin unter chronischer Fi- 
nanznot leidenden FAO, seit die 
UNDP 1990 entschieden hat, ihre 
Projekte künftig direkt mit den na- 
tionalen Regierungen abzuspre- 
chen und nicht mehr über die FAO 
abzuwickeln, wodurch die FAO 
eine ihrer wichtigsten Finanzquel- 
len verlieren würde. 

Die alle zwei Jahre tagende Mitglie- 
derkonferenz wählt einen 49köpfi- 
gen Rat sowie den Generaldirektor. 
Daneben existieren verschiedene 
Sonderausschüsse für die Program- 
mierung und Koordinierung der 
FAO- Aktivitäten. 

Insbesondere der seit 1976 amtie- 
rende Generaldirektor der FAO, 
Edouard Saouma, wurde immer 


.wieder aufgrund seines selbstherrli- 


chen und autoritären Führungsstils 
kritisiert. 


in verschiedenen Teilen der Dritten Welt 
abgehalten, um neue und bessere Ver- 
triebsmöglichkeiten für Pestizide zu erar- 
beiten. 
Die verstärkte Lobbyarbeit der chemi- 
schen Industrie zeigte ihre Früchte nicht 
nur in der Formulierung von Strategiepa- 
pieren, einige Chemie-Multis erhielten 
innerhalb der FAO gar einen halboffiziel- 
len Status als Projektberater.‘ 
Obwohl der halboffizielle Charakter der 
Beziehungen zwischen Agroindustrie 
und FAO aufgrund des Druckes von 
NGOs und FAQO-internen Protesten been- 
det wurde (das ICP mußte die FAO Mitte: 
der 70er Jahre verlassen), existieren im 
informellen Bereich nach wie vor ausge- 
zeichnete Beziehungen. Noch 1989. 
wurde ein FAO-Workshop über Pesti- 
zidmanagement von einem Mitarbeiter 
derGIFAP geleitet.” 
Eine spürbare Reduzierung des Pestizid- 
verbrauchs gehört nach wie vor nicht zu 
den Prioritäten der FAO. Eher scheint es 
darum zu gehen, bessere Kontrollmög- 
lichkeiten zu schaffen, um den weitver- 
breiteten Mißbrauch von Pestiziden ein- 
zugrenzen. 
In diesem Zusammenhang ist auch der 
“Internationale Verhaltenskodex über 
den Handel und Gebrauch von Pestizi- 
den” zu sehen, den die FAO 1985, also 
immerhin 25‘Jahre nach Beginn des FAO- 
Pestizidprogramms, vorstellte. Dieser 
Kodex enthält freiwillige Verhaltens- 
standards, die eine verantwortliche Han- 
delspraxis sowie einen sicheren und effi- 
zienten Gebrauch von Pestiziden garan- 
tieren sollen.® 
Sechs Jahre nach Einführung des Verhal- 
tenskodex ist die Bilanz trotz einiger er- 
zielter Fortschritte ernüchternd. Eine Stu- 
die des Pesticide Action Network ? stellte 
1989 fest, daß verantwortungslose Prakti- 
ken nach wie vor weit verbreitet seien (die 
Studie listet über 130 Verstöße gegen den 
Kodex auf) und sich die Hoffnung, man 
könne über freiwillige Verpflichtungser- 
klärungen einen sicheren Gebrauch von 
Pestiziden in Ländern der Dritten Welter- 
reichen, als Illusion erwiesen habe. 
Anzeichen füreine Wende der FAO-Stra- 
tegie hin zu einer Verringerung des Pesti- 
zidverbrauchs sind gegenwärtig nicht zu 
erkennen. Im Gegenteil: in ihrem wichti- 
gen Strategiepapier “World Agriculture: 
Towards 2000” forderte die FAO noch 
1987 eine jährliche Steigerung der Aus- 
gaben für Pestizide bis zum Jahr 2000 u 
3%. 


Mythos “Nachhaltige Entwick- 
lung”. 


Mit dem inflationären Gebrauch des Mo- 
debegriffs “nachhaltige Entwicklung” 
(sustainable development) versucht auch 
die FAO, sich das grüne Mäntelchen um- 


zuhängen, um ihren Kritikern den Wind 
aus den Segeln zu nehmen. 

Abgesehen davon, daß der Gummibegriff 
“nachhaltige Entwicklung” in alle nur 
denkbaren Richtungen auslegbar ist, hält 
die Politik der FAO im Sinne einer “öko- 
logischen Verträglichkeit” einer genaue- 
ren Überprüfung nicht stand. 

Besonders deutlich wird dies an dem von 
FAO und World Resources Institute 1985 
initiierten und auch von der Bundesregie- 
rung lebhaft unterstützten Tropen-Forst- 
wirtschafts-Aktionsplan (TFAP). 

Sechs Jahre nach Implementierung des 
TFAP und nach ersten praktischen Erfah- 
rungen ist die Kritik am TFAP nicht nur 
von Seiten der weltweiten Regenwaldbe- 
wegung vernichtend, Die vom Bundestag 
eingesetzte Enquete-Kommission zum 
Schutz der Erdatmosphäre faßt in ihrem 
Zwischenbericht zusammen: 

“Kritisiert wird,daßder TFAP 

-zu stark auf forstwirtschaftliche Aspekte 
insbesondere der industriellen Nutzung 
der Wälder ausgerichtet sei; 

-durch den mit seiner Verwirklichung 
verbundenen Einsatz erheblicher finanzi- 
eller Mittel vermehrt Schaden anrichten 
werde; 

-zu wenig die im und vom Wald lebenden 
Menschen berücksichtige; 

-die lokale Bevölkerung und NGOs zu 
wenigeinbeziehe; 

-als Instrument für eine “innere Koloni- 
sierung” benutzt werde und damit zur 
Verfestigung von Herrschaftsstrukturen 
beitragen könne.” !% 

Der TFAP wird, bei Beibehaltung des ge- 
genwärtigen konzeptionellen Rahmens, 
der auf eine weitere forstwirtschaftliche 
Exploitation fixiert ist und die Unter- 
schutzstellung wertvoller Ökosysteme 
genauso wie die Land- und Nutzungs- 
rechte der Waldvölker sträflich vernach- 
lässigt, selbst zu einer Gefahr für die tro- 
pischen Wälder. Von “Nachhaltigkeit” je- 
denfalls keine Spur! 

In einem dem “Ecologist” zugespielten 
Entwurf für eine Tropenwaldkonvention, 
die aufder UN-Umweltkonferenz 1992 in 
Brasilien unterzeichnet werden soll, zeigt 
die FAO, wie wenig sie auch in diesem 
Bereich bereit ist, Kritik zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Auch dieser Entwurf hängt nach wie vor, 
trotz mittlerweile überwältigender Ge- 
genbeweise, dem Irrglauben nach, eine 
ökologisch verträgliche kommerzielle 
Holznutzung in den tropischen Wäldern 
sei möglich. Kein Wort verliert der Ent- 
wurf bezeichnenderweise zu der Frage, 
wie Land- und Nutzungsrechte der Ge- 
meinschaften, die schon seit Jahren gegen 
die Zerstörung ihres Lebensraumes durch 
illegale Siedler oder Holzfirmen kämpfen 
‚gesichert werden könnten. 

Der “Ecologist”” kommt zu dem Schluß, 
daß eine Umsetzung dieses Entwurfs das 
Startsignal für eine weitere katastrophale 
und ökologisch unverträgliche kommer- 
zielle Holznutzung in den tropischen Re- 
genwäldern wäre.!" 
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World Agriculture: 
Towards 2000 


Unter diesem Titel veröffentlichte die 
FAO 1987 ihr wohl wichtigstes Strategie- 
papier. Es enthält die zentralen Vorstel- 
lungen der FAO hinsichtlich der Frage, 
wie die Ernährungsituation der Mensch- 
heit bis zum Jahre 2000 zu verbessern 
wäre. 

Leider setzt die FAO auch in diesem Pa- 
pier auf Altbewährtes. Künftiger Fort- 
schritt wird von einer Fortsetzung der Po- 
litik der Vergangenheit erwartet. Die ein- 
zelnen Bereiche sollen lediglich besser 
aufeinander angestimmt werden. Anson- 
sten heißt der Tenor nach wie vor: Moder- 
nisierung, Intensivierung, Ausweitung 
der landwirtschaftlichen Produktion. 
Zielsetzung der FAO ist, bis zum Jahre 
2000 weitere 83 Millionen Hektar Land 
für die landwirtschaftliche Produktion 
nutzbar zu machen. Die Realität steht die- 
ser Hoffnung entgegen: 

- 1/3 der weltweiten Agrarflächen leidet 
schon heute unter massiver Erosion. 

- Vorsichtige Schätzungen befürchten, 
daß 1/5 der weltweiten Bewässerungs- 
flächen von Versandung und/oder Versal- 
zung bedroht sind. 

- Zudem besteht die Tendenz, daß in zu- 
nehmendem Maße Agrarflächen an Häu- 
ser-, Straßen- oder Fabrikbau verloren 
gehen.!» 

Woher sollen also die vonder FAO erwar- 
teten 83 Millionen Hektarkommen? 
Towards 2000 gibt darauf eine entwaff- 


nende Antwort: “Der größte Teil dieses 
Landes wird aus den tropischen Regen- 
wäldern übertragen werden müssen. ”ı» 
Die Folgen einer solchen Strategie für die 
Regenwälder liegen auf der Hand. Viel- 
leicht liegt hierin auch der eigentliche 
SinndesTFAP. 

Ein weiterer Teil der zusätzlichen Anb- 
auflächen soll nach den Vorstellungen der 
FAO durch eine Ausweitung der weltwei- 
ten Bewässerungsflächeerreicht werden. 
So weit, so gut. Leider versäumt es die 
FAO hier, zu erklären, woher denn das 
zusätzlich benötigte Wasser kommen 
soll. Gerade in der in weiten Teilen der 
Dritten Welt dramatischen Wasserknapp- 
heit sehen viele Experten das zentrale 
Hindernis für eine Ausweitung der land- 
wirtschaftlich sinnvoll nutzbaren Fläche. 
In ihrem unbeirrbaren Machbarkeitsglau- 
ben hofft die FAO, zusätzliche Wasser- 
verschwendung mit Hilfe verbesserter 
Technik-und Management-Methoden 
verhindern zu können. 

Für ihre vorgeschlagene Strategie pro- 
gnostiziert die FAO selbsteinen Investiti- 
onsbedarf bis zum Jahre 2000 von 1.5 Bil- 
lionen US-Dollar. Wieder die Frage: 
Woher soll das Geldkommen? 

Da der landwirtschaftliche Sektor allein 
das Geld selbst bei einer weiteren Aus- 
weitung der Exportproduktion nicht auf- 
bringen könnte, bleibt nur eine über Kre- 
dite multinationaler Entwicklungsban- 
ken, bilateraler Geber und privater Ban- 
ken finanzierte Entwicklung. D.h. der 
“Entwicklungsweg” der vergangen Jahr- 
zehnte wird fortgeschrieben, mit den 


‘schon bekannten Folgen: verstärkte Ab- 


hängigkeit, verschärfte Verschuldungs- 
krise, forcierte Verarmungsprozesse und 
damit weitererschwerter Zugang zu Nah- 
rungsmitteln für immer größere Teile der 
Bevölkerung. 


In einem erschreckenden Maße blind er- 
weist sich die FAO auch gegenüber den 
ökologischen Folgen ihrer vorgeschla- 
genen Strategie. Einige Fakten: 

-Nach FAQO-eigenen Angaben wird im 
Agrarbereich der Energieeinsatz bis zum 
Jahre 2000 um 30% steigen. Da diese En- 
ergie im wesentlichen von fossilen 
Brennstoffen erzeugt wird, ist mit einem 
weiteren Anstieg der CO;-Emmissionen 
zurechnen. 

- Ähnliche Auswirkungen wird die vorge- 
schlagene Umwandlung von tropischen 
Regenwäldern in Agrarland haben, da 
diese Umwandlung in der Regel durch 
Brandrodung vonstatten geht. 

- Die von derFAO verlangte Aufstockung 
des Viehbestandes sowie die schon er- 
wähnte Ausweitung der Bewässerungs- 
flächen werden zwangsläufig zu einem 
erhöhten Methan-Ausstoß in die Atmos- 
phäre führen. 

Der FAO-Plan zur Ausweitung der welt- 
weiten Agrarfläche wird die ökologische 
Krise noch verstärken. Als eine Strategie 
zur Erweiterung der Nahrungsmittelpro- 
duktion und zur Sicherung der Ernährung 
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der Weltbevölkerung ısı er norınungsıus 
verfehlt. . 
Hierzu wäre in der Tat eine Strategie er- 


forderlich, die in nahezu allen Punkten . 


das Gegenteil der gegenwärtigen Politik 
‚der FAO darstellen würde: 

“- anstatt die Ausbreitung von Monokul- 
turen zu fördern, müßten Agrarsysteme 
bevorzugt werden, die eine Vielfalt von 
Produkten anbauen und so die genetische 
Vielfalt erhalten, den Schädlingsbefall 
auch ohne übermäßigen Gebrauch von 
Pestiziden minimieren und die Bauern 
vor den Unwegbarkeiten des Klimas bes- 
serschützen würden; 

- anstatt der Förderung von Ressourcen-, 
Kapital- und Bürokratieintensiven 
Agrarsystemen wären Strukturen wün- 
schenswert, die 'die Kontrolle und Ent- 
scheidung in die Hand der lokalen Bevöl- 
kerung, nicht in die von Mittelsmännern 
oder entfernten Regierungsbeamten, 
legen würde. 

- anstatt den Anbau von Exportprodukten 
in den Vordergrund zu stellen, sollte der 
Nahrungsmittelanbau für die lokale Be- 
völkerung gefördert werden. Ihnen sollte 
dabei die Freiheit gelassen werden, anzu- 
bauen was sie wünschen und nicht, was 
der internationale Agrarmarkt diktiert. 

- anstatt eine Handelsstruktur zu zemen- 
tieren, die den Vorteil der Industrieländer 
und der Eliten der Dritten Welt im Auge 
hat, müßten neue Strukturen geschaffen 
werden, die die lokale Selbständigkeit 
fördern. 

- anstatt die Konzentration von Land in 
den Händen derer, die kein Interesse an 
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FAO - 


der Emmährung der einheimischen Bevöl- 
‘kerung haben, zu begünstigen, sollte die 


Kontrolle über die natürlichen Ressour- 
cen denjenigen übertragen werden, die 
von ihnen abhängig sind.” !® 


Michael Knüfer 
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Leben mit dem Tod Napoleon Seyfarth, Kulturkampf - made in 
USA Jutta Birmele, Gedichte Rainer Schedlinski. Und wie immer 
Werke aus Bildender Kunst und Fotografie. 
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Abo-Bestellkarte im Heft 


Bevölkerungspolitik 


Verhütung macht Frauen krank 


Inder letzten Zeit werden wir mit 
zweibedrohlichen, nur scheinbar 
widersprüchlichen Szenarien kon- 
frontiert. Einerseits wird vor der 
‘Bevölkerungsexplosion in der 
Dritten Welt’ gewarnt, andererseits 
hören wir vonsinkenden Geburten- 
undsteigenden Unfruchtbarkeits- 
ratenin den Ländern der ‘Ersten 
Welt’. Der medizinischen For- 
schung und Therapie kommt bei 
der Lösung dieser Aufgaben eine 
Schlüsselfunktion zu. Soavanciert 
die Medizin, insbesondere aber die 
Gynäkologie, zur Retterin der 
Menschheit in dem Sinne, daß sie 
sowohleinen wesentlichen Beitrag 
zur Reduzierung als auch zur Stei- 
gerungder Fruchtbarkeit leistet. 
Die Marschrichtung ist bereits vor- 
.. gegeben, medizinisch-technische 
Wege werden zielstrebig verfolgt. 
"Die Steuerung und angemessene 
Kontrolle der menschlichen Fort- 
pflanzung wird von verantwor- 
tungsbewußten Ärzten und Politi- 
kernalseineder größten Aufgaben 
der Menschheit an der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert angesehen." " 


ie anti-natalistische® Seite der 
Deere wird 

gerechtfertigt durch Horrorszena- 
rien wie der "Überbevölkerung’, der ‘Be- 
völkerungsexplosion’ bzw. dem ‘Spreng- 
stoff Mensch’. Diese “Ölsardinen-Büch- 
sen-Bilder’? suggerieren, daß die Erde 
platzt, wenn nicht strategisch geplant, an 
der richtigen Stelle, nämlich in der *Drit- 
ten Welt’, das Bevölkerungswachstum 
reduziert wird. 
Verhütung wird zur Entwicklungsstrate- 
gie und zum Umweltschutz deklariert, 
denn nicht mehr ökonomische Verhält- 
nisse und ökologische Probleme, sondern 
die fruchtbaren Bäuche von Frauen sind 


die eigentlichen Verursacher von Armut, 
Hunger, von Umweltverschmutzung, 
ökologischen Krisen und Naturkatastro- 
phen. Familienplanung muß ausgeweitet 
werden, um das Bevölkerungswachstum 
“..aufein verträgliches Maß zu reduzie- 
ren. Dies wäre ein Beitrag dazu, unsere 
natürliche Umwelt zu schonen und für die 
nachfolgenden Generationen zu erhal- 
ten.” ® 


Zwangssterilisationen: 
Kein Tabu für Familienplaner 


Verhütungsmittel werden schon lange für 
bevölkerungspolitische Maßnahmen ein- 
gesetzt. Sterilisation beispielsweise ist 
derzeit die am weitesten verbreitete Ver- 
hütungsmethode: 1989 standen 103 Mil- 
lionen Frauen 39 Millionen sterilisierten 
Männern gegenüber. Sterilisation ist in 
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Indien eines der am meisten gebräuchli- 
chen Mittel der Familienplanung. So sind 
in den siebziger Jahren ca. acht Millionen 
Männer zwangssterilisiert worden. In- 
zwischen werden in erster Linie Frauen 
zu Opfern dieser Familienplanungsstra- 
tegie. Zwischen 1980 und 1985 wurden 
17 Millionen Frauen sterilisiert. Der 
Fünf-Jahres-Plan 1985/90 sieht 31 Mil- 
lionen Sterilisationen von Frauen vor. 
Dabei hat sich das Geschlechterverhält- 
nis seit den siebziger Jahren umgekehrt: 
1975/76 waren 75% der Sterilisierten 
Männer, 1983/84 waren 85% Frauen, so 
daß von einer Feminisierung dieser Ver- 
hütungsmethode gesprochen werden 
kann. Dieser Trend zur Sterilisation von 
Frauen läßt sich auch inanderen Ländern, 
z.B. Bangladesh, feststellen, auch dort 
nimmtdie Anzahl sterilisierter Frauen zu. 
(Zwangs-)Sterilisation ist eine Körper- 
verletzung. Schon die medizinische Seite 
der Sterilisation ist in der ‘Dritten Welt’ 
äußerst problematisch: schlechte hygie- 
nische Bedingungen, kaum Vor- und 
Nachuntersuchungen, kaum Betreuung 
bei auftretenden Komplikationen. Vielen 
Frauen ist außerdem die Endgültigkeit 
des Eingriffes nicht bekannt, sie werden 
mit kleineren Geldbeträgen, Kleidung 
oder Nahrung geködert. Diese ‘Anreize’ 
und *Belohnungen’ sind weitverbreitete 
Mittel bei der Durchsetzung von Famili- 
enplanungsprogrammen. Aber auch die 
Erzeugung von Gruppendruck (beispiels- 
weise werden Dorfbrunnen, die den Ge- 
meinden versprochen wurden, nicht ge- 
liefert, wenn nur eine Frau nicht an den 
Familienplanungsmaßnahmen teil- 
nimmt) und direkter Zwang beispielswei- 
se durch lokale Geburtenkontrolleure, 
die die von der Regierung festgelegten 
Quoten erreichen müssen, sind kein Tabu 
für die Familienplaner, wie das Beispiel 
Indonesien zeigt. Oft drohen dort ledigen 
Frauen Geldstrafen, wenn sie schwanger 
werden, oder medizinische Behandlung 
wird nur Frauen gewährt, die sich an Fa- 
milienplanungsprogrammen beteiligen. 
In Bangladesh dienen Nahrungsmittel- 
Programme für die Bedürftigen als An- 
reiz zur Sterilisation. Die Familienpla- 
nungsbehörde verteilt den sterilisierten 
Frauen Bescheinigungen, die beim Nah- 
rungsmittelbezug vorgelegt werden müs- 
sen. In Indien werden in einigen Bundes- 
staaten Schwangerschaftsabbrüche nach 
dem dritten Kind nur in Verbindung mit 
Sterilisation durchgeführt und in Brasili- 
en verlangen, nach einer Verlängerung 
des gesetzlichen Mutterschutzurlaubs, 
immer mehr Unternehmen bei Einstel- 
lungsgesprächen neben den bereits übli- 
chen Schwangerschaftstests auch einen 
ärztlichen Sterilisationsnachweis. 


WE WANT 


TO 


CONTROL 


Bevölkerungspolitik 


Hohes Gesundheitsrisiko bei 
Injektionen und Implantaten 
Hormonelle Verhütungsmittel gewinnen 
bei der Familienplanung zunehmend an 
Attraktivität. Die empfängnisverhüten- 
den Hormone können in unterschiedli- 
cher Form verabreicht werden: nämlich 
als Pille, Injektion oder Implantat. 
Während die Pille nur bei täglicher Ein- 
nahme wirkt (1989 schluckten sie welt- 
weit 55 Millionen Frauen, davon weniger 
als die Hälfte in den Industrieländern) 
sind Injektionen und Implantate länger- 
wirkende Methoden. Mit der Einnahme 
der Pille besteht für die Frau die Möglich- 
keit sich zu entscheiden, ob und wann sie 
verhüten will, und sie kann z.B. bei ge- 
sundheitlichen Beschwerden damit auf- 
hören. Eine Injektion oder ein Implantat 
istkaumrückgängig zu machen. 
Injektionen, wie Net-En, ein Produkt der 
Firma Schering (Berlin) und Depo-Pro- 
vera, hergestellt von UpJohn (USA), wir- 
ken für ein bis drei Monate. Die Neben- 
wirkungen von Net-En und Depo-Pro- 
vera sind vielfältig. 40-70% der Frauen 
leiden unter Zyklusbeschwerden, schwe- 


ren Blutungen oder auch unter dem voll- 
ständigen Ausbleiben der Regel. Der oft 
schlechte Gesundheitszustand der Frauen 
wird durch eine mögliche Schwächung 
des Immunsystems noch verschlimmert. 
Des weiteren soll es zu sexueller Unlust 
führen, dies wird von den überwiegend- 
männlichen ‘Experten’ als ‘subjektiver 
Faktor’ abgetan. Werden die Hormone zu 
Beginn einer Schwangerschaft gespritzt, 
kann es zu Fehlbildungen beim Embryo 
kommen. 

Depo-Provera, von der US-amerikani- 
schen Gesundheitsbehörde wegen zu 
großer Risiken nicht zugelassen, darf 
nach US-amerikanischem Recht auch 
nicht exportiert werden. UpJohn umgeht 
dies jedoch, indem die Produktion ins 
Ausland verlegt wird, bzw. Tochterge- 
sellschaften das Mittel produzieren, 

Das Implantat Norplant besteht aus bis zu 
sechs Kapseln, die 3,4 Zentimeter lang 
sind, unter die Haut genäht werden und 
mit dem Hormon Levonogestrel gefüllt 


OUR REPRODUCTIVE LIVES 
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sind. Es ist das gleiche Gestagenhormon, 
das auch in der Mini-Pille ‘Fermovan’ 
enthalten ist. Die Nebenwirkungen sind 
ähnlich wie bei den Injektionen. ; 
Bis 1989 fanden in 44 Ländern, darunter 
auch in der Bundesrepublik, Versuche mit 
dem Präparat statt. 1988 war es bereits 
200.000 Frauen in dreißig Ländern im- 
plantiert worden, über 75% dieser Frauen 
waren Indonesierinnen. 1990 sollen es 
bereits 750.000 Frauen unter der Haut ge- 
tragen haben.” 


Injektionen und Implantate werden be- 
vorzugt in der ‘Dritten Welt’ verabreicht, 
da mehr Frauen billiger ‘behandelt’ wer- 
den können und - im Gegensatz zur Pille 
oder zum Kondom - die langanhaltende 
Wirkung gesichert ist, da die Frauen die 
Wirkung nicht selbst aufheben können. ® 


Nach Pest und Cholera: 
Schwangerschaft als Epidemie 


“Häufig auftretende Schwangerschaften 
werden zu Epidemien. Um eine Epidemie 
zu vermeiden, stellt der Anti-Schwanger- 
schaftsimpfstoff eine sehr attraktive 
Waffe dar, die in das gegenwärtige Waf- 
fenarsenal integriert werden muß.” 


Genau diese ‘Waffe’ ist Gegenstand der 
neuesten Untersuchungen von Verhü- 
tungsmittelforschern. Es handelt sich 
beim Anti-Schwangerschaftsimpfstoff 
um ein Serum, das eine Immunreaktion 
hervorruft. Grundsätzlich gibt es zwei 
Methoden. Zum einen wirderprobt, Frau- 
endurchdie intramuskuläre Injektion von 
Spermienbestandteilen für eine begrenz- 
te Zeitunfruchtbarzu machen. Diese Wir- 
kung wird erzielt, wenn sich bei Kontak- 
ten mit den Abwehrzellen im Blut Anti- 
körper bilden. Eine ähnliche Immunreak- 
tion könnte auch bei Männern erforscht 
werden, dies wird aber von Wissenschaft- 
lern wegen der möglichen Schädigung 
des Immunsystems nicht befürwortet. 
Zum anderen wird ein Serum gespritzt, 
das bei Frauen eine Immunreaktion gegen 
das Schwangerschaftshormon Human- 
Choriongonatropin (HCG) hervorruft. 
Einmal verabreicht, soll es ein bis zwei 
Jahre wirken. Das HCG wird im Impfse- 
rum gentechnisch mit anderen Impfstof- 
fen, wie zum Beispiel dem Tetanus- oder 
Diphterieerreger gekoppelt. Dadurch 
richtet sich die körpereigene Abwehr 


‚nicht nur gegen den Fremdstoff, sondern 


auch gegen das Schwangerschaftshor- 
mon. Diese als ‘doppelter Nutzen’ ge- 
priesene Kombination mit anderen Impf- 
stoffen macht für Frauen völlig undurch- 


‚schaubar, was sie wann gespritzt bekom- 


men - Verhütung ohne das Wissen der 
Frauen. 

Bei klinischen Tests hatte bei einem Vier- 
tel der Frauen die Impfung zu einem Zu- 
sammenbruch des Immunsystems ge- 
führt. Noch völlig ungeklärt ist, ob die 
Wirkung auf ein bis zwei Jahre begrenzt 


ie = Zus 


Verhütung ohne das Wissen der Frauen: Völlig undurchschaubar, was wann gespritzt wird 


bleibt oder ob nicht jede befruchtete Ei- 
zelle auch nach Jahren noch abgestoßen 
wird, d.h. daß die Methode nichttem- 
porär, sondern endgültig ist. 


Wissenschaftler halten dagegen die Imp- 
fung für die natürlichste Art der Emp- 
fängnisverhütung, weil Impfstoffe nicht 
in den Hormonhaushalt eingreifen. Eben- 
falls vorteilhaft aus der Sicht der Bevöl- 
kerungspolitiker ist, daß die Folgekosten 
niedrig sind, nur wenig qualifiziertes Per- 
sonal benötigt wird, daß das Serum als 
Kombinationsimpfung gespritzt werden 
kann, daß wenig Fehler seitens der Pati- 
entinnen gemacht werden können und 
natürlich die Langzeitwirkung einer sol- 
chen Impfung. 


Dies ist der momentan letzte Höhepunkt 
einer langen Entwicklung, der verdeut- 
licht, daß die gesamte Forschung und An- 
wendung von Verhütungsmitteln aus- 
schließlich der Kontrolle der weiblichen 
Gebärfähigkeit dient, ohne daß nach den 
Bedürfnissen und Erfahrungen von Frau- 
en gefragt wird. Im Gegenteil: Frauen 
verlieren den letzten Rest von Einfluß- 
nahme und individuellem Freiraum, der 
oft nur die Entscheidung für das kleinere 
Übel war und für Frauen in der ‘Dritten 
Welt’ noch weniger existierte als für 
weiße Frauen. 


Bevölkerungspolitik 


% a Fi 


Reproduktionstechniken 
in der ‘Ersten Welt’ 


Den geburtenverhindernden Methoden in 
der ‘Dritten Welt’ stehen in der “Ersten 
Welt’ die - mit immensen Mitteln voran- 
getriebenen - fruchtbarkeitssteigernden 
Methoden gegenüber. !” 

Ans Licht der Öffentlichkeit sind diese 
Methoden durch die Geburt des ersten 
Retortenbabies 1978 in England gekom- 
men. Die Forschung auf diesem Gebiet 
hatte damals bereits eine jahrzehntelange 
Tradition. 


Inzwischen ist die In-Vitro-Fertilisation, 
also die künstliche Befruchtung im Rea- 
genzglas, gang und gäbe. Spermien, Ei- 
zellen und Embryonen werden eingefro- 
ren und wieder aufgetaut, ausgespült und 
eingepflanzt, auf genetische Defekte hin 
untersucht und selektiert. 


"All diese medizinisch-technischen ‘Fort- 


schritte’ sind Ergebnisse von Experimen- 
ten an Frauen sind für diese verbunden 
mit erheblichen kurz- und längerfristigen 
Risiken. 


So kommt es zum Beispiel bei der In- 
Vitro-Fertilisation in Folge der Hormon- 
behandlung zu Sehstörungen, Unterleibs- 
beschwerden, Depressionen, Schlaflo- 
sigkeit und Kopfschmerzen. Langzeit- 
schäden sind heute schon absehbar. Mo- 
mentane Forschungsschwerpunkte sind 
Bestrebungen, den gesamten Eierstock 
bzw. Teile davon zu entfernen, um die 
darin enthaltenen Hunderte von unreifen 
Eizellen ‘ernten’ zu können. Die unreifen 
Eizellen lassen die Forscher dann bei Be- 
darf in vitroheranreifen. 

Des weiteren wird in den Labors emsig 
der Frage nach der Implantierung des Em- 
bryos nachgegangen. Dabei sollerforscht 
werden, wie die Kommunikation zwi- 


schen dem Embryo und seiner Mutter, der 
sogenannte embryonal-maternale Dia- 
log, abläuft. 


Fruchtbarkeit und Unfruchtbarkeit sind 
beides männlich konstruierte Krankhei- 
ten in dem vorherrschenden naturwissen- 
schaftlichen und medizinischen Ver- 
ständnis. Die Definitionsgewalt haben 
Wissenschaftler, Forscher, Politiker, 
Männer allgemein. Letztendlich geht es 
darum, Frauen nicht nur zu kontrollieren, 
sondern ihnen die Gebärfähigkeit gänz- 
lich zu entreißen. Der Nachwuchs wird 
damit vollständig künstlich, angeblich ra- 
tional, technisch herstellbar, Frauen wer- 
den zu planbaren Produktionsmaschinen 
reduziert. Durch den Anti-Schwanger- 
schafts-Impfstoff wird es möglich, bei‘ 
Frauen allergische Reaktionen gegen 
Schwangerschaften hervorzurufen. In 
letzter Konsequenz könnten damit ganze 
Gebiete, Generationen unfruchtbar ge- 
macht werden. Und würde wieder Nach- 
wuchs gewünscht, dann böte die Wissen- 
schaft wiederum eine medizinisch-tech- 
nische Lösung: die künstliche Gebärmut- 
ter.!” Die neuen Fortpflanzungstechno- 
logien als kinderherstellende, kinderver- 
hindernde und qualitätskontrollierende 
medizinisch-technische Methoden bein- 
halten die Loslösung der Gebärfähigkeit 
von der weiblichen Körperlichkeit. Die 
Gebärfähigkeit der Frau steht nicht nur 
ideell, sondern auch materiell zur Dispo- 


sition. 
Ute Winkler 
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Ein gigantisches Tourismuspro- 
jekt ist auf der Insel Penangin 
Malaysia geplant. Essolldem 
Land Devisen einbringen - die 
ökologischen Auswirkungen 
wären jedoch katastrophal. Ein 
wichtiges Naherholungsgebiet 
droht dem Tourismus geopfert 
zu werden. 


enang Hill - ein Symbol und Zen- 

trum von Penangs berühmter natür- 

licher Schönheit - ist bedroht von 
einem riesigen Entwicklungsprojekt, das 
seine ruhige Atmosphäre zerschlagen 
und ernsthafte ökologische Probleme auf 
der Insel verursachen würde. 
Was ist das für ein Entwicklungsprojekt, 
gegen das sich die entwicklungspoliti- 
sche Konsumentenorganisation Consu- 
mers Association of Penang (CAP) in 
Malaysia wehrt? 
Das Mammutvorhaben aufdem Hügelge- 
biet der westmalaysischen Insel Penang 
nenn sich "Penang Hill Resort Project”. 
Bauen will die Firma "Bukit Pinang Lei- 
sure Sdn Bhd" unter anderem zwei neue 
Luxushotels mit je 200 Räumen, einen 
Komplex mt 350 Eigentumswohnungen 
und eine Siedlung für japanische Pensio- 
nierte, auf dem Gipfel eine "Akropolis" 
mit Planetarium und Theater in einem 
großen Kuppeldom sowie ein Einkaufs- 
zentrum, Sportanlagen, Kinos und Nacht- 
klubs. Hinzu kommen soll eine große Vo- 
liere. Mit dem Bau würde eine riesige 
Fläche von 3,6 km? verschandelt, deren 
größter Teil heute im Staatsbesitz ist. 
Ein "Abenteuerpark” würde einen Golf- 
platz und einen 25 Hektar großen 
"Dschungelpfad" enthalten, auf dem ein 
Mondspaziergang, ein Weltraumflug, ein 
Labyrinth und ein Schiffswrack zu "erle- 
ben" wären. Parallel dazu will die Bau- 
herrschaft auch Projekte am Fuß des Ber- 
ges realisieren, zum Beispiel eine "Was- 
serwelt" mit 350 Autoparkplätzen. Auch 
der Botanische Garten wird als "unterent- 
wickelt" eingestuft; die diesbezüglichen 
Ausbaupläne beinhalten die Errichtung 
von tausend Parkplätzen. 


Erosion, Überschwemmungen, 


Wasserknappheit 

Für die Kritikerist die geplante Bebauung 
völlig überdimensioniert, insbesondere 
wegen ihrer ökologischen Folgen. Heute 
schützen Bäume, Vegetation und Felsen 
den Boden vor Erosion. Wenn jedoch 
großflächig gerodet wird und Tausende 
von Bäumen gefällt werden, wird der ex- 
ponierte Boden durch den Regen ausge- 
waschen, Flüsse verschlammen, was 
Überflutungen und weitere Erosion ver- 
ursacht. Die Abholzung bewirkt außer- 
dem, daß das Regenwasser, statt zu ver- 
sickern, oberflächlich abläuft. Damit 
werden die bereits stark belasteten Flüsse 
und Entwässerungsanlagen noch mehr 
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—— Tourismus 


Don't Kill 


Penang Hill 


beansprucht. Das Dammsystem wird 
überstrapaziert, Überflutungen im Tief- 
land - weit weg vom eigentlichen Projekt 
auf dem Hügel - werden in der Regenzeit 
zur Regel. Während der Trockenzeit muß 
hingegen mit Wasserknappheit gerechnet 
werden, denn die Wasserspeicherung im 
Boden wird abnehmen, Reservoirs wer- 
den auch wegen der Verschlammung we- 
niger Wasserenthalten. Durch das Projekt 
würde außerdem das wertvollste Naher- 
holungsgebiet der Insel privatisiert und 
damit der Öffentlichkeit entzogen wer- 
den. Auch würde der natürliche Charme 
und die Ruhe, für die das Gebiet bekannt 
ist, zerstört und der natürliche Arten- 
reichtum ginge zurück. 

Im September 1990 unterzeichneten der 
Chefminister von Penang und das Bau- 
Konsortium ein "memorandum of under- 
standing". Kritiker beanstanden, daß 
damit die Behörden das Projekt viel zu 
rasch und ohne öffentliche Diskussion 
akzeptiert haben. Dabei wird noch im of- 
fiziellen Strukturplan von 1989 Penang 
Hill als Gebiet mit speziellem Charakter 
bezeichnet: "Seine natürliche Vegetation, 
seine Topographie und sein Charakter als 
Erholungsgebiet müssen erhalten blei- 
ben, und jegliche Entwicklung sollte die- 
sen speziellen Charakteristika angepaßt 
sein und sie nicht zerstören", 

Das Umweltdepartment hat Ende Okto- 
ber 1990 die von der Firma vorgelegte 
Umweltverträglichkeitsprüfung zurück- 
gewiesen. Es bemängelt, daß darin zum 
Beispiel die Auswirkungen der über- 
mäßigen Bebauung auf den Wasserhaus- 
halt viel zu oberflächlich und optimi- 
stisch behandelt werden. Gemäß Um- 
weltschutzgesetz darf das Projekt also 
vorderhand nicht realisiert werden. 


Sanfte Verbesserung der 
Infra struktur gefordert 


Verschiedene Organisationen und Einzel- 
personen haben sich als "Freunde des 
Penang Hills" organisiert. Sie verlangen 
von der Regierung, daß das Projekt in der 
vorliegenden Form nicht weiterverfolgt 
wird, und daß der Baufirma kein Land 
verkauft wird. 

Als Alternative zu dem geplanten Bau- 
vorhaben wird vorgeschlagen, unter Ein- 
bezug breiter Kreise einen generellen 
Nutzungsplan auszuarbeiten, der eine 
umweltfreundliche, sanfte Verbesserung 
der Infrastruktur des Berges zum Ziel 
hat. Während der Planungszeit soll ein 
Moratorium für jegliche Bauten gelten. 
Angestrebt wirdeine Modernisierung der 


bestehenden Drahtseilbahn; die bessere 
Ausnutzung der bestehenden Bungalows 
der Regierung, um günstige Unterkünfte 
für die Öffentlichkeit zu schaffen; bessere 
Abfallsysteme und Toilettenanlagen; die 
klarere Einteilung der bestehenden natür- 
lichen Pfade und die Erstellung von Infor- 
mationsmaterial über den Reichtum des 
Gebietes an Pflanzen und Tieren, damit 
die Bevölkerung diese besser kennen- 
und schätzenlernt. Überdies wird ver- 
langt, daß ein Penang Hill-Gremium ge- 
schaffen wird, in dem Behörden und in- 
teressierte Organisationen vertreten sind. 
Das Gremium soll diese Planungen und 
Verbesserungen am Penang Hill koordi- 
nieren. 


Europas Fehler 
nicht wiederholen 


CAP-Präsident Mohammed Idris sagte 
Ende November 1990 auf einer Kundge- 
bung: "Es gibt weltweit genug Beispiele 
dafür, wie solche auf den Tourismus aus- 
gerichteten Projekte gerade den Touris- . 
mus selbst zerstört haben. So haben am 
Mittelmeer die Abwässer der Hotels und 
der Tourismusindustrie zu einer massi- 
ven Verschmutzung der Strände geführt. 
(..)Es wird geschätzt, daß in den Schwei- 
zer Alpen 49 Prozent der Wälder geschä- _ 
digt, krank oder am Sterben sind, teilwei- 
se wegen der von den Menschen verur- 
sachten Luftverschmutzung, wie den Ab- 
gasen der Millionen Fahrzeuge, die jähr- 
lich die Alpen durchqueren (...) 

Penang Hill sollte nicht dasselbe Schick- 
sal erleben wie die europäischen Erho- 


lungsgebiete. 
Markus Heiniger 


Die "Friends of Penang” haben eine Petition mit 
den oben erwähnten Forderungen an den Chef- 
minister von Penang gerichtet. Auch Ausländer 
können sich daran beteiligen. Wer unterschrei- 
ben möchte, kann einen Petitionsbogen bei Helve- 
tasanfordern (Postfach, CH-8042 Zürich). 
Markus Heiniger ist Redakteur der Zeitschrift 
"Partnerschaft'', welche vonder schweizerischen 
Entwicklungshilfeorganisation Helvetas heraus- 
gegeben wird. Helvetas arbeitet unter anderem 
mit der im Artikel erwähnten "consumers asso- 
ciation of Penang" zusammen, Probenummern 
der "Partnerschaft" sind erhältlich bei: Helvetas, 
Postfach , CH-8042 Zürich, Schweiz. 


Osteuropa 


Editorial 


eit dem Zusammenbruch des rea- 

len Sozialismus werden hierzu- 

lande die Chancen und Möglich- 
keiten der osteuropäischen Volkswirt- 
schaften diskutiert. Die Risiken und 
Auswirkungen der gesellschaftlichen 
Umbrüche werden dabei vernachläs- 
sigt. Auch wenn sich in den nächsten 
Jahren in einigen Ländern Osteuropas 
Regionen mit relativem Wohlstand ent- 
wickeln werden: Es ist davon auszuge- 
hen, daß die Perspektiven für die Mehr- 
zahl der Menschen dort nicht den Hoff- 
nungen und Idealen vom Herbst 1989 
entsprechen werden. Der erhoffte 
Wohlstand stellt sich nicht automatisch 
zur neugewonnenen politischen Frei- 
heit ein. Arbeitslosigkeit, Armut und 
Verelendung gehören heute schon 
zum Alltag in Osteuropa. 
Der wirtschaftliche Umbau in den un- 
terschiedlichen Regionen Osteuropas 
ist vielschichtig und differenziert. Die 
CSFR hat mit den vorhandenen indu- 
striellen Kapazitäten immer noch bes- 
‚sere Ausgangschancen für einen Platz 
am Rande des Weltmarkts, als das 
durch feudalistische Strukturen noch 
stark geprägte Rumänien. Vergleiche 
dazu die Beiträge über die CSFR/Un- 
garn und Rumänien. 
Heute sind die Staaten Osteuropas mit 
einer besonderen Variante des Kapita- 
lismus konfrontiert. In nur wenigen 
Sektoren und in nur begrenztem Maße 
gibt es produktive Investitionen - aus- 
ländischen Investitionen im Bereich 
neugegründeter Joint Venture-Unter- 
nehmen. Nur wenige der ehemals 
staatsozialistischen Firmen werden auf- 
gekauft und der Konkurrenz auf dem 
Weltmarkt ausgesetzt. Der Großteil der 
bestehenden Branchen wird für den 
Weltmarkt nicht mehr modernisiert 
und liegt brach. Selbst die vorhandenen 
inländischen Guthaben werden nur in 
Geschäften mit spekulativem Charakter 
riskiert. 


ie Folge: Von Grundnahrungs- 

mitteln bis High-Tech, immer 

höher steigen die Ausgaben für 
die teuren Importe. Zur gleichen Zeit 
brechen die, für die osteuropäischen 
Exportprodukte wichtigen Märkte in 
Osteuropa zusammen. Tatjana Chah- 
oud vergleicht die Verschuldungskrise 
der bisherigen Peripherie, der “Dritten 
Welt”, mit den Problemen der Länder 
Osteuropas. Sie zeigt, daß den Staaten 
Osteuropas, ähnlich wie den lateina- 
merikanischen Ländern Anfang der 
80er Jahre, eine zunehmende Periphe- 
risierung droht, 


Die Apologeten der reinen Marktwirt- 
schaft haben ihre Versprechen nicht 
einlösen können. Ohne marktwirt- 
schaftliche Konzepte zu diskutieren 
kann die wirtschaftliche Entwicklung 
Osteuropas nicht gedacht werden. 
Horst Brezinski eröffnet die Debatte 
über Markt, Marktversagen und unter 
welchen Bedingungen der Markt pro- 
duktive Kräfte für Umbauprozesse frei- 
setzen kann. 
Liberale Intellektuelle in Ost- und 
Westeuropa haben den Begriff Zivilge- 
sellschaft in den Mittelpunkt ihrer poli- 
tischen Analysen gestellt. Sie stehen 
damit im Widerspruch zu den von 
ihnen nicht reflektierten ökonomi- 
schen Umbauprogrammen, die den 
Menschen ihre erst 1989 erkämpften 
Freiräume zerstören, Einige linke Zeit- 
schriften haben diese Diskussion unkri- 
tisch aufgenommen, wie die Rezension 
in diesem Themenblock zeigt. 

Red. 
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Europa: 


Osteuropa 


ein Kontinent - 


zwei Welten 


Die Länder Osteuropas sind 
europäische Peripherie. Das war 
zu Anfang unseres Jahrhunderts 
bereits so, und jeder heutige 
Lokalaugenschein bestätigt dies. 
Eine simple Weisheit also. Und 
doch kein einfacher, sondern ein 
komplizierter Tatbestand. 


Die industriell hochentwickelte Tsche- 
choslowakei kann man mit den übrigen 
osteuropäischen Ländern nicht verglei- 
chen, sagen die einen. Inden nordböhmi- 
schen Industrieruinen zwischen Pilsen 
und Usti n.L. haben zwei Drittel aller Ju- 
gendlichen keine Chance auf einen Ar- 
beitsplatz, sagen die anderen. Recht 
haben beide. 

In der Bukarester Innenstadt begegnen 
einem herumstreunende, ausgemergelte 
Kinder auf der Suche nach Brot und Lei. 
Die Szene erinnert an Mexico-City oder 
Säo Paulo. Ganz anders wiederum Buda- 
pest. Die Vaci utca im Zentrum der Do- 
naumetropole gleicht den noblen Ein- 
kaufsstraßen Wiens. Im Vorort Ujpest al- 
lerdings sieht's eher wie im Liverpooler 
Schwarzenghetto Toxteth aus. Von 
Gleichmacherei im ehemaligen Ostblock 
jedenfalls keine Spur. 

“Dritte Welt" in Osteuropa? Die Ver- 
schuldungszahlen Bulgariens, Ungarns 
und Polens sprechen dafür. Über zwei 
Drittel der jährlichen Exporteinnahmen 
müssen in diesen Ländern allein für den 
Schuldendienst (Zinszahlungen und 
Amortisationen) aufgebracht werden. 
Rumänien und die UdSSR stehen zwar 
statistisch, keinesfalls jedoch tatsächlich 
besser da. Für die These der Peripherisie- 
rung spricht auch die nach 1989 schnell 
vor sich gehende Herausbildung einer 
schmalen Oberschicht, die - ähnlich wie 
in Lateinamerika und Südostasien - 
Brückenkopffunktionen für die (west)eu- 
ropäischen Zentrumsinteressen wahr- 
nimmt. 

Im "Paris des Ostens”, wie Bukarest in 
den 30er Jahren genannt wurde, gemah- 
nen noch heute ganze Stadtviertel an den 
Reichtum der ca. eine Million starken 
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"kreolischen" Oberschicht - der Verwal- 
ter der Erdöl- und Agrarkolonie -, die 
nach der kommunistischen Machtüber- 
nahme vertrieben bzw. beim Bau des 
Schwarzmeerkanals vernichtet wurde. 


Der vor dem 2. Weltkrieg protzig zur 
Schau gestellte Reichtum basierte auf 
dem krassen sozialen Gegensatz von 
"Kreolen" und landarbeitender Bevölke- 
rung. Heute, nach dem Ende der rumäni- 
schen "Entwicklungsdiktatur" kehren 
Teile der damals geflüchteten Ober- 
schicht heim. In den Oppositionsparteien 
und in der Wirtschaft führen Exilrumänen 
wie Campeanu, Ratiu und Dragan das 
große Wort. Die unterdessen alphabeti- 
sierten und proletarisierten Bauern stehen 
dem Lebensstil deralten und neuen Ober- 
schicht verständnislos und skeptisch ge- 
genüber. Ihre ausweglose sozial Situati- 
on - das ahnen sie - wird im neuen Rumä- 
nien kein Thema mehr sein. Ihr Schicksal 
ist ungewiß. Wird es jenem der Slumbe- 
wohner in Lateinamerika, Südasien und 
Afrika gleichen oder eher jenen Ghettoi- 
sierten in Brixton (London), Handsworth 
(Birmingham) oder Santas Martas (Liss- 
abon). 

Der Hunger ist rumänische Alltäglichkeit 
geworden. Bilder von bis auf die Kno- 
chen abgemagerten Kindern flimmern 
über die westeuropäischen Fernsehschir- 
me. Man sieht zumindest zweimal hin; 
denn in einem unterscheiden sich die Er- 
bärmlichen von den gewohnten Reporta- 
gen aus der "Dritten Welt“: Die rumäni- 
schen Kindersind weiß. 

Keine Favela in Rio, kein Slum in Nairobi 
ist mit Weißen bevölkert. Auch in den 
Ghettos der (west-Jeuropäischen Metro- 
polen wohnen - fast - keine Weißen: West- 
inder in London, Afrikaner in Paris oder 
Lissabon ... sie alle haben eine schwarze 
Hautfarbe. Nicht so die hungernden Kin- 
der in Rumänien. Ein unterschwelliger 
Rassismus, der europäische TV-Konsu- 
menten die physische Not von Millionen 


von Schwarzen besser"verkraften" läßt,: 


greift bei den Bildern über das Elend 
Weißer nicht. Dennoch, so hat es den An- 
schein, treten im Falle Rumäniens ähnli- 
che Reaktionsmuster in Kraft, wie wir sie 


von Hilfsprogrammen für Äthiopien, 
Mittelamerika oder Indien kennen. Der 
unter dem Stichwort "Humanismus" 
stattfindende Eingriff reicht vom Ent- 
wicklungshilfeprojekt über karitative 
Spendenaktionen bis zum "Freikauf” ein- 
zelner Waisenkinder. 

Ein neuer Rassismus teilt unseren Konti- 
nent in Europa und Asien. Europa, das 
sind die weißen Zentrumsbewohner ab- 
züglich der "nicht europareifen" Randge- 
biete und der Ghettos in den Großstädten. 
Knapp hinter Slowenien bzw. Kroatien, 
Budapest, Mähren und der Oder/Neiße- 
Linie hört Europa auf. Dort beginnt 
Asien. Wo die Massen der in der Verwer- 
tungslogik Unbrauchbaren leben, wird 
Europa für beendet erklärt. Serben, Zi- 
geuner, Polen, Rumänen, Bulgaren, Rus- 
sen werden in der Diktion der modernen 
Rassisten zu Asiaten im Dienste des auf- 
strebenden (west-Jeuropäischen Impe- 
rialismus. 


er Osten Europas macht es dem 

Zentrum zusätzlich leicht, aus 

dem ökonomischen Überlegen- 
heitsgefühl ein kulturelles und schließ- 
lich rassistisches zu entwickeln. Völker- 
haß bestimmt zunehmend die Politik jen- 
seitsderoben beschriebenen Grenze. 
Ultranationalistische Parteien und Bewe- 
gungen werden allerorts stärker, im Balti- 
kum, in Moldawien und Kroatien haben 
sie bereits die politische Macht übernom- 
men. Die Balten sehen sich als nordische, 
blonde Herrenrasse - den Russen überle- 
gen. Die Kroaten und Slowenen blicken 
auf alle südlicheren slawischen Völker 
mit Verachtung. Die Polen betrachten die 
weißrussischen Nachbam als bedrohli- 
che Horden, selbst in Böhmen und 
Mähren ist Abschätziges über die slowa- 
kischen MitbürgerInnen zu hören. Natio- 
nalismus erlebt eine neue, gefährliche 
Hochblüte. Mit dem Ausbruch des slowe- 
nisch-jugoslawischen Krieges steht Ost- 
europa erst am Beginn nationalistischer 
Konfrontationen, die nur scheinbareinen 
Ausweg aus der tiefen ökonomischen 
Krise bieten. 
Das als asiatisch deklarierte Elend wird 
zwar als Bedrohung im Zentrum wahrge- 


nommen - ähnlich wie die völkerwande- 
rungsfreudigen Millionen aus Afrika, 
Südasien und Lateinamerika - die politi- 
sche und moralische Zuständigkeit dafür 
jedoch wird negiert. Die neue europäi- 
sche Welt hat sich ein Vorbild an "Ameri- 
ka" genommen. Dort wird schon seit Ge- 
nerationen der Name des ganzen Konti- 
nents von den - meist - weißen Medien 
und Politikern für den nordamerikani- 
schen Zentralraum in Anspruch genom- 
men. Die Neudefinition von Europa, die 
geografisch - noch - keine Entsprechung 
gefunden hat, folgt letztlich dem Ziel, 
eine ideologische Grundlage für die Tren- 
nung von Wohlstand und Elend, von Zen- 
trum und Peripherie zu schaffen. Ein Vor- 
haben, das mit dem Ende der - "Sozialis- 
mus” genannten - Zweiten Welt dringend 
erforderlich geworden ist. 

Bis 1989 wurde die Aufgabe dersauberen 
Trennung in zwei Welten von den Propa- 
gandafachleuten Osteuropas bewerkstel- 
ligt. Sie waren es, die dem Modell nach- 
holender ökonomischer Entwicklung, 
wie es die osteuropäischen Kommunisten 
seit 1948/49 betrieben haben, das Etikett 
"Sozialismus" verpaßt hatten. Für den 
(west-) europäischen Zentralraum bildete 
dies eine ideale Möglichkeit ‚sich ideolo- 
gisch vom Osten abzugrenzen. Selbst 
wirtschafts- und sozialpolitisch kam die 
sogenannte Nomenklatura für die Kosten 
der Trennung auf. Mauer und “Eiserner 
Vorhang" schieden seit ihrer Aufstellung 
das europäische Zentrum von seiner Peri- 
pherie. Die Wurzeln der europäischen 
Teilung reichen weit in die Geschichte 
zurück. 


ie Ausnahme sind Böhmen und 
D* beides Regionen, die be- 
reits vor dem 1. Weltkrieg indu- 

striell entwickelt waren. Ungarn, Polen, 
Rumänien und Bulgarien waren agrarisch 
geprägte Gesellschaften. Daran änderte 
sich auch in der Zwischenkriegszeit 
wenig. 1938 wies die damalige Tschecho- 
slowakei (CSR) einschließlich des indu- 
striell unterentwickelten slowakischen 
Teils ein mehr als doppelt so hohes Pro- 
Kopf-Einkommen wie Bulgarien und 


Osteuropa 


Rumänien auf. Auch gegenüber Polen 
und Ungarn war der Abstand beträcht- 
lich. Deutschlands Pro-Kopf-Einkom- 
men betrug im selben Jahr 337 US-$, fast 
doppelt so viel wie das der CSR (176 US- 
$). Wenn auch diese Zahlen nichts über 
Glück und Elend einer Gesellschaft aus- 
sagen, so stellen sie doch einen Indikator 
für den Grad der industriellen Entwick- 
lung dar. 


Wie elend die Mehrheit der landarbeiten- 
den bzw. bäuerlichen Bevölkerung im 
Osten Europas noch zu Zeiten unserer 
Großeltern gelebt hat, illustrieren ausge- 
wählte soziale Indikatoren. In den 1930er 
Jahren betrug die durchschnittliche Le- 
benserwartung in Rumänien 42 Jahre 
(1980: 70 Jahre). Die auf dem gefürchte- 
ten Bojarenhof als Leibeigene gehaltenen 
Landarbeiter/Innen waren durchweg An- 
alphabeten. Nur die Stadtbevölkerung - 
Verwalter der balkanischen Agrar- und 
Erdölkolonie -, die sich zu 80 Prozent aus 
Ungam, Juden und Deutschen zusam- 
mensetzte, konnte lesen und schreiben. 
Die Menschen auf dem Land lebten wie 
Tiere, viele von ihnen in Erdlöchern, von 
der Mangelkrankheit Pellagra ge- 
schwächt. In Polen war die soziale Lage 
zwar ein wenig besser, mit Westeuropa, 
das in der Zwischenkriegszeit weder An- 


"Die Neudefinition von Europa folgt letztlich 
‚dem Ziel, eine ideologische Grundlage für die 
Trennung von Wohlstand und Elend zu 
schaffen.” 


Fotos: Ralf Blasius 


alphabetimus noch Mangelkrankeiten 
kannte, freilich nicht vergleichbar. 54 
Jahre alt wurde der/die durchschnittliche 
Pole/in damals (1980: 72 Jahre). 60 Pro- 
zent der Bevölkerung war des Lesens und 
Schreibens unkundig. 

Wirtschaftlich wurden die Länder Osteu- 
ropas nach dem I. Weltkrieg zum Tum- 
melplatz westeuropäischen Kapitals. 
Nach der Befreiung der Tschechen, SIo- 
waken, Ungam, Polen, Ukrainer, Kroaten 
und Slowenen aus dem "Völkerkerker" 
der österreichisch-ungarischen Monar- 
chie wandten sich die meisten der neuen 
Staaten an England und Frankreich, inder 
Hoffnung auf rasche und effiziente wirt- 
schaftliche Unterstützung. Die Geschich- 
te wiederholt sich. Schon nach 1918 
klappte die ökonomische Sanierung 
nicht. Französische und britische Bank- 
häuser (Banque des Pays de‘l Europe 
Centrale, Bank of England) sowie 
Großindustrielle (z.B. Schneider-Creu- 
sot's Beteiligung an Skoda) pickten’sich 
die Rosinen aus dem osteuropäischen In- 
dustriekuchen. Einzig in Böhmen und 
Mähren waren ausländische Beteilungen 
weit gestreut. 


In den Jahren 1944/45 kam die Rote 
Armee. Und mit ihr nationale kommuni- 
stische Parteien, die zwischen 1944 und 
1948 die Macht übernahmen, Außer in 
der sowjetischen Zone Deutschlands und 
in der CSR verfügten die neuen politi- 
schen Verwalter nirgends über eine Mas- 
senbasis. Der Frontverlauf bei Kriegsen- 
de und alliierte Abkommen bestimmien 
den zukünftigen politischen und, wirt- 
schaftlichen Kurs. Es ist eine Ironie der 
Geschichte, daß ausgerechnet jene beiden 
späteren Ostblockstaaten, die eine starke 
Arbeiterbewegung besaßen - die DDR 
und die CSSR - in der Periode des "Sozia- 
lismus" einen wirtschaftlichen Rückfall 
erlitten, während die ehemaligen Agrar- 
länder Ungam, Polen, Bulgarien und 
Rumänien den Entwicklungsrückstand 
zu Westeuropa verringern konnten - zu- 
mindest bis Mitte der 70er Jahre. 

Die sozial fortschrittliche Utopie, von der 
manch kommunistischer Funktonär nach 
dem Ende des 2. Weltkrieges geträumt 
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haben mag, wich bald einer wirtschaftli- 
chen Notlösung. Geblieben ist nur der 
Name: Sozialismus. Spätestens mit dem 
einsetzen des European Recovery Pro- 
gram (vulgo: Marshallplan) im Jahre 
1948 und der Erstellung der ersten 
Cocom-Listen im Jahre 1947 war aus der 
sozialistischen Zukunft in Osteuropaeine 
Gegenwart des Krisenmanagements ge- 
worden. Die Länder Westeuropas, bis 
1939 wichtige Wirtschaftspartner der 
osteuropäischen Nationalstaaten, wurden 
via Marshallplan zur Einhaltung der 
Cocom-Verbotslisten und damit zur Em- 
bargopolitik gegenüber dem Osten ver- 
pflichtet. Die Sowjetunion und ihre ost- 
europäischen Verbündeten versuchten, 
aus der Not eine Tugend zu machen. Die 
Stalinsche Autarkiepolitik war weniger 
ein freiwilliger Akt, als eine Folge des 
Westembargos. Erst die Ideologisierung 
dieser Politik der Abschottung bildete 
dann für Länder wie Ungarn, Polen, Bul- 
garien und Rumänien die Grundlage ihrer 
Industriepolitik. Alle Kraft wurde in 
einen nationalstaatlichen schwerindustri- 
ellen Aufbau gesteckt, um die vor 1939 
getätigten Westimporte substituieren zu 
können. Diese Phase der Importsubstitu- 
tion erinnert ökonomisch an Brasilien zu 
Zeiten von Vargas und Argentinien zur 
Zeit Perons. Dort allerdings stand der na- 
tionale Wirtschaftsaufbau im Dienste der 
lokalen Bourgeoisien, während die Nach- 
kriegsregime zwischen Berlin und dem 
Balkan eben diese ausschalteten. 


Die planmäßige wirtschaftliche Dynami- 
sierung zeigte - unterbrochen durch eine 
“ Krise Mitte der 50er Jahre - bis Ende der 
60er Jahre Erfolg. Rumänien und Bulga- 
rien konnten zwischen 1955 und 1970 das 
Pro-Kopf-Einkommen ihrer Proletarier- 
Innen vervierfachen, in Ungarn und 
Polen verdreifachte es sich, während in 
der BRD, der Schweiz und Österreich das 
Pro-Kopf-Einkommen im selben Zeit- 
raum um 250 Prozent anstieg. Die Schere 
zwischen West- und Osteuropa wurde 
kleiner. 
Gleichzeitig riefen die ProduzentInnen 
deskleinen osteuropäischen Wirtschafts- 
wunders nach mehr Konsum und Frei- 
heit. Kohle und Stahl konnte man nicht 
essen, die Zeitungen nicht lesen. Von 
Land zu Land unterschiedlich begannen 
die Ökonomen auf eine Reform der 


Schwerindustrie-orientierten Planwirt- 


schaft zu setzen. Ungarn ging am weite- 
sten. Dort gabes ab dem Jahre 1968 keine 
Fünf-Jahres-Pläne mehr. Komplizierte 
Eigentumsformen, die sowohl dem Staat, 
wie auch den ArbeiterInnen des jeweili- 
gen Betriebes Einfluß zubilligten, sollten 
einen neuen wirtschaftlichen Auf- 
schwung bringen. Das Ziel von Kadar, 
Gierek und Dubcek war es, die Massen 
der ProduzentInnen am Wohlstand zu be- 
teiligen. Die politische Macht wollte sich 
- außer der tschechoslowakischen KP bis 
August 1968 - niemand streitig machen 
lassen. Das Ende des Prager Frühlings 
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Osteuropa 


war dann das Signal für eine spezifisch 
osteuropäische Form der Sozialpartner- 
schaft, wiesie vorallem in Polen, Ungarn, 
aber auch in Bulgarien und - zeitweise -in 
Rumänien Fuß faßte: Unbestrittene Par- 
teiherrschaft bei gleichzeitiger sozialer 
Befriedung des Volkes. 


adarismus hieß der Idealtypus die- 
K: Herrschaftsform, die in der 
DR zur biedermeierlichen "Ni- 
schengesellschaft” führte, in Polen zum 
Kleinkapitalismus, in Ungarn zum "Gu- 
laschkommunismus" und auch auf dem 
Balkan zu einer politisch entrechteten, 
aber wirtschaftlich satten Bevölkerung. 
Neben den ökonomischen Modernisie- 
rungserfordernissen war es nicht zuletzt 
die soziale Erwartungshaltung, die die 
Staats- und Parteiführungen dazu verlei- 
tete, ab Anfang der 70er Jahre billiges 


In Mark und Pfennig 
BMZ-Topf wird für 
Osteuropa aufgestockt 


as Bundesministerium für 
Di. Zusammenar- 

beit (BMZ) will zusätzlich zur 
Förderung der “traditionellen Ent- 
wicklungsländer” finanzielle Mittel 
zur Unterstützung der Reformstaaten 
- in Osteuropa zur Verfügung stellen. 


Für 1990 wurden 10 Mio. Mark für 
Projekte in Ungarn und Polen bereit- 
gestellt. Um die Arbeit längerfristig zu 
sichern, stehen zur Projektbetreuung 
bis 1993 weitere 45 Mio. Markbereit. 


Im Haushalt 1991, über den jetzt im 
Bundestag debattiert wird, sollen mit 
19,8 Mio. Mark neben den Ländern , 
die sich schon 1990 zu radikalen Re- 
formen bereit erklärt haben, auch die 
CSFR, Rumänien und Bulgarien be- 
dacht werden. 


Ziel des BMZ-Programms: die Förde- 
rung der wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung in den Län- 
dern Osteuropas, in denen bereits kon- 
krete Schritte zur Strukturanpassung 
durch die EG, IWF und Weltbank ge- 
fördert werden, 


Maßnahmen zur beruflichen Aus- und 
Weiterbildung wurden 1990 mit rund 
1,5 Mio. Mark gefördert. Die Semina- 
re richteten sich nur an leitende Ange- 
stellte oder Personen, die in der Mana- 
gement-Ebene osteuropäischer Unter- 
nehmen beschäftigt sind. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Lehrlingsausbil- 
dung in Polen und Ungarn wurden 
“aus Mangel an Mitteln” (Antwort der 
Bundesregierung auf eine entspre- 
chende Anfrage von Bündnis 90/ Die 
GRÜNEN) im Etat nicht berücksich- 
tigt. 


Geld auf dem Weltkapitalmarkt aufzu- 
nehmen. Die Hoffnung ähnelte jener in 
Brasilien, Argentinien und Mexiko. Mit 
billigen Krediten wollte man auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähige Wirt- 
schaftszweige aufbauen, um die Nachfra- 
genach westlichen Konsum- und Produk- 
tionsgütern durch eigene Erzeugung zu 
ersetzen. Die Kredite sollten durch ver- 
mehrte Westexporte zurückgezahlt wer- 
den, die erwarteten Gewinne hoffte man - 
im Falle Osteuropas - zum weiteren Aus- 
bau des spezifisch sozialpartnerschaftli- 
chen Konsummodells verwenden zu kön- 
nen. 


Längst wissen wir, daß zehn Jahre später 
die Schuldenfalle zugeschnappt ist. Geld 
wurde, unter anderem wegen des "mi- 
litärischen Keynesianismus” inden USA, 
teuer. Die Planerim Osten hatten dietech- 


Von der Qualitätssicherung im Ma- 
schinenbau bis zum Umweltschutz in 
der Industrie - durchgeführt werden 
diese Seminare unter anderem vom 
TÜV Rheinland, dem Verein unabhän- 
gig beratender Ingenieure (VubI) oder 
der Deutschen Stiftung für Entwick- 
lung (DSE). 


Zur Förderung der Sozialstruktur wur- 
den 1990 ebenfalls 1,5 Mio. Mark be- 
reitgestellt. Über die Regenbogenstif- 
tung wird so zum Beispiel der polni- 
sche ECOLAND-Verband gefördert, 
der “zukunftsweisende Ernährungs- 
konzepte vertritt und in Fragen des 
ökologischen Landbaus” beraten 
möchte. Daneben fördert der Regen- 
bogen-Stiftungsverband das War- 
schauer Büro einer bislang unbekann- 
ten Gefangenenhilfsorganisation PA- 
TRONAT. 


Ganz anders die übrigen Parteistiftun- 
gen, die den Löwenanteil von 3,5 Mio. 
Mark aus dem 90er BMZ-Topf erhiel- 
ten. Während die Hans-Seidel-Stif- 
tung der CSU und die Konrad-Aden- 
auer-Stiftung der CDU sich ihre Kon- 
takte zur konservativen Regierungs- 
partei Ungarisch-Demokratisches 
Forum (UDF) fördern lassen, berät die 
Friedrich-Naumann-Stiftung der FDP 
in Sachen Wirtschaftspolitik und be- 
treibt mit dem Danziger Forschungs- 
institut für Marktwirtschaft und Ei- 
gentumsrechte ganz praktische Ent- 
wicklungshilfe in Sachen Deregulie- 
rung, Arbeitslosigkeit undVerelen- 
dung. 


Denlletzten großen Posten 1990erhiel- 
ten deutsch-ungarische Handwerks- 
kammer-Patenschaften. Mitmehrals2 
Mio. Mark sollen über diese Kontakte . 
privatwirtschaftlich Strukturen indem 
ungarischen Partnerland gefördert 
werden. 


hh 


nologische Revolution verschlafen, der- 
entwegen sie die Kredite aufgenommen 
hatten. Die in den 70er Jahren aufgebaute 
Exportindustrie konnte schon kurze Zeit 
später mit den High-tech-Entwicklungen 
des Westens nicht mehr Schritt halten. 
Wieder war man im Osten konkurrenzun- 
fähig... und saß zu allem Überdruß noch 
auf einem wachsenden Schuldenberg. 
1980 waren Polen, Jugoslawien, Rumäni- 
en und Ungarn de facto zahlungsunfähig. 
Der IWF trat auf den Plan. Anstatt perver- 
tierter Sozialpartnerschaft ohne politi- 
sche Beteiligung war nun harte Sanierung 
angesagt. In Polen führte das im Jahre 
1981 zudenersten IWF-Riots, die nur mit 
Hilfe eines Generals (Jaruzelski) und des 
Kriegsrechts unter Kontrolle gebracht 
werden konnten. Streiks und Gewerk- 
schaften (auch diekommunistische) wur- 
den verboten, Aufruhr in der Werft und im 
Fleischerladen militärisch unterdrückt. 
In Rumänien begann Ceausescu päpstli- 
cher zu agieren als der Papst. Er über- 
nahm persönlich die Rolle des IWF-Sa- 
nierers und preßte in einem historischein- 
maligen Akt binnen acht Jahren einen 
Schuldentitel von 10 Mrd. US-$ mit Zins 
und Zinseszins aus seinem Volk. Im April 
1989 konnte er auf dem Parteitag der 
rumänischen KP strahlend verkünden: 
Rumänien ist schuldenfrei. Zu spät, denn 
mittlerweile begann sich ringsum der ost- 
europäische Wirtschaftsraum aufzulö- 
sen. Der Wende konnte Ceausescu allein 
nichtentgegentreten. 
An die Stelle der sozialen Befriedungs- 
strategie, wie sie - in den einzelnen Län- 
dem unterschiedlich - bis Anfang der 80er 
Jahre vorherrschte, traten nun vereinzelt 
soziale Kämpfe. Das Ende des Modells 
nachholender Entwicklung war gekom- 
men, und mit ihm das Ende der Partei, die 
dafür das Wort "Sozialismus" mißbraucht 
hatte. 
Mit dem Zuschnappen der Schuldenfalle 
war für die KP-Machthaber auch der Kre- 
dit in der eigenen Bevölkerung dahin. 
Zwischen 1945 und 1980 hatten sie sich 
von Krisenmanagern zu Befriedungsstra- 
tegen gemausert. Jetzt war ihr Scheitern 
offensichtlich. 
Der politische Zusammenbruch im Jahre 
1989 kann weniger als Revolution be- 
zeichnet werden. Er war vielmehr Aus- 
druck einer stufenweise vor sich gehen- 
den gesellschaftlichen Erosion, die nur 
den Schlußpunkt einer Ara markiert, der 
schon mindestens zehn Jahre lang jeder 
gesellschaftliche Konsens fehlte. 
Die Frage, ob die wirtschaftlich, sozial 
und politisch destabilisierten Staaten Ost- 
europas in Richtung Erste oder "Dritte 
“ Welt" unterwegs sind, istdurch den histo- 
rischen Exkurs bereits beantwortet. In 
dem Moment nämlich, in dem das Projekt 
nachholender Entwicklung gescheitert 
war, waren die positiven wirtschaftlichen 
Indikatoren, die für die RGW-Staaten bis 
Mitte der 70er Jahre charakteristisch 
waren, wertlos. Der westlichen Konkur- 
renz schutzlos ausgeliefert, brechen die - 


Osteuropa 


mehr quantitativen-wirtschaftlichen und’ 


sozialen Erfolge in sich zusammen. Ein- 
zeine Zentralräume mögen den Anschluß 
an die technologisch weit fortgeschritte- 
nen westlichen Dienstleistungsgesell- 
schaften finden. Prag, Budapest, und 
Ljubliana können zu Subzentren 
(west)europäischer Investitionstätigkeit 
werden. Der Rest bleibt Peripherie. Wie 
vorden beiden Weltkriegen. 


it dem Andocken Osteuropas an 
die Prinzipien der Marktwirt- 


schaft haben die neuen Entschei- . 


dungsträger das Primat der Politik, wie es 
40 Jahre lang zum Prinzip des sogenann- 
ten Ostblocks gehörte, aufgegeben. Nun 
herrscht auch dort, wie fast überall sonst 
auf der Welt, das Primat der Ökonomie. 
Periphere Gesellschaften ohne politi- 
sches Primat sind nicht nur wirtschaft- 
lich, sondern auch politisch instabil. Dain 
Osteuropa mit dem Scheitern des "Sozia- 
lismus" genannten Systems die soziale 
Frage als ganzes diskrediert ist, droht sich 
der politische Handlungsspielraum zwi- 
schen liberaler und nationalistischer 
Ideologie einzuengen. Dementsprechend 
werden sich nationalistische Populisten, 
klerikale Konservative, liberale Hayek- 
Jünger und diverse Generäle die Klinken 
der Regierungspaläste in die Hand geben. 


. Das voraussehbare permanente Scheitern 


an der strukturellen Krise wird zu rasch 
aufeinanderfolgenden Regierungswech- 
seln führen. An der Nichtkonvertibilität 
der nationalen Währungen werden neue 
Regierungen ebenso zerbrechen wie an 
der auf dem Weltmarkt konkurrenzun- 
fähigen, technologisch zurückgebliebe- 
nen Industrie und Landwirtschaft und den 
trotz Exportsteigerungen steigenden 
Schulden (z.Zt. vor allem in der CSFR 
und Rumänien. 

Ganze zwei Mrd. US-$ sind bis Ende 
1990 vom Westen in Osteuropa investiert 
worden, nicht einmal die Hälfte der allein 
von der Firma Siemens in Westeuropa, 
den USA und Japan investierten Summe. 
Und die neugegründete Ost-West-Bank 
schätzt, daß sie in den nächsten fünf Jah- 
ren einen Kreditrahmen von 5 Mrd. US-$ 


«.. Millionen von RentnerInnen und 
ArbeiterInnen fallen der Inflation zum Opfer. 
’ z Sage 2 = 


zur Verfügung stellen kann. Angesichts 
der Schuldtitel, mit denen allein Ungarn 
(20 Mrd. US-$) und Polen (41 Mrd. US-$, 
ohne die in Aussicht gestellte partielle 
Schuldenstreichung) zu kämpfen haben, 
eine ziemlich geringe Summe. Schon 
deshalb, weil - erstmals in der Geschichte 
des internationalen Bankwesens - auch 
politische Konditionen für Kreditvergabe 
eingefordert werden. Parlamentarische 
Demokratie als Voraussetzung für Kredit- 
würdigkeit ist vor allem in jenen Ländern 
zynisch, in denen Millionen von Rentne- 
rInnen und ArbeiterInnen in Staatsbetrie- 
ben der Inflation zum Opfer fallen. Die in 
der kapitalistischen Verwertungslogik 
Unbrauchbaren werden es auch sein, die 
die jeweiligen Regierungen unter Druck 
setzen. Denn mitdem Abbau des Subven- 
tions- und Betriebsstützungssystems 
stellt sich heraus, daß hinter den abgebau- 
ten Subventionen kein soziales Netz exi- 
stiert. Millionen RumänenInnen, Bulga- 
renInnen, PolenInnen, aber auch Ungar- 
nInnen und SlowakerInnen stürzen von 
einem Monat zum nächsten ins blanke 
Elend. Durchschnittliche Monatslöhne 
von 30-40 US-$ in Rumänien und 60-80 
US-$ in Polen reichen nicht zum Überle- 
ben, vor allem dann nicht, wenn immer 
mehr Preise westeuropäisches Niveau er- 
reichen. 
Der Leiter der Europaratsabteilung für 
sozioökonomische Fragen, Jean-Claude 
Chesnais, hat Ende Jänner 1991 auf der 
Wiener Ost-West-Wanderungs-Konfe- 
renz Schreckensszenarien an die Wand 
gemalt. Demnach haben 50 Prozent der 
Ost- Jugendlichen zwischen 15 u. 25 Jah- 
ren keine Chance auf einen Arbeitsplatz. 
Für das zukünftige Polen hat Chesnais 
fünf Millionen Arbeitslose errechnet, für 
die Sowjetunion gar40 Millionen. 
Vor diesen Menschen fürchtet sich auch 
Westeuropa. Der drohenden Völkerwan- 
derung begegnet man hier - vorläufig 
noch - mit zwei verschiedenen Strategi- 
en: Abschottung und Grenzöffnung. Ab- 
schottung gegenüber den Armsten der 
Armen in Rumänien und Bulgarien, 
Grenzöffnung für die CSFR, Ungam und 
- teilweise - Polen. Der Kompromiß im - 
vermeintlichen - Ideologienstreit von 
Ausländerhassern und Freunden der mul- 
tikulturellen Gesellschaft ist bereits in 
Sicht. Sein Zauberwort: Quotierung; In- 
tegration für eine festgesetzte Anzahl von 
jungen, qualifizierten Arbeitswilligen, 
Festung Europa gegen den Rest. Im so 
kontrollierten Liberalismus findet beides 
seinen Platz: Ausländerhaß und liberale 
Integrationspolitik. 
Für Osteuropa bedeutet der vom Westen 
dirigierte Abzug menschlicher Ressour- 
cen nicht nur Emiedrigung, sondern mas- 
siven Verlust an qualifizierten Arbeits- 
kräften und gleichzeitig steigende soziale 
"Kosten für Alte, Kranke und Arbeitslose. 
Staatlich kontrollierter Liberalismus im 
Westen bewirkt somit letztlich staatlich 
unkontrollierbares Elend im Osten. 
Hannes Hofbauer 
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Osteuropa 


Schuldentango in Osteuropa 


Verschuldungskrisen in Osteuropa 


und der Dritten Welt 


Verblendet von eigenen 
Wunschträumen und Phantasien 
kam nicht nur Fukujama zur An- 
sicht, die Umbrüche in Osteuropa 
läuteten nunmehr das “Ende von 
Geschichte” ein. Auchdashoch- 
karätige Expertenteam bei der 
Weltbank prophezeite noch im letz- 
ten Weltentwicklungsbericht (1990) 
den “Beginn einer neuen und ein- 
malig vielversprechenden Ärader 
Weltgeschichte” (S.8). 

Ein Blick auf die gegenwärtigeSi- 
tuation der Länder hinter dem ein- 
stigen Eisernen Vorhang zeigt je- 
doch einen Befund, der in vielerlei 
Hinsicht Analogien zu den Proble- 
men und Konfliktpotentialen aus 
den Ländern der sog. Dritten Welt 
aufweist. 


is heute sind die Handelsbeziehun- 

gen zwischen den ehemaligen 

RGW- Staaten und den OECD- 
Ländern durch asymetrische Strukturen 
gekennzeichnet: Bei den RGW-Exporten 
dominieren eindeutig Rohstoffe bzw. 
rohstoffintensive Produkte. Auffallend 
ist in diesem Zusammenhang, daß diese 
Konstellation sich auch im Zeitverlauf 
kaum veränderte. Tatsächlich ging der 
Anteil derrohstoffintensiven Produkte an 
den Exporteninden OECD-Länderinden 
letzten zwanzig Jahren nicht zurück, viel- 
mehr erhöhte sich hier der Anteil sogar 
leicht von 55,6% (1965) auf 57,8% 
(1986). Betrachtet man diese Entwick- 
lungen im einzelnen so wird deutlich, daß 
dieser Trend maßgeblich auf die Exporte 
der rohstoffreichen Sowjetunion zurück- 
geführt werden kann ( ca. zwei Drittel der 
Devisenerlöse werden in dieser Güter- 
gruppe erzielt). Allerdings weisen die Ex- 
porte der übrigen RGW-Staaten ebenfalls 
einen überdurchschnittlichen Anteil an 
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rohstoffintensiven Gütern auf, der sich 
zwar im Verlauf der letzten Dekaden ver- 
minderte (1965: 40,7%, 1986: 33,6%), 
aber mit einem Drittel gegenwärtig 
immer noch einen wichtigen Posten der 
Exportpalette bildet. 


Ein Vergleich mit den Entwicklungs- 
trends in den sog. asiatischen Schwellen- 
ländern macht das Zurückbleiben der 
RGW-Staaten besonders anschaulich. Im 
Jahre 1965 liegt auch hier der Anteil der 
Exporterlöse aus rohstoffintensiven Pro- 
dukten bei 38,5%, allerdings konnten 
diese Schwellenländer ihren Anteil in- 
zwischen auf 8,8% reduzieren (1986) und 
erreichten damitein Niveau, das fürhoch- 
entwickelte Industrieländer charakteri- 
stisch ist. ? 


Im Verlauf dieser Entwicklungen verlo- 
ren die RGW-Länder zunehmend ihre 
Marktanteile gerade auch im EG-Raum. 
Die asiatischen Schwellenländer konnten 
ihre Position ausbauen und auch von den 
dynamischen Effekten der westeuropäi- 
schen Integration profitieren. Anders die 
RGW-Staaten, die als Staatengruppe 
durch die handelsumlenkenden Effekte 
der EG-Integration weiter an Boden ver- 
loren und ständig wachsende Handelsein- 
bußen hinnehmen mußten.? 


Mit der anhaltend hohen Rohstoffabhän- 
gigkeiteinerseitsundder gleichzeitig sin- 
kenden Wettbewerbsfähigkeit der osteu- 
ropäischen Ökonomien gerade auch im 
Bereich Maschinenbau wie auch der che- 
mischen Industrie andererseits, war das 
Scheitern des sowjetischen Industriali- 
sierungsmodells, dessen ursprüngliches 
Herzstück die Förderung der Schwerin- 
dustrie bildete, nicht mehr zu überse- 
hen.” Die einstige Position Osteuropas 
als sog. zweite Welt ging somit im Verlauf 
der letzten 20 Jahre sukzessiv verloren. 
Die Schere gegenüber den OECD-Län- 
dern konnte nicht verringert werden, son- 
dern öffnete sich zusehends. Jüngste 
Schätzungen zufolge erreicht die Pro- 
Kopf-Produktion in Osteuropa gegen- 
wärtig im Durchschnitt nur noch 40% 
derjenigen derBRD.? 


Anwachsen der 
Außenverschuldung 

Die abnehmende Wettbewerbsfähigkeit 
und die Unmöglichkeit, vormalige 
Marktanteile halten zu können sowie die 
ansteigenden Schwierigkeiten der Sy- 
stemstabilisierung, veranlaßten die mei- 
sten osteuropäischen Länder während der 
70er Jahre zu wachsenden Kreditaufnah- 
men auf den westlichen Kapitalmärkten. 
Gegenwärtig liegt die gesamte Auslands- 
verschuldung Osteuropas bei 152,1 Mrd. ' 
US $. An diesem Gesamtvolumen sind 
die einzelnen Länder allerdings sehr un- 
terschiedlich beteiligt. 

Mit rund 60 Mrd. US $ rangiert die So- 
wjetunion an der Spitze. Es folgen Polen 
mit45,2 Mrd. US $, Ungarn mit 21,6 Mrd. 
US $, den vierten Platz nimmt Bulgarien 
mit 9,8 Mrd. US $ ein, dicht gefolgt von 
der Tschechoslowakei mit 8,0 Mrd. US $. 
Für Rumänien fehlen genaue Angaben 
für 1990. Die vorliegenden Daten zeigen 
jedoch, daß hier die Auslandsschulden 
während der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre drastisch abgebaut wurden und 
1989 nur noch 0,5 Mrd.US $ ausmach- 
ten. 


Wie in den meisten lateinamerikanischen 
Ländern dominieren Kredite von westli- 
chen Geschäftsbanken. Nur im Falle Po- 
lens geht der überwiegende Teil (ca. zwei 
Drittel) auföffentliche Kredite zurück. 


Das absolute Volumen dieses Schulden- 
berges scheint auf den ersten Blick, ver- 
glichen etwä mit der Lage zahlreicher la- 
teinamerikanischer Staaten, eher niedrig. 
Die schwere Bürde der Auslandsschuld 
zeigt sich v.a. in der Relation zum BSP. 
Für Polen erreicht dieser Anteil inzwi- 
schen rund 60%, für Ungarn sogar 90%. 
Der jährliche Schuldendienst erreicht 
auch bei den meisten osteuropäischen 
Ländern inzwischen 30% bis 40%, in Un- 
garn sogar 44%.” 


Abgesehen von den Bestrebungen der Sy- 
stemstabilisierung zeigen die Hintergrün- 
de der Auslandsverschuldung deutliche 
Analogien zur Peripherie, Die internatio- 
nal außerordentlich niedrigen Zinssätze 


begünstigten umfangreiche Kreditauf- 
nahmen, und die gleichzeitig eingeleitete 
Entspannungspolitik während der 70er 
Jahre brachte in den Handels- und Finanz- 
beziehungen der OECD-Länder gegenü- 
ber Osteuropa einen zusätzlichen Auf- 
schwung. Wirtschaftsfachleute in Ost 
und West und ebenso die jüngste Studie 
der UN-Kommission für Europa weisen 
allerdings darauf hin, daß die seinerzeit 
aufgenommenen Kredite weniger für 
produktive Zwecke, sondern zu einem 
beträchtlichen Umfang für den Import 
von Konsumgütern eingesetzt wurden. 
Soweit gleichzeitig Anstrengungen un- 
ternommen wurden, den Produktionsap- 
parat zu effektivieren, erwiesen sich, 
diese Reformversuche als zu zeitraubend 
oder wurden auch nur halbherzig einge- 
leitet. In jedem Fall blieben die Maßnah- 
men deutlich hinter den Erfordernissen 
zurück, um die Exportproduktion bzw. 
Deviseneinnahmen entsprechend der zu- 
nehmenden Auslandsverschuldung stei- 
ger zu können. ® 


Die externen Schwierigkeiten, wie höhe- 
re Zinssätze, wurden weiter verschärft 
durch interne Ungleichgewichte, die sich 
in der letzten Dekade noch zuspitzten. 
Dazu zählen v.a. die versteckte Inflation, 
die ausgesprochene Mangelwirtschaft im 


produktiven Bereich, forciert durch das 
sog. Prinzip des “low-budget constraint”, 
wonach mangelhafte Produktionsergeb- 
nisse auf Unternehmensebene nicht zu 
Betriebsstillegungen führten, sondern 
durch staatliche Kredite stets aufs neue 
kompensiert wurden. Überdeckt werden 


Osteuropa 


konnte diese Mißwirtschaft nur durch rie- 
sige Defizite in den Staatshaushalten. Of- 
fiziellen Angaben zufolge betrug das De- 
fizit im sowjetischen Staatshaushalt 1989 
81 Mrd. (SU-Rubel) bzw. 8,8% des BSP. 
Insgesamt erreichte hier die Staatsschuld 
1989 ca. 400 Mrd. SUR bzw. 44% des 
BSP. In Ungarn liegt das Haushaltsdefizit 
in Relation zum BSP bei “nur” 3-4% 
(1989) und erreichte damit die höchste 
Rate in Europa. ° 


‘Die Konsequenzen der wachsenden Ver- 


schuldung wie auch der internen 
Mißwirtschaft ähneln vielfach den Pro- 
blemen und “Teufelskreisen”, mit denen 
zahlreiche Länder der Peripherie seit Be- 
ginn der 80er Jahre konfrontiert sind. Die 
Anpassungsmaßnahmen führen zu dra- 
stischen Preissteigerungen, massenhaf- 
ten Betriebsstillegungen und Produkt- 
ionsrückgängen, Arbeitslosigkeit und so- 
zialer Verelendung großer Bevölkerungs- 
teile. In Polen stiegen die Preise inzwi- 
schen um 30-50%, ebenso in Ungarn, die 
Produktion fiel um ca. ein Drittel, 
während die Löhne und Gehälter ins Bo- 
denlose rutschen. So liegt das Durch- 
schnittseinkommen in der Tschekoslowa- 
keiundPolen gegenwärtig bei umgerech- 
net monatlich ca. 140-270 DM, in Mos- 
kau z.B. können 3/4 der Schulkinder in- 
zwischen die Preise für die tägliche 
Schulspeisung nicht mehr bezahlen und 
in einigen Regionen der Sowjetunion ist 
die Versorgung der Bevölkerung mit 
überlebensnotwendigen Nahrungsmit- 
teln nicht mehr gewährleistet.'® 

Nicht zuletzt muß auch hier hervorgeho- 
ben werden, daß die zu Beginn der 80er 


Jahre von den USA eingeleitete Hoch- 
zinspolitik einerseits sowie die gegen- 
über den RGW-Staaten errichteten Han- 
delshemmnisse andererseits (vgl. beson- 
ders die sog. COCOM-Läiste, die z.B. den 
Handel mit hochwertigen Elektronikpro- 
dukten verbietet) die Schuldenbedienung 
bis in die jüngste Zeit nachhaltig er- 
schwerten. Ein spezielles Problem ergab 
sich für Osteuropa bislang auch aus dem 
Verrechnungsmodus im Rahmen des 
RGW, demzufolge der Außenhandel als 
Barter (Tausch)-Geschäft abgewickelt 
wurde, mithin die Spielräume für Devi- 
seneinnahmen und somit das Abtragen 
von Auslandsschulden weiter einge- 
schränkt wurde. 


Krisenmanagement 

Der Zusammenbruch des real existieren- 
den Sozialismus unddieeingeleiteten Re- 
formen zur Reintegration Osteuropas in 
die kapitalistische Weltökonomie haben 
nicht nur die neuen Regierungen vor im- 
mense Problemberge gestellt, sondern 
auch die diversen westlichen Akteure, die 
OECD-Regierungen, die internationalen 
Finanzinstitutionen, die Geschäftsban- 
ken und Großkonzerne auf den Plan geru- 


fen. 


Öffentliche Finanztransfers und 
Handelsabkommen 

Zur Unterstützung des Reformprozesses 
in Osteuropa wurden inzwischen zahlrei- 
che bi- und multilaterale Hilfsprogramme 
mit einem Finanzvolumen von ca. 25 
Mrd. US $ für die nächsten Jahre zuge- 
sagt. Davon entfallen ca. 12 Mrd. US $ 
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auf den sog. PHARE-plan der EG, der in 
Zusammenarbeit mit anderen OECD- 
Ländern umgesetzt wird. Ursprünglich 
nur für die Reformvorteiter Polen und 
Ungarn konzipiert, wurden inzwischen 
aber auch die übrigen osteuropäischen 
Länder in der Empfängerliste aufgenom- 
men. Mit Hilfe des PHARE-Programms 
sollen prioritäre Projekte im Agrarsektor, 
der Leichtindustrie sowie im Umwelt- 
schutz gefördert werden. Allerdings sind 
hier bereitgestellte Devisen keineswegs 
frei verfügbar, sondern dürfen nur für Im- 
porte aus den Kreditgeberländern ver- 
wendet werden. !" 


Als weiterer wichtiger Geldgeber fun- 
giert die Weltbank-Gruppe, die bis 1994 
Kredite in einer Gesamthöhe von 7,5 
Mrd. US $ zugesagt hat. Ebenso wie bei 
den hochverschuldeten Dritte-Welt-Län- 
dern vergibt die Weltbank auch hier ihre 
Finanzmittel nicht ohne strikte Konditio- 
nen: Unabdingbare Voraussetzung für die 
finanzielle und technische Unterstützung 
ist die Vorlage eines umfassenden Stabili- 
sierungsprogramms. Als neue zusätzli- 
che Säule für den öffentlichen Ressour- 
centransfer soll die neu gegründete “Eu- 
ropean Bank for Reconstruction and De- 
velopment” (EBRD) fungieren. Diese 
Mini-Weltbank wurde mit einem Startka- 
pital von 10 Mrd. ECU (21 Mrd. DM) 
ausgestattet. Statutengemäß besteht ihre 
Hauptaufgabe in der Förderung markt- 
wirtschaftlicher Strukturen und der Un- 
terstützung des privaten Unternehmer- 
tums. Wie die Weltbank vorrangig die In- 
teressen der weltweit wichtigsten Finan- 
ziers vertritt, so die EBRD für den eu- 
ropäischen Raum: die 12 EG-Länder, 
inkl. EG Kommission und Europäischer 
Investitionsbank, vereinigen über 51% 
der Kapitalanteile, während die osteu- 
ropäischen Länder über nur 15% verfü- 
gen, die Stimmrechte sind entsprechend 
asymetrisch aufgeteilt. 


Neben den finanziellen Hilfsprogram- 
men hat die EG inzwischen zahlreiche 
Handels- und Kooperationsabkommen 
mit.den meisten osteuropäischen Ländern 
abgeschlossen, um so die Marktzugänge 
für ihre Exportgüter zu verbessern. Un- 
gar und Polen wurden sogar ähnliche 
Handelspräferenzen wie den meisten 
Dritte Welt Ländern eingeräumt. 


Direktinvestitionen und 

“joint ventures” 

Bis vor kurzem spielten ausländische Di- 
rektinvestitionen in den Ost-West- Bezie- 
hungen de facto keine Rolle. Erst mit Be- 
ginn der “Perestroika” in der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre stieg hier die Errich- 
tung von “joint ventures” sprunghaft an. 


Für das Jahr 1988 meldet die UN-Wirt- 
schaftskommission für Europa (ECE) 
400 “joint ventures”, im Jahr darauf wur- 
den bereits 2700 entsprechende Unter- 
nehmen registriert. Mit rund 1000 “joint 
ventures” rangiert die Sowjetunion ein- 
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deutig an der Spitze, gefolgt von Jugosla- 
wien mit ca. 670 Unternehmen, Ungarn 
und Polen belegen mit 600 bzw. 400 die 
folgenden Plätze, während die Tschecho- 
slowakei mit 50 solcher Unternehmen 
erst an fünfter Stelle steht. Das gesamte 
ausländische Investitionsvolumen wird 
hier auf ca. 2,2 Mrd. US $ geschätzt. 
Diese rasante Entwicklung wird jedoch 
beträchtlich relativiert, daes sich hier nur 
um die Registrierung bei den zuständigen 
Behörden handelt, die Aufnahme realer 
Unternehmensaktivitäten liegt in den 
meisten Fällen noch in weiter Ferne. So 
dürften in der Sowjetunion gegenwärtig 
von den derzeitig 1300 “joint ventures” 
Schätzungen zufolge allenfalls 150 bis 
200 (besonders im Bereich Dienstleistun- 
gen) tätig sein. '? Jüngste Umfragen unter 
Großunternehmen aus den USA, Japan 
und der EG bestätigen, daß man mit der 
Registrierung von “joint ventures” ge- 
wisse Startpositionen bezogen hat, eben- 
so wird aber betont, daß man sich auf kei- 
nen Fall Hals über Kopf in irgendwelche 
Investitionsabenteuer stürzen wolle. Un- 
gefähr 2/3 der befragten Unternehmer be- 
kundete ein prinzipielles Interesse an Di- 
rektinvestitionen in Osteuropa, über den 
Zeitrahmen schwieg man sich jedoch aus. 
Die Mehrheit der japanischen Firmen er- 
klärte lediglich, daß sie ihre Investitions- 
pläne nicht vor 1995 umsetzen würde, 
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Die Zahlungsunfähigkeit 


und man sich zunächst allein auf Im- und 
Exportgeschäfte konzentrieren wolle. !? 


ZurRolleder 
Geschäftsbanken 


Obwohl einzelne osteuropäische Länder 
(besonders Polen und Ungarn) ihre Lei- 
stungsbilanzdefizite im Zuge ihrer drasti- 
schen Austeritätspro; me und einer 
entsprechenden Exportoffensive verbes- 
sern konnten, sehen die internationalen 
Geschäftsbanken hier kaum Aussichten 
für weitere Fortschritte , geschweige 


‚denn eine Trendwende in dieser Region. 


Im Gegenteil: Verbreitete Rückzahlungs- 
probleme, die Unwägbarkeiten der Um- 
bruchprozesse und nicht zuletzt die Auf- 
lösung des RGW bzw. die einhergehen- 
den Probleme bei der Umstellung auf 
Weltmarktpreise veranlassen die Ge- 
schäftsbanken inzwischen zu äußerster 
Zurückhaltung. Das Jahr 1990 markiert 
hier inzwischen eine abrupte Zäsur ge- 
genüber Osteuropa. Noch 1989 hatten die 
Banken Kreditmittel von insgesamt 6,6 
Mrd. US $ bereitgestellt, 1990 erfolgte 
dann ein fast panikartiger Abzug in Höhe 
von 6,8 Mrd. US $. Die jüngste BIZ Stu- 
die (Bank für Internationalen Zahlungs- 
ausgleich) kommentiert diesen Rückzug 
als spektakulär. '* 
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Polens begründet die nie- 
drige Schuldendienstquote 
und führte 1991 zu Ver- 
handlungen mit den öffent- 
lichen Gläubigern. Im Mai 
wurden in diesen Verhand- 
lungen eine Mindestquote 
von 50% der fast 25 Mrd. 
US-$ öffentlichen Schulden 
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“das Schiff beinhaltet - aber eben im Exporterlös enthalten ist. 


2) für Polen wurde im vergangenen Jahr für 1991 eine Steigerung des BIP erwartet. Dieser Trend ist nach den ersten Monaten 1991 nicht 
ee ec Ban Dale aa m lesen Sie ara de des BI Sc. 

ie Inflationsrate wrude - entsprechend den Vorgaben v on IWF und Weltbank - für 1991 nut eine Quote progrostizi 
Zwar wird sie 1991 unter dem Vorjahreswert von S00%, aber deutlich über 30% erwartet. BEESERNEIS Re 


Anders als in den hochverschuldeten 
Ländern Lateinamerikas ist das Banken- 
geschäft in Osteuropa vorrangig in deut- 
schen und japanischen Händen. Laut BIZ 
entfielen 1990 auf die deutschen und ja- 
panischen Banken 20% bzw. 18% aller 
Forderungen. Die österreichischen und 
französischen Banken kamen auf je 9%, 
gefolgt von den italienischen und briti- 
schen Geschäftsbanken mit 6% bzw. 4%. 
Die restlichen 34% verteilen sich auf ein 
breites Spektrum von Bankengruppen, 
wobei der Anteil der USA bei nur 2,7% 
liegt. Der seit 1990 eingeleitete Rückzug 
wurde von den meisten großen Banken- 
gruppen. vorgenommen, eine Ausnahme 
bildeten nur die deutschen Banken, die 
weiterhin Kredite an Polen und die So- 
wjetunion bereitstellten. Hätte es nicht so 
beträchtliche Zahlungsrückstände gege- 
ben, wäre der Rückzug vermutlich sogar 
noch drastischer geworden. !° 


Insgesamt - so die internationalen Ge- 
schäftsbanken - besteht derzeit wenig 

" Neigung neue Kredite an diese Länder zu 
gewähren. Zwar werden die Reforman- 
strengungen durchweg begrüßt und es 
wird auch nicht übersehen, daß der Über- 
gang zur Marktwirtschaft mit Produk- 
tionsrückgängen sowie zunehmender Ar- 
beitslosigkeit verbunden ist, und somit 
auch die Schwierigkeiten, die Reform- 
maßnahmen politisch durchzusetzen, 
eher steigen werden, der immense Fi- 
nanzbedarf könne jedoch unter den ge- 
genwärtigen Bedingungen nur von öf- 
fentlichen Stellen bereitgestellt werden. 
Die Banken verweisen daher allen voran 
auf die staatlichen Finanzinstitutionen, 
die ganz im Stile der bekannten Entwick- 
lungshilfeideologie auch hier die Kataly- 
satorenfunktion für den perspektivischen 
Zustrom von privatem Kapital überneh- 
mensollen. 


er Zusammenbruch des real exi- 
D+= Sozialismus in Osteu- 

ropa hat den bisherigen Ost-West- 
Konflikt hinfällig gemacht. Die jetzt nach 
dem Fall des Eisernen Vorhanges zutage 
tretenden wirtschaftlichen Strukturen, 
die Abhängigkeit von Rohstoffexporten 
bzw. rohstoffintensiven Produkten, die 
schmale Angebotspalette und die fehlen- 
de Wettbewerbsfähigkeit wie auch die ra- 
sche Zunahme der Verschuldung deuten 
darauf hin, daß diese neuen Beziehungen 
typische Formen der Nord-Süd-Konfigu- 
ration aufweisen. Da weder die westli- 
chen Großkonzerne noch die Geschäfts- 
banken sich in absehbarer Zeit hier in 
einem bedeutenden Umfang engagieren 
werden, bleibt die Frage nach dem Stel- 
lenwert bzw. der Rolle öffentlicher Insti- 
tutionen. Die hier bisher zugesagten Fi- 
nanztransfers seitens der OECD-Länder, 
der EG wie auch der Weltbank werden 
nicht nur über mehrere Jahre gestreckt 
vergeben, sie fließen wie schon aus den 
übrigen Regionen der Dritten Welt in be- 
kannter Manier an die westlichen Unter- 
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nehmen zurück. Mindestens ebenso gra- 
vierend ist, daß diese Finanztransfers 
nicht wie seiner Zeit im Rahmen des 
Marshall-Plans auf Zuschußbasis verge- 
ben werden, mithin die Verschuldung 
weiter steigen wird, während Kredit und 
Zins eines Tages, mit welchem “overkill- 

gramm” auch immer, zurückzuzahlen 
sind. Einzelne Politiker und Wirtschafts- 
fachleute haben daher verschiedentlich 
die Forderung nach einem neuen Mars- 
hall-Plan für Osteuropa erhoben. Die Re- 
sonanz der westlichen Expertencommu- 
nity, angefangen von der Weltbank, über 
die EG-Kommission bis hin zur UN- 
Kommission für Europa war in diesem 
Punkt jedoch eindeutig ablehnend: Die 
institutionellen Voraussetzungen für das 
Funktionieren von Märkten - so der 
Haupteinwand - sind hier nicht gegeben, 
etwaige Unterstützungsmaßnahmen 
müßten sich daher auf die Bereitstellung 
von Technischer Hilfe, Nahrungsmittel- 
hilfe sowie ausgewählte Einzelprojekte 
beschränken, ! 


Wenig hoffnungsvoll dürften auch die Ef- 
fekte der bisher abgeschlossenen Han- 
dels- und Kooperationsabkommen sein. 
In diesem Sinne warnt auch der Sonderre- 
port der Deutschen Bank, daß der Erwar- 
tungshorizont für eine Ausweitung des 
Ost-Westhandels nicht zu hoch angesetzt 
werden sollte, eine Umlenkung der Han- 
delsströme vom vormaligen RGW-Markt 
auf Märkte der westlichen Industrielän- 
der sei auf absehbare Zeit kaum zu erwar- 
ten. !” 


Die Durchsetzung marktförmiger Regu- 
lierungsformen auf Weltebene geht kei- 
neswegs mit einer Verringerung von Kon- 
fliktpotentialen einher. Tatsächlich ad- 
dieren sich zu den globalen Instabilitäten 
der Nord-Süd-Beziehungen neue Asym- 
etrien im Ost-West-Gefüge, die nicht zu- 
letzt durch die jetzt offener zutage treten- 
den Ungleichgewichte und Konkurrenz- 
kämpfe zwischen den unterschiedlichen 
Machtzentren (USA, Japan, EG) weiter 
destabilisierend wirken. Wenn auch ge- 
genwärtig keine präzisen Prognosen zu 
den Entwicklungsperspektiven Osteuro- 
pas möglich sind, so ist doch zumindest 
klar, daß die gegenwärtige Konstellation 
keinen Anlaß zu euphorischen Erwartun- 
genbietet. 


Wirtschaftlicher Verfall, steigende Aus- 
landsverschuldung und ein Wiederauf- 
flammen nationaler bzw. ethnischer 
Spannungen deuten hier eher auf ein ho- 
chexplosives Gemisch mit weitreichen- 
den sozialen und politischen Verwerfun- 
gen. Die “vier kleinen Drachen” können 
daherkaum alsrealistisches Szenario her- 
angezogen werden, eher zutreffend 
scheint wohl das lateinamerikanische 
“Modell”. 


Die jüngst vom Pariser Club beschlosse- 
ne 50%ige Streichung der polnischen 
Auslandsschulden, selbstredend nicht 
ohne die Verordnung eines strikten Auto- 
ritätsprogramms, ist hier dennoch als ein - 
erster Schritt in die richtige Richtung zu 
sehen. Bekanntlich ist gerade auch in der 
sog. Dritten Welt eine umfassende Schul- 
denstreichung eine erste Voraussetzung 
zur Lösung der drastischen Probleme. 
Tatjana Chahoud 
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Marktwirtschaft ist keine 
Traumlösung 


Zur Entwicklungsperspektive osteuropäischer 
Volkswirtschaften 


Marktwirtschaftliche Modelle ha- 
ben sich in Osteuropa auf ganzer 
Linie durchgesetzt. Offensichtlich 
beweist sich hier die ideologische 
Kraft und Faszination der “unsicht- 
baren Hand” des Marktes bei Be- 
völkerung und Regierung. Wir ken- 
nen allerdings die Folgen, die 
marktwirtschaftliche Modernisie- 
rungskonzepte in Afrika und La- 
teinamerika angerichtet haben. Es 
ist zu erwarten, daß sich in Zukunft 
Menschen gegen den in Osteuropa 
als Heilsbringer verkündeten Kapi- 
talismus wenden werden. Es gilt 
daher einerseits die verordneten 
Programme der Marktapologeten 
zu kritisieren, andererseits, wenn 
der Begriff Markt von dem ideologi- 
schen Schutt der Neo-Liberalenent- 
schlackt ist, zu fragen, wo und unter 
welchen Bedingungen Markt ein 
Steuerungsinstrument sein kann. 
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Osteuropa eine wirtschaftliche Tal- 

fahrt eingesetzt. Dieser Niedergang 
war bedingt durch die Ineffizienz der Pla- 
nungsmechanismen, die Starrheit der 
Preissysteme, die in keiner Weise Ange- 
bots- und Nachfragekonstellationen wi- 
derspiegelten und die weitgehende bis 
völlige Zurückdrängung des privaten 
Wirtschaftssektors. Durch das staatliche 
Außenwirtschaftsmonopol, das direkte 
Kontakte der nationalen Betriebe mitdem 
Ausland verhinderte, und die Unmöglich- 
keit, nationale Währungen frei in fremde 
Währungen einzutauschen, gelang es, die 
heimische Wirtschaft mit ihrem willkür- 
lich festgelegten Preissystem von der 
Entwicklung der Weltmärkte weitestge- 
hend abzuschotten. Das Resultat dieser 
Abkopplung war eine zurückgehende in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit dieser 
Staaten im Ost-West-Handel, die sich 
letztendlich auch negativ in der Binnen- 
wirtschaft bemerkbar machte. Die Ver- 
schuldung in westlichen Währungen 
nahm in den meisten Ländern zu. Die 
ökologischen Probleme verschärften sich 
unddie schrittweise Öffnung der Grenzen 
ineinzelnen Staaten führte zueinerbesse- 
ren Information der Bevölkerung und 
wirkte sich eher negativ auf die Motivati- 
on aus, sich in diesem System für die Ge- 
meinschaft einzusetzen. In den einzelnen 
Ländern kam es, mit Ausnahme Rumäni- 
ens, zu Versuchen, das System durch Re- 
formen effizienter zu machen. Diese Ver- 
suche stellten aber nur ein Kurieren an 
den Krankheitssymptomen dar. In dieser 
Situation wird der Übergang zur Markt- 
wirtschaft von den führenden Politikern 
und Ökonomen als der einzige Ausweg 
angesehen. Bei der Masse der Bevölke- 
rung finden diese Entwicklungsperspek- 
tiven zunächst einmal großen Anklang. 
Nur durch ein eindeutiges Bekenntnis zur 
Marktwirtschaft war es auch den regie- 
renden Politikern möglich, Unterstüt- 
zung im Westen zu erlangen. In der So- 
wjetunion, wo die Hinwendung zu einer 
Marktwirtschaft bisher noch umstritten 
ist, werden Zusagen über westliche Hil- 
fen unmißverständlich an Schritte zur Er- 
richtung einer Marktwirtschaft gekop- 


N eit Mitte der achtziger Jahre hat in 


pelt, wie die Diskussionen im Vorfeld des 
Londoner Weltwirtschaftsgipfel im Juli 
1991 verdeutlichen. Die Diskussion über 
alternative Entwicklungsmodelle findet 
nicht statt. 


Mit dem Zusammenbruch der bisherigen 
planwirtschaftlichen Systeme begann 
eine Übergangsgsphase, in der die Wirt- 
schafts- und Gesellschaftssysteme völlig 
umstrukturiert werden sollten. Die 
Schritte hierzu verliefen recht unter- 
schiedlich. In Polen wurden noch von der 
letzten sozialistischen Regierung Teilre- 
formen in Angriff genommen, die durch 
eine partielle Preisliberalisierung unter 
Beibehaltung der alten monopolistischen 
Strukturen und Marktungleichgewichte, 
einen ungeheuren Inflationsprozeß er- 
zeugten. Vorrangig wurde zunächst ein 
großer Teil der Preise von defizitären, 
hochsubventionierten Konsumgütern 
freigegeben, so daß teilweise durch 
Streiks erzwungene Lohnerhöhungen 
eine Inflationsspirale in Gang setzten. 
Dieser Inflationsschub, der in ähnlicher 
Weise nur noch in Jugoslawien stattfand, 
wird 1991 auch die anderen Länder erfas- 
sen, die ihre Preissysteme liberalisieren, 
ohne daß ein Gleichgewicht auf den 
Märkten bzw. eine Wettbewerbssituation 
auch nur annähernd besteht. Am dra- 
stischsten vollzieht sich diese Entwick- 
lung in der Sowjetunion, in der noch typi- 
scher als in den anderen Ländern das alte 
planwirtschaftliche System außer Kraft 
gesetzt worden ist, ohne daß ein neuer 
funktionsfähiger Wirtschaftsmechanis- 
mus existiert. Das entstandene Vakuum, 
das noch durch die offen zu Tage treten- 
den Nationalitätenkonflikte verschärft 
wird, soll stabilisiert werden, indem die 
Regierung via Notenpresse Realeinkom- 
mensrückgänge einzelner Gruppen kom- 
pensiert. Das dadurch entstehende Staats- 
budgetdefizit wird 1991 mindestens 25% 
des Staatshaushaltes ausmachen. Sowjet- 
ische Experten erwarten im Zuge dieser 
Entwicklung zum Jahresende eine Inflati- 
onsrate von 100 bis möglicherweise 
1000%. In den anderen Ländern, wie der . 
CSFR, Polen und Ungarn rechnet man 
mit Inflationsraten zwischen 30 und 60%. 


Gleichzeitig mit der Abschaffung der 
Grundpfeiler der planwirtschaftlichen 
Systeme brach auch das System der inter- 
nationalen Arbeitsteilung zwischen den 
RGW-Ländern zusammen. Wurde 1989 
noch 52% des Außenhandels der osteu- 
ropäischen Länder im Rahmen des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe abge- 
wickelt, so ging 1990 der Handel zwi- 
schen diesen Ländern um 20% zurück, 
während der Welthandel mit plus fünf 
Prozent expandierte. In diesem Jahr 
dürfte der Einbruch noch stärker werden, 
da jetzt der Außenhandel direkt auf der 
Basis der Weltmarktpreise erfolgt und in 
konvertiblen Währungen abgerechnet 
werden soll. Dementsprechend hat die 
Sowjetunion ihren osteuropäischen Part- 
nern im ersten Quartal 1991 nur noch 
10% der letztjährigen Warenlieferungen 
abgenommen. Angesichts mangelnder 
Wettbewerbsfähigkeit werden sich die 
Leistungsbilanzdefizite der osteuropäi- 
schen Länder vergrößern und die Netto- 
verschuldung in westlichen Währungen, 
die von 1985 bis 1990 um 83% anstieg, 
dürften in einigen Staaten, insbesondere 
- in der Sowjetunion weiter sprunghaft zu- 
nehmen. 


Die Vorstellungen von der 


Marktwirtschaft 

Der Begriff “Marktwirtschaft” ist in Ost- 
europa ausgesprochen unscharf. Nach 
Aussagen des tschechoslowakischen Fi- 
nanzministers Vaclav Klaus existieren 
mehr als 50 verschiedene Bedeutungen 
des Begriffes “Marktwirtschaft” in Ost- 
europa.? Die Spannweite reicht von Vor- 
stellungen, die sich an das sozialstaatli- 
che schwedische Modell anlehnen, bis 
hin zu Vertretern der neoliberalen Schule. 
Zwischen den einzelnen Reformern gibt 
es keinen Konsens hinsichtlich der zen- 
tralen Ziele des Systemwandels. ” Dem- 
entsprechend erstaunt es auch nicht, daß 
in den einzelnen Ländern die Konzeptio- 
nen für den Übergang zur Marktwirt- 
schaft diffus sind. Die Stabilisierungspro- 
zesse der Wirtschaft, die darauf abzielen, 
die Inflationsraten zu reduzieren und 
Marktgleichgewichte zu erzielen, eilen 
den strukturellen und institutionellen An- 
passungsprozessen, die auf die Herstel- 
lung wettbewerbsfähiger Marktstruktu- 
ren abzielen, voraus, da es relativ leicht 
ist, die Stabilisierungsziele festzulegen. 
Schwieriger wird es jedoch, einen Kon- 
sens zu finden über die zukünftige Wirt- 
schaftsstnuktur eines Landes und den 
Aufbau neuer institutioneller Gegeben- 
heiten. Damit werden nämlich Anpas- 
sungskosten, Arbeitslosigkeit, Reallohn- 
verluste und der Zusammenbruch des so- 
zialen und medizinischen Systems im Re- 
gelfall der Bevölkerung aufgebürdet. 
Auch über die Anpassungsgeschwindig- 
keit herrschen sehr unterschiedliche Mei- 
nungen. Deutlich werden bei einer 
Schocktherapie die kurzfristigsehrhohen 
Anpassungskosten gesehen, die zum jet- 


Osteuropa 


zigen Zeitpunkt nicht sozial abgefedert 
werden können. Soziale Sicherungssy- 
steme müssen erst noch geschaffen wer- 
den. Dementsprechend wird bei einer 
Entscheidung für die Schocktherapie eine 
politische Instabilität befürchtet. Bei 
einem langsamen Übergang besteht die 
Gefahr, daß die noch existierenden Ver- 
waltungskader und Mitglieder der alten 
Nomenklatura versuchen, im Zuge der 
Veränderungen bisher staatliches Eigen- 
tum zu privatisieren. "Trotz allem Gerede 
über Schocktherapie muß man konstatie- 
ren, daß selbst in Polen, das von den Ver- 
tretern der Weltbank und des Internatio- 
nalen Währungsfonds beraten wird, eine 
Strategie nicht durchgesetzt werden 
konnte, die gleichzeitig die gesamtwirt- 
schaftliche Situation zu stabilisieren be- 
absichtigte und die Errichtung neuer in- 


stitutioneller Strukturen, wie den Aufbau 
eines Sozialversicherungssystems oder 
einer Behörde zur Wettbewerbskontrolle 
durchzusetzen vermochte. Die Ursachen 
für eine nur langsame Durchführung des 
Systemwandels sind zum einen zu sehen 
in der Unerfahrenheit und Unwissenheit 
über die theoretischen Grundlagen einer 
Systemtransformation und zum anderen 


‘in den fehlenden Erfahrungen mit den 


Grundlagen eines marktwirtschaftlichen 
Systems. 


Die Voraussetzungen für die 

Schaffung einer Marktwirschaft 
Gegenwärtig wird die Diskussion über 
die Schaffung der Voraussetzungen für 
die Errichtung einer Marktwirtschaft be- 
stimmt von der Idee der Preisliberalisie- 
rung und der Schaffung privaten Eigen- 
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tums an den Produktionsmitteln. Durch 
die Preisfreigabe glaubt man die bisheri- 
gen Fehler der zentralen Planung vermei- 
den zu können, denn Preise werden als 
Signale verstanden, die anzeigen, wie 
man die knappen Ressourceneiner Volks- 
wirtschaft am besten nutzen kann. Dabei 
wird von der These ausgegangen, daß die 
Preissignale nur dann Beachtung finden, 
wenn die Ressourcen sich auch in priva- 
tem Besitz befinden.® Hieraus wird die 
Forderung nach Privatisierung der Wirt- 
schaft abgeleitet. Darüber hinaus geht 
man davon aus, daß bei Vorhandensein 
von privatem Kapitalbesitz ein Streben 
nach effizientem Kapitaleinsatz gegeben 
ist. Somit wird Kapital nicht mehr ver- 
schwendet, da die Gefahr des privaten 
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blendet das Vorhandensein von Markt- 
versagen in Bezug auf eine ganze Reihe 
von Gütern aus. So besteht die Gefahr,daß 
ehemals staatliche Monopole nur.durch 
private ausgetauscht werden. In Osteuro- 
pa, insbesondere in Polen und der 
CSFR,® hat die vereinfachte Sichtweise 
der Vorteile einer Privatisierung von Un- 
ternehmen zu einer vehementen Diskus- 
sion über verschiedene Möglichkeiten 
geführt, bisher staatliche Unternehmen in 
private Unternehmen umzuwandeln. 
Dieser Privatisierungsprozeß “von oben” 
führt aus mehreren Gründen nicht zum 
gewünschten Erfolg und geht am Kern 
der Sache, eine funktionierende Markt- 
wirtschaft zu errichten, vorbei. 
1. Das in den Ländern verfügbare Kapital 
reicht bei weitem nicht aus, um die bishe- 
rige staatliche Industrie zu kaufen. In 
. Polen schätzt man, daß das vorhandene 
private Sparguthaben bestenfalls aus- 
reicht, um 6 - 10% der nationalen Unter- 
nehmen zu privatisieren.”) 
2. Aber auch wenn ein Teil der bisherigen 
staatlichen Unternehmen der Bevölke- 
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rung, wie in der CSFR, in Form von An- 
teilen geschenkt wird, ergeben sich Pro- 
bleme. Da viele Unternehmungen tech- 
nologisch veraltet sind und die Kapital- 
ausstattung weiterhin desolat ist, arbeiten 
die Unternehmen mit einer geringen Pro- 
duktivität. 

3. Hinzu kommt noch, daß die Unterneh- 
men häufig Produkte herstellen, die ver- 
altet bzw. von geringer Qualität und somit 
nicht mehr wettbewerbsfähigsind. 

4. Des weiteren sind viele Unternehmen 
von der Schließung aus Umweltgründen 
bedroht bzw. für erhebliche ökologische 
Altlasten verantwortlich. 

5, Häufig sind auch die Produktionsanla- 
gen zu groß dimensioniert, um wirt- 
schaftlich arbeiten zu können.” 

Vor dem Hintergrund dieser Argumente 
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wirdsich zeigen, daß viele Firmenanteile, 
die verteilt werden sollen, mehr oder we- 
niger wertlos sind und ihrem neuen Besit- 
zer unerwartete Verpflichtungen aufbür- 
den. Die Bevölkerung dürfte letztlich 
noch unzufriedener sein als zuvor, da der 
naive Glaube an die Wunderwirkungen 
einer Marktwirtschaft schwer erschüttert 
wird. Im Zusammenhang mit der vonden 
Wirtschaftspolitikern verfolgten Strate- 
gie einer Privatisierung “von oben” wird 
das Dilemma der ehemals sozialistischen 
Staaten deutlich. Man versucht, wirt- 
schaftspolitische Konzepte durchzuset- 
zen, dieein Wirtschaftssystem vorausset- 
zen, das sich erst im Stadium des Entste- 
hens befindet. Eine derartige Privatisie- 
rung “von oben” setzt voraus, daß das 
neue Management sich an die Spielregeln 
einer Marktwirtschaft hält und sich dem 
Wettbewerb aussetzt. Des weiteren 
braucht man auch eine Infrastruktur, die 
eine reibungslose Versorgung mit Roh- 
stoffen, Investitionsgütern und Krediten 
gewährleistet. 

Die Gefahr der übereilten Anpassung an 


die Bedingungen des Weltmarktes be- 
steht zum einen in einer dauerhaften Aus- 
grenzung großer Bevölkerungsteile aus 
den Bereichen Arbeit, Bildung und medi- 
zinische Versorgung. Die zweite Gefahr 
ist, daß Lehrbuch-Marktwirtschaftler die 
tatsächlichen Möglichkeiten osteuropäi- 
scher Industrien und Handelsstrukturen 
überschätzen und mit einer verfehlten 
Wirtschaftspolitik die Menschen in Ost- 
europa binnen zwei oder drei Jahren voll 
in die Abhängigkeit von den Metropolen 
bringen. Genau das ist zur Zeit der Fall. 
Daher ist es wichtig, eine Privatisierung 
von ‘unten’ als Alternative zu diskutie- 
ren. Damit sind die Schaffung von Rah- 
menbedingungen für die erfolgreiche 
Gründung von privaten Unternehmen 
und die Schaffung der Voraussetzungen 
für eine funktionierende Marktwirtschaft 
gemeint.” 

Voraussetzungen sind: 

l. Die Herstellung von privaten Eigen- 
tumsrechten, dienebeneiner weitestmög- 
lichen Vertragsfreiheit auch ein Ge- 
schäftsrisiko vorsehen; 

2. Die Errichtung eines funktionsfähigen 
Preissystems, das die Knappheit der 
Güter adäquat widerspiegeln sollte. 
Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
das Preissystem dort seine Funktions- 
fähigkeit verliert, wo keine Eigentums- 
rechte durchgesetzt werden können, also 
z.B. bei kollektiven Gütern wie Umwelt- 
schutz oder Infrastruktur. Hier müssen 
staatliche Institutionen einspringen, um 
einen effizienten Einsatz der Ressourcen 
zuerreichen. 

3. Ein funktionsfähiges Preissystem kann 
nur existieren, wenn auch eine stabile 
Währungsordnung besteht, so daß Inflati- 
onsgefahren beseitigt werden. 

4. Gleichzeitig ist aber auch eine funkti- 
onsfähige Wetibewerbsordnung vonnö- 
ten. Dies trifft insbesondere auf die osteu- 
ropäischen Länder zu, in denen bis jetzt 
starke monopolistische Wirtschaftsstruk- 
turen existierten, insbesondere die Zu- 
trittsschranken für die einzelnen Märkte 
müssen sehr niedrig gehalten werden, um 
einen funktionsfähigen Wettbewerb zu 
gestalten. Nur dadurch wird gewährlei- 
stet, daß neue Anbieter in bisher monopo- 
listische Märkte gelangen und Monopol- 
gewinne abgeschmolzen werden. 

5. Eng damit verbunden ist aber auch die 
Existenz von Kapitalmärkten. Private 
Unternehmen müssen die Möglichkeit 
haben, sich Fremdkapital durch die Ban- 
ken zu besorgen, sei es in Form von Kre- 
diten oder in Form der Ausgabe von Akti- 
en. Gerade durch funktionsfähige Kapi- 
talmärkte wird das private Sparkapital der 
Finanzierung von Unternehmen zuge- 
führt; 

6. Nicht vergessen werden sollte, daß das 
Management der privaten Unternehmen 
die Funktionsweise einer Marktwirt- 
schaft verstehen und über die spezifi- 
schen betriebswirtschaftlichen Kenntnis- 
se verfügen muß, um Unternehmen erfol- 


greich zu führen. Auch von den Arbeit- 
nehmern sind neue Verhaltensweisen ge- 
fordert. Sie müssen erkennen, daß Inter- 
essensgegensätze für eine Marktwirt- 
schaft normal sind und diese im Rahmen 
institutioneller Strukturen auch konstruk- 
tiv ausgetragen werden können. Diese 
Verhaltensweisen lassen sich nicht über 
Nacht erreichen, sondern sind das Ergeb- 
nis eines langen Lern-und Erfahrungs- 
prozesses. 

Angesichts der Tatsache, daß der Aufbau 
einer Marktwirtschaft sich nicht kurzfri- 
stig erreichen läßt und angesichts der Hy- 
potheken des bisherigen planwirtschaftli- 
chen Systems, muß der Transformations- 
prozeß hin zu einer Marktwirtschaft 
durch eine stabilitätsorientierte Wirt- 
schaftspolitik und eine vorausschauende 
Strukturpolitik begleitet werden, die die 
Entwicklungsrichtungen für eine zukünf- 
tige an verstärkter Effizienz und Umwelt- 
bewußtsein orientierte Wirtschaftspolitik 
aufzeigen sollte. Dies bedeutet letztlich, 
daß der Staat gefordert ist, ein klares Kon- 
zept für den Übergang zu entwerfen und 
in der Anfangsphase bestimmt, wie die 
zukünftigen Wirtschaftsstrukturen ausse- 
hen sollen. 


Die Rolle westlicher Staaten 
im Transformationsprozeß 


Osteuropas 

Um eine dauerhafte Instabilität der ge- 
samten Region zu vermeiden, ist der We- 
sten gefordert, sich schnellstens zu über- 
legen, wie und wo gehandelt werden 
kann. Für die öffentliche Hilfe bedeutet 
dies nicht so sehr, projektungebundene 
Kredite zu vergeben, sondern Konzepte 
für die zukünftige Entwicklung der Wirt- 
schaft in diesen Ländern zusammen mit 
osteuropäischen Politikern und Experten 
zu entwickeln. Des weiteren muß eine 
umfassende Bildungshilfe erfolgen, um 
, die Defizite hinsichtlich der Funktions- 
weise von marktwirtschaftlichen Syste- 
men zu beseitigen. Ein dritter Bereich ist 
die Verbesserung der Infrastruktur, um 
die Ansiedelung von neuen Unternehmen 
zu ermöglichen. Gerade durch eine Ver- 
besserung der Distributionssysteme, d.h. 
2.B. Verbesserung der Transportmöglich- 
keiten und Lagerhaltungskapazitäten, 
ließen sich rasch die größten Ungleichge- 
wichte bei der Konsumgüterversorgung 
vermeiden. Damit muß aber auch der 
Aufbau eines effizienten Verwaltungssy- 
stems verbunden sein, das auf der einen 
Seite die immer stärker blühende Unter- 
grundwirtschaft eindämmen und auf der 
anderen Seite die Voraussetzungen für 
privatwirtschaftliche Direktinvestitionen 
bieten könnte. Betrachtet man die Anzahl 
der Joint Ventures, die in den letzten bei- 
den Jahren entstanden sind, so scheint 
sich ein ungeheurer Boom in allen osteu- 
ropäischen Ländern abzuzeichnen. Al- 
lein im Jahre 1990 sind fast 10.000 sol- 
cher Gemeinschafts- oder Tochterunter- 
nehmen durch westliche Unternehmen 
gegründet worden. Doch der damit ver- 
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bundene Kapitalzufluß ist spärlich. Die 
2616 bis zum 1.1.1991 registrierten Di- 
rektinvestitionen in Polen werden nur zu 
einem ausländischen Kapitalzufluß in 
Höhe von 352,6 Millionen US $ führen, 
d.h. daß die durchschnittliche westliche 
Investition pro Firma nur 134.800 US $ 
beträgt. Daraus wird ersichtlich, daß es 
sich bei den meisten dieser Gemein- 
schaftsunternehmen nur um Kleinunter- 
nehmen, Repräsentanzen, Läden oder 
Verkaufsbüros handelt. Auch in der So- 
wjetunion mit 2050 ausländischen Direk- 
tinvestitionsobjekten zum 1.1.1991 be- 
lief sich der zugesagte Anteil des westli- 
chen Kapitals nurauf 3.151 Millionen US 
$, was einer durchschnittlichen Kapital- 
beteiligung von 1,5 Millionen US $ pro 
Joint Venture entspricht. Bei der Bewer- 
tung dieser bescheidenen Direktinvesti- 
tionen ist noch zu berücksichtigen, daß 
von Land zu Land unterschiedlich höch- 
stens 20 - 30 % dieser Unternehmen ihre 
Arbeiten aufgenommen haben. Die Grün- 
de für ein zögerliches Engagement sind 
darin zu sehen, daß gerade in der Sowjet- 
union die politische Lage als sehr instabil 
angesehen wird, die Kreditwürdigkeit 
(Bonität) sehr gering eingestuft wird und 
die fehlende Infrastruktur als ein ent- 
scheidendes Hindernis angesehen wird. 
Insbesondere tritt bei westlichen Ge- 
schäftspartnern immer wieder Verunsi- 
cherung ein durch die sich permanent im 
Fluß befindliche Gesetzgebung. Die or- 
ganisatorischen Kosten für Direktinvesti- 
tionen werden als sehr hoch angesehen. 
Eine Bonitätsbewertung der internationa- 
len Consultingfirma Ernst and Young 
zeigt sehr deutlich, daß für ausländische 
Investoren sich hinsichtlich der Ge- 
schäftsmöglichkeiten, politischen Risi- 
ken, Kreditwürdigkeit der betreffenden 
Länder, Wirtschaftslage, Stabilität und 
Infrastruktur eine deutliche Abstufung 
zwischen den einzelnen osteuropäischen 
Ländern ergibt. Als interessante Länder 
für Investitionen gelten Ungarn und die 
CSFR. Investitionen in Polen erscheinen 
noch vielversprechend, während die In- 
vestitionsmöglichkeiten in der Sowjet- 
union, Bulgarien und Rumänien skep- 
tisch beurteilt werden. 

Nur wenn die marktwirtschaftliche Ent- 
wicklung sich in Osteuropa als stabil er- 
weist, sind die benötigten Direktinvesti- 
tionen in dieser Region zu erwarten. 


Schlußfolgerungen 

In Osteuropa wird die gegenwärtige Si- 
tuation vor allem von verklärten 
Wunschträumen über die Erfolge der 
Marktwirtschaft bestimmt. Es wäre bes- 
ser, nicht nur die verlockenden potentiel- 
len Vorteile für die Bevölkerung in den 
Vordergrund zu stellen, sondern auch die 
Nachteile, insbesondere die Last der An- 
passungskosten, klar zu erwähnen, und 
deutlich zu machen, wie diese Lasten zu 
bewältigen sind. Versäumt man dies, so 
wird man auf mittlere und längere Sicht 
eine gravierende Instabilität des Wirt- 


schafts- und Gesellschaftssystems her- 
vorrufen. Eine Chance für eine bessere 
Zukunft wäre vertan, wenn man nicht 
nüchtern, realistisch und offen marktwirt- 
schaftliche Entwicklungsperspektiven 
analysiert. Marktwirtschaft per se ist 
keine Traumlösung. 

Horst Brezinski 
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Auf dem Weg 
nach Europa 


Eindrücke aus Ungarn und der CSFR 


Mitdem Auseinanderbrechen der 
Machtstrukturenin Osteuropa, 
dem Endeder Herrschaft von zen- 
tralem Plan und Parteisind die ehe- 
maligen Ostblockstaaten unvermit- 
telt und unvorbereitet mitdem 
Weltmarkt konfrontiert. Die Bedin- 
gungen sind knallhart. Kredite 

egen Strukturanpassung. Dazu ge- 
hört: Der Ruinderalten- zugege- 
ben ineffizienten - Betriebe, das 
Endeder Vollbeschäftigung und die 
Verarmung breiter Bevölkerungs- 
kreise. Zur gleichen Zeit stößt sich 
eine kleine Elite gesund. 


renzübergang Weiden, Oberptalz. 

Bei der Einreise steckt der Zollbe- 

amte Werbezettel füreine nahe ge- 
legene Wechselstube in die Ausweispa- 
piere. In den Orten hinter der Grenze 
haben die meisten Häuser keinen Ver- 
putz, die Bürgersteige sind provisorisch 
angelegt, kaum Autos auf den Straßen. 
Die Luft stinkt nach Auspuffabgasen aus 
Zweitaktern und schlecht eingestellten 
Dieselfahrzeugen. Sonntags in Pilsen: 
Straßen und Plätze sind leer. Baustellen 
und Fabriken wirken verlassen - nicht erst 
seit dem Wochenende. In der Innenstadt 
Ruinen, 


Ein ganz anderer Eindruck: Prag. Auf 
dem Wenzelsplatz vergoldet eine gutge- 
kleidete Jugend ihre Zeit. Nur wenige 
sind Tschechoslowaken. Die meisten: 
Junge Deutsche, Italienerund US-Ameri- 
kaner. Vielleichtsindauchein paar Prager 
darunter: “Tauschen, Change?” Die D- 
Mark wird hier zu abenteuerlichen Kur- 
sen gehandelt. 


Im Cafe Europa, ganz im Stil der Grün- 

derzeit eingerichtet, fühlen sich die Devi- 

senbringer wohl. Gepflegte Atmosphäre, 

ein junger Mann spielt Klavier. Einheimi- 

x können sich den Besuch hier nicht 
eisten. 


Vom Wenzelsplatz weg durch die grauen 


und verlassenen Seitenstraßen der Prager 
Innenstadt. Jiri Danhelka, Pressereferent 
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Die CSFR, Ungarn und Polen befin- 
densich nach eigenem Bekunden 
aufdem Wegindie-fastschon zum 
Mythos gewordene - Europäische 
Gemeinschaft. In Brüssel und 
Straßburg willaber von einer Er- 
weiterung nach Osten niemand 
etwas wissen. Wirtschaftlich und 
von seiner Infrastruktur ist selbst 
Ungarnnoch weit vondenarmen 
Ländern der EG, Portugal und Ir- 
land, entfernt. (1) Osteuropa ist auf 
dem Wegandie Europäische Peri- 
pherie. 


der Skoda-Werke ist skeptisch, was die 
Privatisierungen angeht. An der ganzen 
Privatisierung verdienen nur irgendwel- 
che Karrieristen, sagt er. “Das Haus da 
vorne ist nun privatisiert. Da können Sie 
Billard spielen, da gibt es Striptease und 
solche Dinge.” Der Rest, die vielen klei- 
nen Läden inder Straße, istnoch staatlich. 


Privatisierung 

Seit Anfang 1991 läuft in der Tschecho- 
slowakei die Kleine Privatisierung. Gast- 
stätten, Einzelhandels- und Handwerks- 
betriebe werden meistbietend verkauft. 
Aber das Geschäft läuft schleppend. Erst 
1350 der 70.000 zu versteigernden Unter- 
nehmen haben einen Käufer gefunden. 
Zugelassen sind bei den Versteigerungen 
nur Tschechoslowaken. Daß Ausländer 
aus dem Westen bei öffentlichen Verstei- 
gerungen mit ihren Strohmännern dabei 
sind, ist weder ein Geheimnis, noch 
scheint es irgend jemanden zu stören. 98 
Mill. Kronen brachte das Prager Waren- 
haus PROSEC ein. Eine Summe, die kein 
Tscheche zahlen könne, so ein Mitarbei- 
ter des Prager Finanzministeriums.‘® 


Die Große Privatisierungsrunde steht 
1992 an. Jeder der knapp 16 Mill. Tsche- 
choslowaken kann im Herbst 1991 für 
1000 Kronen (rund 70 Mark) Gutscheine, 
sogenannte Vouchers, kaufen. Diese kön- 
nen ab Januar 1992 gegen Aktien von 
Tschechoslowakischen Großbetrieben 
eingetauscht werden. Für die Große Pri- 


vatisierung reicht das so aktivierte Privat- 
vermögen aber nicht. Mehr als die Hälfte 
der Anteile sollen ab 1992 deshalb über 
die geplanten Börsen in Prag und Brati- 
slava an internationale Anleger verkauft 
werden. 


Die Erträge aus der Privatisierung werden 
für die Tilgung der Dauer- und Problem- 
schulden der tschechoslowakischen Un- 
ternehmen verwendet, Das Modell: Die 
neugegründete Konsolidienungsbank in 
Prag, die direkt dem Finanzministerium 
unterstellt ist, übernimmt von den tsche- 
choslowakischen Geschäftsbanken die 
nicht rückzahlbaren Unternehmenskredi- 
te. Die Einnahmen aus der Privatisierung, 
die über den Nationalen Eigentumsfonds 
an die Konsolidierungsbank gehen, wer- 
den dann zur Tilgung dieser Kredite ver- 
wendet. Bisher stehen aber Schuldentitel 
in Höhe von 600 Mrd. Kronen nur Ein- 
nahmen in Höhe von 950 Mill. Kronen 
gegenüber. Zusätzlich soll der Nationale 
Eigentumsfonds aus seinen Mitteln Ent- 
schädigungsforderungen früherer Ei- 
gentümer finanzieren und die Kassen von 
Städten und Gemeinden entlasten. 


Wirtschaftliche Situation 
1989 war die Ausgangsbedingung fürden’ 
Weg der CSFR in die Marktwirtschaft im 

Vergleich zu anderen Ostblockländern 

gut: Niedrige Auslandschulden und eine 

vergleichsweise gute Versorgung der Be- 

völkerung auch mit Konsumgütern. 

Heute allerdings steht die tschechoslowa- 

kische Wirtschaft vor einem Dilemma. 

1989 betrug der Anteil der COMECON- 

Länder am Außenhandel der CSFR noch 

60%. Zwei Jahre später bricht der Export- 

markt Osteuropa weg. Auf dem Welt- 

markt aber sind die Exportgüter nicht zu 

verkaufen. 


Nur noch ein Fünftel der Exporte in die 
Sowjetunion im ersten Quartal 1990 
konnten im ersten Quartal 1991 realisiert 
werden. Nur knapp ein Drittel der von 
Prag für den Export in die Sowjetunion 
aufgelisteten Waren wurden von der 
Moskauer Regierung akzeptiert. Zwar 


nimmt der Handel mit westlichen Indu- 
strieländern zu, aber für das Gros der pro- 
duzierten Waren gilt: weder können die 
Waren qualitativ auf den Weltmärkten 
konkurrieren noch passen die bisher gel- 
tenden technischen Normierungen und 
Standards mit westlichen Anforderungen 
zusammen. Der Handel mit der Sowjet- 
‚union bleibt auf Jahre unverzichtbar. Po- 
litische Unruhen dort, die Zahlungsun- 
fähikeit der sowjetischen Kombinate las- 
sen den Handel zum Erliegen kommen. 
400.000 Arbeitsplätze in der CSFR sind 
bedroht. 


Trotz der angespannten Haushaltslage 
und gegenteiliger Absichten greift hier 
die Regierung in Prag zu Subventionen. 
Zinsen, die Unternehmen für Kredite be- 
zahlen, die sie aufnehmen mußten, weil 
ihr sowjetischer Partner nicht innerhalb 
der Zahlungsfrist bezahlen konnte, wer- 
denauseinem Regierungsfonds getragen. 


Der ohnehin schwache Export ist zudem 
gefährdet. Die jahrelang geförderte roh- 
stoff- und energieintensive Schwerindu- 
strie hat, wie das Beispiel Hüttenbetriebe 
zeigt, aufgrund des weltweiten Rück- 
gangs der Nachfrage nach Eisen- und 
Stahlerzeugnissen nur geringe Überle- 
benschancen. Zusammen mit Brasilien 
bieten die Ostblockstaaten jetzt ihren 
immer noch hochsubventionierten Stahl 
zu Dumpingpreisen auf dem Weltmarkt 
an. Ein anderes Problem: Seit der Skoda- 
Favorit einen Arbeiter oder eine Arbeite- 
rin 50 Monatslöhne kostet, gibt es für den 
Favorit keinen Inlandsmarkt mehr. Die 
einzige Zukunft für Skoda: 95% der 1991 
gefertigten Automobile sollen exportiert 
werden. Hauptimporteur: das krisenge- 
schüttelte Jugoslawien. Und die Konkur- 
renz aus Japan oder Südkorea, die mehr 
Qualität zu ebenfalls günstigen Preisen 
anbietet, läßt auf dem internationalen Au- 
tomarkt für den Billigproduzenten Skoda 
wenig Raum. 


Probleme hat die Wirtschaft der CSFR 
auch durch die Wiedervereinigung der 
beiden deutschen Staaten. Da die Betrie- 
be der ehemaligen DDR nicht mehr bei 
ihren alten Lieferanten aus den RGW- 
Ländern, sondern im westlichen Ausland 
einkaufen, ist den tschechoslowakischen 
Betrieben auch der erhoffte Export ins 
Devisenland BRD nicht geglückt. Im Ge- 
genteil: Sie wurden aus dem Markt ge- 
drängt. Aus diesem Grund erhebt die Re- 
gierung in Prag gegenüber der Bundesre- 
gierung eine Forderung in Höhe von 600 
Mio. Transferrubeln. Diese Forderung 
die der Wirtschaftsminister der Föderati- 
on, Vladimir Dlouhy, bei einem Besuch 
Mitte Juni in Bonnerhob, kam dort nurals 
Bitte an. Ganz unverbindlich und ohne 


Exportschalger Nr. 1, der Skoda Favorit rollt 
vom Band: 95% gehen in den Export. Für 


Arbeiter ist der Favorit unerschwinglich. 
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nähere Angaben stellte die Bonner Regie- 
rung eine Entschädigung für betroffene 
tschechoslowakische Export-Unterneh- 
men in Aussicht. 


”Sank im Gesamtjahr 1990 die Industrie- 
produktion noch um drei Prozent, waren 
es allein im März 1991 insgesamt 25%, 
Die Schätzungen, wonach die Zahl der 
Arbeitslosen von rund zwei Prozent im 
Februar 1991 auf nur sechs Prozent Ende 
des Jahres steigen würde, werden sich als 
falsch erweisen. Die jüngsten Angaben 
zur Arbeitslosigkeit liegen schon im Mai 
bei knapp fünf Prozent. Schlüssel zum 
wirtschaftlichen Aufschwung sind drin- 
gend benötigte Investitionssummen, um 
die veraltete Industrie, deren Produktion 
72% des Nationalprodukts ausmacht, zu 
modernisieren. Aber außer der Beteili- 
gung von VW an Skoda, Mlada Boleslav, 
zeichnen sich keine größeren Abschlüsse 
ab, 


“Ein gutes Lebensniveau erhalten und 
den Bedürftiigen bessere Chancen 
geben”, sagt Milan Kysely, verantwort- 
lich für das Ressort Arbeitsförderung im 
Arbeitsministerium, seien die Hauptauf- 
gaben der tschechoslowakischen Regie- 
rung. Im März wurden die Minimallöhne 
in Verhandlungen zwischen den Tarif- 
partnern auf 2000 Kronen festgelegt. Für 
die Regierung war dieser Abschluß zu 
hoch. Wegen der hohen Löhne, 2000 Kro- 
nen entsprechen rund 140 Mark, würden 
viele Betriebe ihre Arbeitskräfte entlas- 
sen. Lieber nicht produzieren. Die Forde- 
rung der Gewerkschaft lag bei 2600 Kro- 
nen im Monat. Im Mai einigten sich Re- 
gierung, Arbeitgeber und Gewerkschaf- 
ten nach erneuten Verhandlungen dann 
aufeinen Mindestlohn von nurnoch 1700 
Kronen. Tatsächlich aber braucht eine 
dreiköpfige Familie rund 3500 Kronen 
monatlich, um leben zu können. “Und das 
ist schon sehr knapp bemessen”, sagt 
Milan Kysely. Das Arbeitslosengeld ist 
mit 60% des letzten Gehalts auf sechs 
Monate berechnet. Danach gibt es noch 
50%, mindestens aber 1800 Kronen. 
Nach einem Jahr bleibt dann nur noch die 
Sozialhilfe: 1200 Kronen im Monat. 


*Zum Sterben zuviel, zum Leben zu 
wenig”. 

Trotz allem herrscht im Ministerium Zu- 
versicht. Umschulungs- und Requalifi- 
zierungsmaßnahmen, Managerkurse im 
Westen und Modemisierung der Betriebe 
sollen dem wirtschaftlichen Zerfall ent- 
gegensteuern. Finanziert werden sollen 
die Maßnahmen aus den Budgets der lo- 
kalen Arbeitsverwaltungen. Mit finanzi- 
ellen Mitteln fürdie Arbeitsverwaltungen 
ist es aber schlecht bestellt. Milan Kysely 
gibt dasnicht gerne zu. 


“Es gibt ein großes Interesse unserer Be- 
völkerung, im Ausland zu arbeiten”, sagt 
Milan Kysely, aber “die Bevölkerung hat 
vereinfachte Vorstellungen, wie man im 
Ausland zu Arbeit kommt.” Die Kontin- 
gente sind begrenzt. Ineinem Abkommen 
zwischen der CSFR und der Bundesrepu- 
blik gibt es nur drei Möglichkeiten, in der 
Bundesrepublik zu arbeiten. Über Werk- 
verträge zwischen Firmen in der BRD 
und derCSFR, zur Schulung auf Manage- 
rebene oder im kleinen Grenzverkehr. 
Milan Kysely befürchtet, daß eine große 
Zahl Tschechoslowaken im Ausland 
schwarz beschäftigt ist. In Deutschland, 
Österreich, Italien und Jugoslawien. 


Angesichts der Probleme, die auf die 
CSFR in den nächsten Jahren zukommen, 
istes wichtig, daß das Ministerium für Ar- 
beit und Soziales bis 1993 ein Sozialver- 
sicherungssystem aufbauen möchte. Bei 
den steigenden Arbeitslosenzahlen und 
den sich abzeichnenden sozialen Proble- 
men istes fraglich, werin diese Sozialver- 
sicherungskassen noch einbezahlt und 
was ein solches System überhaupt leisten 
kann. 


Reallohnverlust 
In der Zeit von November 1990 bis März 
1991 stiegen die Einzelhandelspreise ins- 


gesamt um 70%. Die Löhne aber sind im 


Vergleichszeitraum nicht gestiegen. 
Während Pensionen 1991 nur um 8 bis 


al. - 


Damit wäre wenigstens der Reallohnver- 
lust aufgrund der Inflation ausgeglichen. 
Zum Jahresende 1990 wurde die Krone 
um 14% abgewertet, für 1991 werden 
nochmals 25% erwartet. Mit den drasti- 
schen Sparprogrammen soll das Vertrau- 
en westlicher Investoren in die tschecho- 
slowakische Wirtschaft gewonnen wer- 
den: Keine Subventionen mehr für ein- 
heimische Produkte und ein “funktionie- 
render Arbeitsmarkt”. Für Ende des Jah- 
res werden rund eine Million Arbeitslose 
erwartet. 


Nationale Spannungen 

Die Spannungen innerhalb der Föderati- 
on, zwischen Slowaken und Tschechen, 
haben soziale Ursachen. Hundertausend 
Menschen demonstrierten Mitte März in 
Bratislava, der Hauptstadt der Slowakei, 
für eine größere Autonomie ihrer Teilre- 
publik. Die Forderungen reichten von 
größerer wirtschaftlicher Selbständigkeit 
bis zur Abspaltung aus der Föderation. 
Hintergrund ist die Politik des Föderalen 
Finanzministeriums unter dem Konser- 
vativen Vaclav Klaus. Subventionsstrei- 
chungen, Privatisierungen und Pleiten 
treffen die slowakische Wirtschaft hart. 
Gerade die hier ansässigen Maschinen- 
bau-, Rüstungs- und Hüttenbetriebe sind 
vom Rückgang der Industrieproduktion 
stärker als die eher in der Tschechei ange- 
siedelte Konsumgüterindustrie betroffen. 


Die Separatisten haben aber keine Lösun- 
gen anzubieten. Die Palette reicht von der 
Vorstellung, die Exilslowaken in den 
USA würden eine autonome Slowakei 
vergolden, bis hin zum verklärten Blick 
auf den klerikalfaschistischen Staat in 
den 40er Jahren unter dem katholischen 
Geistlichen Josef Tiso. 


“Ein Stück mehr Autonomie ist für die 
Slowakei aber wichtig”, sagt Peter Na- 
mitzki, Redakteur beim Slowakischen 
Rundfunk in Bratislava. Möglich wäre 
dannein Weg in die Marktwirtschaftohne 
die einschneidenden Maßnahmen, hoffen 
gemäßigte Kreise in Bratislava. Eine 
vage Hoffnung. Bis Ende April hat der 
slowakische Ministerpräsident Meciar 
diese Position vertreten. Nachdem ver- 
schiedene Fraktionen im Parlament aus 
unterschiedlichen Gründen sich von der 
Regierung Meciar distanzierten, nutzten 
politisch klerikale Kreise die Gelegenheit 
zum Sturz der Regierung Meciar. An die 
Macht kam Jan Camogursky, ein “Katho- 
lik von beinahe penetrantem Bekenntni- 
seifer”®, der einen Mittelweg zwischen 
den abgemilderten Reformen Meciars 
und dem Schockprogramm von Vaclav 
Klaus anstreben will. Demonstranten be- 
schimpften den gerade gewählten Mini- 
sterpräsidenten schon als Verräter. Eine 
Woche später streikten im slowakischen 
Ziar nad Horem mehrere tausende Arbei- 
ter gegen die Absetzung Meciars. 


Die Tschechoslowakei kann, wenn sich 
die sozialen Spannungen entlang der Na- 
tionalitätengrenzen innerhalb der Föde- 
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ration verschärfen, auseinanderbrechen. 
Der bisher nicht gerade für Wohlstand 
sorgende Wirtschaftsapparat der CSFR - 
der ohnehin vom Zerfall bedroht ist - 
könnte an den inneren Spannungen zer- 
brechen. Das aber wäre nicht mehrals der 
letzte Akt in der Tragödie von der sanften 
Revolution: Die voneinander abhängigen 
Landesteile würden sich nach der Befrei- 
ung vom Prager Zentralismus auseinan- 
derdividieren und jeder für sich seinen ei- 
genen Weg in die Armut suchen. Aber 
auch ohne ein Auseinanderbrechen der 
Föderation führt der Weg der Tschecho- 
slowakei zunächst nicht zum erhofften 
Wohlstand, sondern an den Rand.des wirt- 
schaftlichen und sozialen Kollaps. Einer 
“Marktwirtschaft ganz ohne Adjektive”, 
wie sie der konservative Finanzminister 
Vaclav Klaus schon seit 1989 propagiert. 
Auf Widerstand oder Opposition, die 
oder der sich jetzt erst organsieren muß, 
werden wirnocheinige Jahre warten. 


Kurz hinter der Grenze zwischen der 
CSFR und Ungarn, nicht weit von Öster- 
reich: Am Straßenrand eine Imbißbude. 
Hinter der Theke eine Frau mittleren Al- 
ters. An einem der Tische ein österreichi- 
sches Paar. Bier trinken und König sein 
im Nachbarland. Der Schmerbauch belei- 
digt fortgesetzt die Bedienung. “Die ka- 
pieren hier gar nichts”, die Ungarn seien 
haltdumm. ; 


In Ungarn die Sau rauslassen. In der er- 
sten Stadt hinter der Grenze fallen allein 
bei der Durchfahrt fünf oder sechs Strip- 
tease-Lokale auf. Budapest gilt fast schon 
als Bangkok des Westens. Babystrich im 
Bahnhofsviertel der Donaumetropole. 
Gerade junge Frauen vom Land sind es, 
die nach Budapest kommen, und die hier 
über die Stricis, die Zuhälter, zur Prostitu- 
tion kommen. Eine andere Perspektive 
gibt es für sie hier nicht. Als Prostituierte 
verdienen sie hier Summen, die sich nicht 
mit ihrem früheren Leben vergleichen 
lassen. Auf dem Plattensee lassen findige 
Jung-Unternehmer ihre Sex-Kreuzer vor 
Ankergehen. 


Börse, utca Ferenc 5 
In den Auslagen der Geschäfte an der 
Budapester Flaniermeile utca Ferenc 
locken Uhren, Schmuck und italienischer 


Designer-Chic. Modeboutiquen, Banken 
und Reiseagenturen wechseln sich ab. 


Als hier an der Börse vor ein paar Mona- 
ten Aktien der Firma Fotex Rt. eingeführt 
wurden, standen hunderte Menschen mit 
Koffern voller Geld Schlange, so Anton 
Kunszt, Repräsentant der Dresdner Bank 
in Budapest. 


Auf kaum 50 Quadratmetern drängen 
sich 25 Händler hinter ihren Terminals. 
Der Handel läuft schleppend. Erika 
Schalkhammer, Chief of Department 
Heads der Budapest Stock Exchange, 
nennt Zahlen: 100 bis 150 Geschäfte täg- 
lich mit Tagesumsätzen zwischen 50 bis 
80 Mill. Forint. 


Was diese Handvoll young urban profes- 
sionals börsentäglich abzieht, ist mehr 
eine Show. Zumal das Handelsblatt die 
Umsätze geringer einschätzt: 6 bis 60 
Millionen Forint. Von den 30 Unterneh- 
men, die vor knapp einem Jahr an den 
Start gingen, sind bis April 1991 noch 
acht übriggeblieben. Der Rest, heißtesla- 
pidar, konnte den internationalen Bilan- 
zierungsrichtlinien nicht entsprechen. 


Die Börse habe sich als Ordnungsfaktor 
auf dem ungarischen Kapitalmarkt eta- 
bliert, so Erika Schalkhammer. Seit 1982 
wurden unter Banken bereits festverzins- 
liche Wertpapiere gehandelt. Mitte der 
80er Jahre waren auch Anteile an Joint- 
Venture-Unternehmen zu haben. Mit der 
Zulassung von privaten Anlegern Anfang 
89 war die Börse als Institution zur Bün- 
delung des Marktgeschäfts unverzicht- 
bar. Beteiligt an dem Projekt sind ungari- 
sche Banken, Versicherungen und inter- 
nationale Brokerhäuser mit Niederlas- 
sung in Budapest. 


Inländisches Kapital werde meistens aus _ 


"Spekulationsgründen in Aktien inve- 


stiert, sagt Erika Schalkhammer. Die 


- Leute seien sehr auf Kursgewinnmitnah- 


men aus. Ausländische Anlegerbegreifen 
die Börse als Privatisierungsmotor und 
kaufen sich in ungarische Unternehmen 
ein. 


Verarmung 

Zu Budapest gehören auch die 30.000 
Obdachlosen, die Suppenküchen, die 
zum Teil von den Gewinnern der Privati- 
sierung, der neuen Unternehmerschicht, 
betrieben werden. 

Obesnunein Drittel der Bevölkerung ist, 
das nach offiziellen Angaben unter der 
Armutsgrenze lebt oder die Hälfte, wie 
der Dresdner-Bank-Repräsentant Anton 
Kunszt und Thomas Kraus, Historiker an 
der Elte-Universität und Mitglied der 
“Linken Alternative” übereinstimmend 
meinen, ist keine Zahlenspielerei. Durch- 
schnittslöhne von umgerechnet 330 
Mark, steigende Preise und eine jährliche 
Inflation von über 30% lassen in Ungam 
keinen Optimismus aufkommen. Füreine 
Einzimmerwohnung in der Innenstadt 
von Budapest müssen schon mal 600 
Mark gezahlt werden - in Devisen. Um- 


fragen, die zum Jahresende 1990 durch- 
geführt wurden, zeigen, daß 84% der Un- 
gar schlechtere Zeiten erwarten. 


Profitiert haben in Ungarn verschiedene 
Gruppen von dem wirtschaftlichen Um- 
bruch. So die ehemaligen Parteikader, die 
aufgrund ihrer guten Beziehungen in die 
Leitungsebene der Betriebe gelangten. 
Profitiert haben auch die jungen Techno- 
kraten. Leitende Angestellte im Bank- 
und Versicherungswesen verdienen so 
viel wie ihre Kollegen im Westen, sagt 
Anton Kunszt. Etwa 500.000 Ungam 
können aufgrund ihres Einkommens als 
wohlhabend bezeichnet werden. 


Wirtschaftliche Situation 
Während in den westlichen Medien be- 
hauptet wird, Ungarn sei der Vorreiter 
Osteuropas auf dem direkten Weg in die 
Europäische Gemeinschaft - und die Ver- 
handlungen über ein EG-Assoziierungs- 
abkommen scheinen dem Recht zu geben 
- ist die Situation alles andere als vielver- 
sprechend. Obwohl der Rückgang des 
Bruttosozialprodukts, 1991 voraussicht- 
lich um 6%, bewußt in Kauf genommen 
wird, gibt es Anzeichen, daß die Regie- 
rung in Budapest nicht so erfolgreich ist, 
wie sie glauben machen will. Das Land 
mitderhöchsten Pro-Kopf-Verschuldung 
in Osteuropa muß trotz aller Anstrengun- 
gen eine steigende Auslandsverschul- 

‘dung hinnehmen. Die Schuldendienst- 
quote steigt, nachdem sie seit 1988 rück- 
läufig war, wieder an. Trotz des zu erwar- 
tenden Zusammenbruchs der Export- 
märkte im Osten macht Almos Kovacs, 
stellvertretender Staatsekretär im Finanz- 
ministerium, die Milchmädchenrech- 
nung auf, der schon viele Schuldnerlän- 
der aufgesessen sind: mit den Einnahmen 
aus den Exporterlösen sollen die Zinsen 
der internationalen Gläubiger bedient 
werden. Die Gesamtschulden sollen nicht 
steigen, davon ist Almos Kovacs fest 
überzeugt. Nein, mit den Problemen der 
Dritten Welt hat Ungarn nichts zu tun. 


Die Situation auf dem Weltmarkt ist für 
Ungarn immernoch alles andere alsrosig. 
Unverändert hoch ist der Exportanteil an 
Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Halb- 
fabrikaten. Zwar wurde in Folge der 
Joint-Ventures die Produktpalette erwei- 
tert. Aber grundlegend geändert hat sich 
nichts. 


Die großen Betriebe in Ungarn sind hoch 
verschuldet. Was Anton Kunszt vorsich- 
tig als fehlende betriebliche Substanz be- 
zeichnet, ist die Tatsache, daß die techni- 
schen Einrichtungen in ungarischen Fir- 
men keinen Wert mehr darstellen. Wegen 
fehlender Rücklagen können sich die Be- 
triebe zudem eine Eigenfinanzierung der 
Modernisierung nicht einmal teilweise 
leisten. Die Produktion wird von den 
Banken immer noch als unrentabel und 
die Produkte als nicht konkurrenzfähig 
bezeichnet, so daß eine Finanzierung 
durch inländische Banken nicht in Frage 
kommt. Nur wenige Unternehmen kön- 
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nen überleben, weil sie einen ausländi- 
schen Partner gefunden haben. 

Interesse gibt es da schon eher für Joint- 
Venture-Projekte. Rund 5000 Unterneh- 
men sind in Ungarn realisiert, von denen 
haben allerdings nicht alle den Geschäfts- 
betrieb aufgenommen. Das Interesse für 
bestehende Unternehmen aber sei zu 
niedrig. Denn der Kapitalbedarf ungari- 
scher Betriebe wird auf 400 bis 500 Mrd. 
US-Dollar geschätzt. Eine Summe, die 
auch in Jahrzehnten nicht erreicht werden 
kann”. Und die ungarischen Haushalte 
selbst haben nureine Milliarde US-Dollar 
auf ihren Konten gespart. Zwar zahlen die 
Geschäftsbanken 33% Guthabenzinsen, 
aber die für 1991 erwartete Inflation be- 
trägt 30%. Eine Quellensteuer von 20% 
läßt Löhne, Gehälter und Erspartes statt 
auf die Sparkonten in den Konsum 
fließen, 


Privatisierungen 

Ab Juni diesen Jahres beginnt in Ungarn 
die Privatisierung von 20 Großunterneh- 
men. Interesse an der Abwicklung des 
Big Deal haben 25 westliche Consulting- 
Firmen angemeldet. Ein bis drei Prozent 
vom Verkaufserlös werden von der Buda- 
pester Vermögensagentur, einer Art Treu- 
handanstalt, als Provision an die Consul- 
ting-Unternehmen gezahlt. Ein Erfolg 
zeichnet sich beim ungarischen Alumini- 
umtrust (MAT) ab. Bis Ende Juli sollen 
die Betriebe der MAT zu einer Holding 
(Hungalu AG) zusammengefasst werden. 
Bis zu 50% der Gesellschaftsanteile sol- 
len ausländischen Investoren angeboten 
werden. Einen westlichen Partner 
benötigt die Hungalu vor allem, weil 
Ende diesen Jahres die Lieferverträge mit 
der Sowjetunion auslaufen und die Um- 
orientierung auf westliche Absatzmärkte 
bishernichtden erhofften Erfolg gebracht 


hat. Hauptinteressentan dem ungarischen 


-Aluminium-Trust ist die österreichische 


Aluminium AG, Teil des Staatskonzernes 
Austrian Industries. 


Undurchsichtige Geschäfte 

Ganz durchsichtig sind die strukturpoliti- 
schen Entscheidungen nicht, die von der 
ungarischen Regierung gefällt werden. 
Das mangelhafte Telefonnetz soll in den 
kommenden Jahren modernisiert werden. 
250 Millionen Dollar wurden von der 
Weltbank und der EG zur Verfügung ge- 
stellt. Den Zuschlag für 65% des Liefer- 
umfangs 1991 bekam der ungarische 
Partner des schwedischen Konzerns Er- 
icsson: Müszertechnika. Der Betrieb hat 


- erst vor ein paar Jahren mit dem Zusam- 


menbau von Computerteilen, die aus dem 


. Fernen Osten importiert wurden, ange- 


fangen®. Erfahrungen mit Nachrichten- 
technik hat der Betrieb nicht. Mehrals nur 
eine Randnotiz ist, daß der Präsident der 
Aktiengesellschaft Müszertechnika der 
Regierungspartei Ungarisches Demokra- 
tisches Forum sehr nahe steht und an der 
Ausarbeitung des Regierungprogramms 
federführend mitgearbeitethat. 


Aufdem Wegnach Europa 

Mit einer Aufnahme Ungarns in die Eu- 
ropäische Gemeinschaft sei in diesem 
Jahrtausend nicht mehr zu rechnen, soder 
stellvertretende Vorsitzende der Wirt- 
schaftskommission im ungarischen Par- 
lament, Tardos. Allein übereinen Assozi- 
ieringsvertrag, der frühestens am 
1.1.1992 in Kraft treten kann, wird Un- 
garn zum Markt der westeuropäischen In- 
dustrieländer Zutritterhalten. 

Mit dem noch nicht ausgehandelten Ver- 
tragswerk sollen vor allem die gegenseiti- 
gen Importbeschränkungen fallen, und 
die Zölle, die bei der Einfuhr von ungari- 
schen Gütern in die EG erhoben werden, 
sollen abgebaut werden. Bis auf Ausnah- 
men. Die EG wird weiterhin in sensiblen 
Bereichen das Nachbarland vom Markt 
fernhalten. Der für Ungarn so wichtige 
Export von Agrarprodukten wird weiter- 
hin kontingentiert sein. Und die Zölle auf 
Stahl- und Textilprodukte, wichtige Aus- 
fuhrgüter Ungarns, werden die ungari- 
sche Wirtschaft in ihrem Drang nach We- 
sten bremsen. 


Selbst die Außenminister der NATO-Mit- 
gliedstaaten, die schon Ende 1989 mit As- 
soziierungsverträgen um einige Staaten 
Osteuropas geworben hatten, erklärten 
aufihrer Frühjahrstagung am 6.Juni 1991 


in Kopenhagen, daß eine Ausweitung des 
Bündnisses nicht in Frage kommt. Damit 
verfolgt die NATO - ähnlich wie die EG - 
gegenüber den osteuropäischen Ländern 
einen Kurs, der an wirtschaftlicher und 
politischer Stabilität interessiert ist. Ver- 
pflichtungen eines Bündnisses wollen 
sich die Staaten Westeuropas offensicht- 
lich aber ersparen. Zu unwägbar sind die 
Risiken, die von den nationalchauvinisti- 
schen Gewaltpotentialen wie in Jugosla- 
wien oderRumänien undder zu erwarten- 
den politischen Instabilität aufgrund der 
verschärften Lebensbedingungen ausge- 
hen. Thomas Kraus, Historiker an derElt- 
Universität in Budapest und einer der 
Gründer der “Linken Alternative” in Un- 
gam sagt: “Wir rechnen noch diesen 
Herbst mit sozialen Unruhen in Ungarn, 
weil sich die Lebensbedingungen ver- 
schlechtern.“ 


Hilmar Höhn 


Anmerkungen 

(1) Die Statistik im Anhang des Weltentwicklungs- 
berichtes 1990 führt Ungarn zusammen etwa mit Al- 
gerien oder Unuguay unter den “armen Ländern mit 
mittleren Einkommen” auf. 

(2) Süddeutsche Zeitung, 2.5.1991 

(3) Handelsblatt, 24.4.1991 

(4) Süddeutsche Zeitung, 30.4.1991 

(5) Handelsblatt, 14.3.1991 

(6) Süddeutsche Zeitung, 22.1.1991 

(7) Handelsblatt, 12.2.1991 

(8) Süddeutsche Zeitung, 12.2.1991 
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—— Osteuropa 


Rumänien - Rückbesinnung auf 
nationale Werte 


‘Die Quadratur des südosteuropä- 
ischen Kreises ist die gleichzeitige 
Überwindung von Unterenwick- 
lung und Nationalismus” » 


.o 

berRumänien istinder Tagespres- 

se wenig zu lesen. Wenn doch, 

dann wird über die Engpässe bei 
der Versorgung mit Milchprodukten, über 
handgreifliche Bürgerkonflikte und die 
wachsende Basis für die Wiederherstel- 
lung der Monarchieberichtet. 
Der Tenor ist klar: leere Regale in den 
Läden, Verhinderung eines demokrati- 
schen Wandels durch die regierende 
“Front zur Nationalen Rettung”, Radika- 
lisierung der politischen Auseinanderset- 
zungen, Korruption und Schwarzmarkt. 
Hierzulande fallen einem noch die Rumä- 
niendeutschen ein, die in der Nachbar- 
schaft wohnen, und daß in rumänischen 
Kinderheimen grausige Zustände herr- 
schen. Letzteres hat deutsche Ehepaare 
schnell zur Eigeninitiative getrieben. Sie 
fahren nach Rumänien, schauen sich in 
den Heimen um und adoptieren Kinder, 
ohne die hierzulande vorgeschriebenen 
Formalitäten erledigen zu müssen. 
Schließlich war danoch das wahnsinnige 
Projekt der Zwangsumsiedlung von Dör- 
fern in der Schlußphase der Ceausescu- 
Herrschaft, das medienwirksame Verhör 
und die anschließende Exekution Ceau- 
sescus. Das alles erscheint weit weg und 
sehr fremd. 
Der Wahlsieg der “Front zur Nationalen 
Rettung” (66% der Stimmen) und ihres 
Präsidentschaftskandidaten Ion Illiescu 
(85% der Stimmen) im Mai 1990 ließen 
zunächst Gerüchte über einen Wahlbe- 
trug aufkommen. Gerüchte gibtes viele in 
Rumänien, und mit ihnen wurde in der 
Vergangenheit und heute Politik ge- 
macht. Der Vorwurf des Wahlbetruges 
stellte sich aber als nicht haltbar heraus. 
Die Zeit arbeitete für die “Front”. Da war 
die schnell im Januar 1990 für den Mai 
angesetzte Wahl. Die "Front" wollte 
zunächst kein Mehrparteiensystem zulas- 
sen, entschied sich aber nach öffentlichen 
Protesten für extreme Parteienvielfalt. 
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256 Unterschriften und ein Wahlpro- 
gramm waren die Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Wahl. Folglich gründe- 
ten sich zahllose Parteien. Ende des Jah- 
res 1990 solles weitüber 110 Parteien und 
politische Gruppierungen in Rumänien 
gegeben haben.»Neugründungen und 
kurzer Wahlkampf sprachen für die Front. 
Jegliche Opposition wurde im Keim er- 
stickt. Das einzige, was unter Ceausescu 
existierte, war eine überall und jederzeit 
gegenwärtige Securitate (die sich heute 
bei der Front aufgehoben fühlt) und ein 
Personenkult um Ceausescu. Letzteres 
machte sich die Front bei der Wahl zu 
nutze. Illiescu hatte sich schon Anfang 
der siebziger Jahre mit Ceausescu über- 
worfen und galt nach einem Sturz des 
Conducators (Führer) als potentieller 
Nachfolger. 

Es fanden sich auch bekanntere Opposi- 
tionelle und “kritische” KP-Mitglieder 
beider Front. Die Front hat zwar - wie an- 
dere Parteien auch - kein nennenswertes 
Programm, dafür aber eine populäre 
Führung. Nach außen präsentiert sich die 
“Front” sozialdemokratisch und populi- 
stisch. Im Gegensatz zu den anderen Par- 
teien konnte sich die “Front” als “Garant 
der sozialen Sicherheit"” glaubhaft dar- 
stellen. Sicherheit und Ruhe wollte die 
Bevölkerung. 


Nationalisten und Minderheiten 

Nur diejeniegen oppositionellen Parteien 
hatten einige Erfolge, die an ihre Tradi- 
tionen aus der Zwischenkriegszeit an- 
knüpfen konnten. So die Nationale Bau- 
ernpartei, die National Liberale Partei 
und die Sozialdemokratische Partei. Im 
Parlament vertreten ist auch die Allianz 
“Rumänische Union”, als parlamentari- 
scher Arm der Kulturbewegung “Vatra 
Romanesca” (Rumänische Heimstatt). 
Diese Gruppe steht in der rumänischen 
nationalchauvinistischen Tradition. Zwi- 
schen der “Vatra” und der “Front” soll es 
Verbindungen geben. Die Inhalte der 
“Vatra” erläuterte kürzlich ihr Chefideo- 
loge Ion Coja. * Nationalistisch sei sie in 
der Tradition des rumänischen National- 
dichters Mihai Eminescu (1850-1889). 


Eminescu war ein nationalistischer Vor- 
denker, der seinerzeit in rassistischer und 
antisemitischer Manier gegen das Juden- 
tum agitierte. Coja hält dies für völlig le- 
gitim. Lebten 1938 noch 800.000 Juden in 
Rumänien, so sindees heute ganze 30.000. 
Coja weiter: “Ceausescu ermöglichte uns 
eine Wiederbesinnung auf unsere natio- 
nalen Werte.” Heute sieht er das Problem 
in erster Linie bei den Ungarn in Rumäni- 
en. Sie sind “nicht antikommunistisch, 
sondern antirumänisch” und die “Demo- 
kratische Union der Ungarn in Rumäni- 
en”, die auch im Parlament vertreten ist, 
müsse “als KP-Nachfolger angesehen 
werden.” Überhaupt seien die zwei Mil- 
lionen Ungam in Rumänien “privile- 
giert”. Die “Vatra” organisiert hingegen 
Demonstrationen “zur Verteidigung des 
Rumänentums” und hat ein “Verleum- 
dungskomplott gegen Rumänien “ ausge- 
macht. Die bisher größten Auseinander- 
setzungen gab es im März 1990 in Tirgu 
Mures, Siebenbürgen. 

Die nationalistischen Auseinanderset- 
zungen schürte aber auch der ungarische 
Ministerpräsident Antall, als er sich im 
Sommer 1990 als Präsident aller Ungarn, 
auch außerhalbder Staatsgrenzen (!), prä- 
sentierte. 

Die Rumäniendeutschen sind mittlerwei- 
le auf 200.000 (1938: 800.000, Ende der 
vierziger Jahre: 400.000) geschrumpft. 
Ihr Ziel ist auch in Zukunft die Ausreise, 
trotz des Aufrufs von Illiescu, zu bleiben. 
Schließlich könnten sie deutsches Kapital 
anziehen und haben in der rumänischen 
Wirtschaft, v.a. im Handwerk, einen be- 
deutenden Stellenwert. 


Ganz am Rande stehen die rumänischen 
Roma. Geschätzt werden sie auf zwei bis 
drei Millionen. Sie gelten für große Teile 
der Bevölkerung als minderwertig. Ver- 
folgt und unterdrückt wurden sie zu jeder 
Zeit. Bis ins 19. Jahrhundert wurden sie 
als Sklaven behandelt. Im rumänischen 
Faschismus, der Antonescu-Diktatur, 
unter dem Stalinismus, unter Ceausescu 
ging die Verfolgung der Roma weiter bis 
heute. Für Ceausescu gab es schlicht 
keine Roma in Rumänien.? 


Unter Ceausescu erlebte der rumänische 
Nationalismus einen neuen Aufschwung. 
Die Schriften der rumänischen Rechts- 
und Nationalideologen ließen sich auch 
für Ceausescus nationales, staatskapitali- 
stisches Entwicklungsmodell gebrau- 
chen. So darf es denn auch nicht verwun- 
dern, wenn es heute gewisse Toleranzen 
und Gemeinsamkeiten zwischen “Front” 
bzw. Nomenklatura und “Vatra” gibt. 


Opposition 

Die Opposition, im Parlament als “Natio- 
nalkonvention für die Schaffung der De- 
mokratie” vertreten, wird durch die Re- 
gierung unterdrückt und verleumdet. So 
ließ die rumänische Regierung den von 
Studenten am 22. April 1990 aus Protest 
besetzten Universitätsplatz in Bukarest 
Mitte Juni 1990 durch angekarrte Bergar- 
beiterräumen. Die Bergleute veranstalte- 
ten in diesen Tagen eine Art Pogrom. Ge- 
jagt und geprügelt wurden alle, die nach 
Intelligenz aussahen. 

Smaranda Enache, Wahlkandidatin und 
Vorstandsmitglied der “Bürgerallianz”, 
wurde im April 1991 aus politischen 
Gründen aus ihrem Amt als Direktorin 
einer Puppenbühne in Neumarkt entlas- 
sen. In einem Interview® kritisiert sie die 
mangelnde Demokratisierung und die 
{immer noch) herrschende Nomenklatu- 
ra. Beispielsweise sei ein Gesetz in Vor- 
bereitung, das den Einsatz der Armee 
gegen die Bevölkerung ermöglicht und 
rumänischen Staatsbürgern, die “den 
guten Ruf des Landes” (Zitat aus dem Ge- 
'setzesentwurf) schädigen, die Staatsbür- 
gerschaft aberkennen kann. Frau Enache 
sieht in der Rückkehr König Michael I. 
eine gewisse Garantie füreine demokrati- 
sche Entwicklung. Er sei halt in Rumäni- 
en “sehr populär”. Einer jüngsten Umfra- 
ge zufolge wollen 17% der Rumänen wie- 
der die Monarchie.” 

Die Opposition zeichnet sich durch man- 
gelhafte Programmatik und dumpfen An- 
tikommunismus aus. 


Wirtschaftliche Perspektive 
Rumänien war in den dreißiger Jahren 
noch Agrarland und Rohstofflieferant. 


Osteuropa 


Nach sowjetischem Vorbild wurde 
zunächst die Schwerindustrie und in den 
sechziger Jahren die Grundstoff- und Pro- 
duktionsgüterindustrie aufgebaut. Ende 
der siebziger Jahre war die rumänische 
Wirtschaft vor dem Ruin. Verfehlte Inve- 
stitionen (beispielsweise völlig überdi- 
mensionierte Industrien), eine herunter- 
gewirtschaftete Infrastruktur und ein star- 
rer Planungsapparat, der all das nicht sah, 
waren die Gründe. 1981 war Rumänien 
mit 10,1 Mrd.$ im Ausland verschuldet. 
Bis April 1989 waren diese Schulden rest- 
los zurückgezahlt worden. Die Importe 
wurden drastisch reduziert, exportiert 
wurde alles, was sich verkaufen ließ, und 
die Bevölkerung wurde zu Sparmaßnah- 
men gezwungen. So wurden Wohnungen 
nur bis max. 13°C geheizt und am Ar- 
beitsplatz wurde im Mantel gearbeitet. 
Eine Rückkehr zu diesen Verhältnissen 
wünscht sich keiner in Rumänien. 


In einem Interview vom August 1990 in 
einer rumänischen Tageszeitung sagt ein 
Sprecher der rumänischen Jungliberalen: 
“Wir müssen zugeben, daß Rumänien (...) 
wegen des Chaos in der Wirtschaft und 
wegen des Rückstands, was die Fähigkeit 
der schnellen Umstellung der ökonomi- 
schen Strukturen anbelangt, zur Dritten 
Welt gehört. Es gibt Beispiele aus der 
Dritten Welt für eine Politik, die rapide 
zur Bildung einer middle class und zu 
wirtschaftlichem Wohlstand führten. 
Südkorea ist diesbezüglich auf- 
schlußreich”. ® Südkorea bezahlte dies 
bekanntlich mit einer vierzigjährigen 
Entwicklungsdiktatur. Der mittlerweile 
zurückgetretene Chefideologe der 
“Front”, Silviu Brucan, geht dabei in die 
gleiche Richtung, wenn er behauptet, 
man hätte in Rumänien gerne eine Oko- 
nomie wie in Südkorea und eine Sozial- 
politik wie in Österreich. Seiner Ansicht 
nach ist die Strategie der Abkopplung 
vom Weltmarkt gescheitert. Man wolle 
auch nicht eine Schocktherapie wie in 
Polen und Ungarn, sondern “eine schritt- 
weise Einführung der Marktwirtschaft, 
die, soweit möglich, die Kontrolle über 
den ganzen Prozeß behalten will, um die 


Demonstration in Temesvar gegen 
Preiserhöhungen. 


Foto: Reuter 


negativen Auswirkungen des Marktsy- 
stems abzuschwächen.’” 

Im Oktober 1990 wurden die Löhne frei- 
gegeben, im November wurde der Lei ab- 
gewertet und die Preise - mit Ausnahme 
von Grundnahrungsmitteln, Mieten und 
Energie - freigegeben. Die Subventionen 
werden nach und nach abgebaut, auslän- 
dische Kapitalanleger erhalten im Zuge 
der Privatisierung weitreichende Vergün- 
stigungen.!? 

Was aus der europäischen Peripherie 
wird, deutet R. Wagner sehr treffend an: 
“Osteuropa ist im Begriff sich zu teilen:in 
Ostmitteleuropa und Südosteuropa. Eine 
unsichtbare Linie zieht sich entlang der 
ehemaligen südosteuropäischen Grenzen 
des k.u.k. Reiches. Sie spaltet nicht nur 
Jugoslawien, wo Slowenien und Kroatien 
sich nach Mitteleuropa tasten, und Rumä- 
nien, dessen Regionen Banat und Sieben- 
bürgen sich auf eine ostmitteleuropäische 
Identität berufen, sondern selbst die 
Ukraine”. !» 


uju 


Anmerkungen: 

1) Richard Wagner, Sonderweg Rumänien, Rotbuch 
Verlag, Berlin 1991,S.131 

2)SZv. 1.12.1990 

3) Wagner (1991),S.15 

4)tazv. 15.5.1991 

5)s. PogromNr. 154, Juli 1990, 

6) FAZ-Magazinv.23.5.1991 

NFAZv.23.5.1991 

8) Wagner(1991),5.42 

9) Monatszeitung (Wien) v.Juli 1990 

10)HBv. 27.5.1991 

11) Wagner(1991),5.9 

weitere Quellen: Osteuropa-Info Nr. 70/71, Junius 
Verlag, Hamburg 1987, R. Wagner/H. Frauendorfer 
(Hg.}: Der Sturzdes Tyrannen, Reinbek 1990 
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Osteuropa 


Zivilgesellschaft in Osteuropa 


er endgültige Zusammenbruch 
des Realsozialismus in Osteuropa 
Ende der 80er Jahre hinterließ ein 
Vakuum. Erst nach und nach beginnt eine 
Diskussion darüber,wie der Übergang 
: von der Plan- zur Marktwirtschaft zu ge- 
stalten wäre. Einer der wichtigen theore- 
tischen Vordenker in dieser Frage, der 
US-Ökonom Jeffrey D. Sachs, flüchtet 
sich bei seiner Analyse der ‘Übergangs- 
probleme’ in der Zeitschrift “Transit - 
Osteuropäische Revue’ in Vergleiche: 
“Die Philosophie des Übergangs zur 
Marktwirtschaft heißt: Schnell und um- 
fassend operieren, jeden Dritten Weg 
meiden. Die kommunistische Wirtschaft 
hat ihre Logik, die kapitalistische Wirt- 
schaft hat ihre Logik; aber die Mischung 
von beiden hat keine Logik. Die Idee 
einer schrittweisen Reform läuft auf das 
gleiche hinaus, wie wenn man in England 
den Linksverkehr auf rechts umstellen 
würde, indem man mitden Lastwagen an- 
fängt” (Transit,S.107). 
Dieses Credo des Marktapologeten 
Sachs, der den Menschen nicht nur in 
Polen (dort ist Sachs Regierungsberater) 
eine sogenannte “Schocktherapie’ auf- 
zwingt und ihnen gleichzeitig das ökono- 
mische Himmelreich verspricht, kann 
sich die Mitsprache der Werktätigen bei 
der Gestaltung ihrer Arbeitsverhältnisse 
nicht vorstellen. “Ein großes Problem in 
Polen besteht heute darin, daß die Arbei- 
terräte immer noch meinen, die Arbeiter- 
selbstverwaltung sei eine legitime Alter- 
native” (ebd.). 


In deutlichem Widerspruch zu Forderun- 
gen nach einer ‘freien’ Marktwirtschaft 
stehen die in ‘Transit’ geäußerten Be- 
schwörungen einer ‘Zivilgesellschaft’. 
Zivilgesellschaft wird dabei mit westeu- 
ropäischer Demokratie und der Versöh- 
nung von Ökonomie und gesellschaftli- 
cher Partizipation gleichgesetzt. 

Da wird von Ralf Dahrendorf euphorisch 
der große historische Bogen geschlagen. 
Von 1789 über 1848 bis 1989; “überall 
finden sich die Keime des Freiheitsstre- 
bens” (Transit S.35). Heute wird Zivilge- 
sellschaft von liberal-bürgerlicher Seite 
als Stütze bzw. als gesellschaftliches Pen- 
dant zur Wirtschaftsform Kapitalismus 
interpretiert. Aber genau diese Verbin- 
dung ist seit Bestehen der bürgerlichen 
Gesellschaft (1789) gestört. Politische 
Partizipation und private Verfügung über 
Produktionsmittel sind nicht harmoni- 
sierbar, sondern führen unausweichlich 
zu Konflikten. Liberale Wirtschaftspoli- 
tik kennt keine moralischen Werte, wie 
Gerechtigkeitetc., sie istallerdings imab- 
strakt ökonomischen Sinn scheinbar ef- 
fektiv. 

Geprägt hatte den Begriff der ‘societa ci- 
vile’ (Zivilgesellschaft) allerdings der 
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marxistische Theoretiker Gramsci. Er 
suchte in den dreißiger Jahren, nach dem 


‚Ausbleiben der von Lenin prognostizier- 


ten Revolutionen in Westeuropa, nach 
neuen Wegen die kapitalistische Formati- 
on zu überwinden. 

Andie Tradition Gramscis knüpfen Theo- 
dore Friedgut und Lewis Siegelbaum an, 
in ihrem Essay ‘Perestroika from Below: 
The Soviet Miners Strike and its After- 
math’, in der Nr. 181 der New Left Re- 
view (London). Es geht um die Neuorga- 
nisierung des Lebens sowjetischer Kum- 
pels im Donezbecken nach dem Zusam- 
menbruch der sie bevormundenden 
Strukturen des ‘Realen Sozialismus’. Ihre 
Sicht und ihre Vorstellungen von gesell- 
schaftlicher Partizipation, sozusagen die 
sowjetische Variante der Zivilgesell- 
schaft (Perestroika von unten) stehen im 
Zentrum der Analyse. Es werden Lebens- 
und Organisationsformen beleuchtet,die 
in den bundesdeutschen Debatten viel zu 
kurzkommen. 


Typisch für den hiesigen Umgang mit ost- 
europäischer Realitätsind die Beiträge im 
Kursbuch Nr.102 (Mehr Europa).Zum 
einen wird deutlich das klägliche Versa- 
gen der westdeutschen Linken beim Um- 
gang mit der ehemaligen Opposition in 
Osteuropa angeprangert (Krisztina Koe- 
nen). Die Menschen, die im Dezember 
1981 nach dem Militärputsch in Polen auf 
die Straße gingen, waren für den großen 
Teil der Linken eine kleinbürgerliche 
Minderheit. Überhaupt hatte die Linke, 
laut Koenen, ein zwiespältiges Verhältnis 
zu Osteuropa. “Manches wurde zwar 
hochstilisiert, aber wirklich gemocht 
haben sie diese Ländernie. Aufjeden Fall 
nicht so wie die Länder der Dritten Welt. 
Wennmansichschon gegen das Elendder 
anderen engagierte, mußte dieses Elend 
etwas Spektakuläres sein, Hunger, Aus- 
beutung, schroffe soziale Gegensätze. Es 
mußte auf einen Klassenbegriff zu brin- 
gen sein. Aberaufjeden Fallmußteeshier 
die Guten (Dritte Welt) und dort die 
Bösen (Imperialismus) geben” (S.20). 
Zum anderen steht man hilflos vor der 
heutigen sozialen und politischen Rea- 
lität dieser Länder. “Einerseits findeteine 
schnelle Kapitalisierung und Verwestli- 
chung in der Realität statt, andererseits 
eine ebenso radikale Patriarchalisierung 
und Konservatisierung inden Köpfen und 
Herzen. Der Traum vom tausendjährigen 
Königreich Ungarn steht die Perspektive 
einer computergesteuerten, womöglich 
gentechnologisch ausgerüsteten Repu- 
blik Ungarn des Jahres 2000 gegenüber - 
die Welt von gestern und die Welt von 
morgen in mehr oder weniger friedlicher 
Koexistenz. McDonalds zieht in die 
Pußta, und Piroschka entdeckt ihr Herz 
für Eduscho” ($.68). 


Ein eigenständiges, kritisches Verhältnis 
zur osteuropäischen Revolution und zu 
ihren gesellschaftlichen Träger hat sich 
bis heute nicht eingestellt, da weder die 
Fehler der Vergangenheit aufgearbeitet, 
noch die Lebensrealitäten und Zukunfts- 
vorstellungen der osteuropäischen Men- 
schen zur Kenntnis genommen werden. 
Zwar wurde Gorbi seit Mitte der 80er 
Jahre zu einem neuen Kennedy hochstili- 
siert und bei “Konkret” konnten jetztend- 
lich wieder Poster geordert werden. 
Durch solcherart oberflächliche Betrach- 
tungsweise verfiel die Linke aber, nach- 
dem das sozialistische Experiment Ende 
der achtziger Jahre auch in der Sowjetuni- 
on gescheitert war, in eine auch bei ande- 
ren Themen bekannte Ratlosigkeit. 

gelu 


Transit (Europäische Revue) Nr.l, 
Frankfurt/M, 1990 


Kursbuch Nr.102, Berlin 1990 


Theodore Friedgut/Lewis Siegelbaum: 
‘Perestroika from Below: The Soviet 
Miners Strike and its Aftermath’, New 
Left Review, Nr.181, London 1990 


Buchtip 


Der wilde Osten 

Die Neuordnung Europas kennt zwei 
gegenläufige Tendenzen: Wohlstand 
und Integration im Westen, Verelen- 
dung und Desintegration im Osten. 
Nach dem Fall von Mauer und Sta- 
cheldraht hat sich Osteuropa den Kräf- 
ten der Marktwirtschaft schutzlos aus- 
geliefert. Die sozialen und wirtschaft- 
lichen Folgen sind umso unabsehba- 
rer, als 40 Jahre deformierte Planwirt- 
schaft den Erben der kommunistisch 
genannten Parteidiktaturen kein stabi- 
les soziales Sicherungssystem, son- 
dern eine "Mondökonomie" hinterlas- 
sen haben, 

Hannes Hofbauer beschreibt in sie- 
ben Reportagen "vom Rande Europas” 
jene hochexplosive Mischung aus 
Elend und aufkommendem Nationa- 
lismus. Seine Stationen sind Ungarn, 
die Sowjetunion, Bulgarien, Rumäni- 
en, dieEx-DDR, Polen unddieCSFR. 
Das Buch istsoeben im Pro Media Ver- 
lag, Wien, erschienen. 184 Seiten mit 
zahlreichen Fotos, DM 28,- 


Rezensionen 


Von der Befreiungsbewegung zur Staatsmacht 


Bücher zu Zimbabwe 


eröffentlichungen in deutscher 

Sprache, die sich mit den politi- 

schen Herrschafisstrukturen in 
Zimbabwe seit der Unabhängigkeit aus- 
einandersetzen, sind selten. 1990, im 
zehnten Jahr der Unabhängigkeit Zim- 
babwes, erschien mit dem Buch Von der 
Befreiungsbewegung zur Staatsmacht 
von Renate Kreile die erste ausführliche 
Publikation in deutscher Sprache zu die- 
sem Thema. In ihrer Einleitung nennt die 
Autorin als ihr Ziel, “Möglichkeiten und 
Grenzen einer Befreiungsbewegung an 
. derMacht angesichts restriktiverexterner 
Rahmenbedingungen und interner Vor- 
aussetzungen zu analysieren sowie die 
Widersprüche und Perspektiven des kom- 
plexen nachkolonialen Transformations- 
prozesses zu verdeutlichen.” Alstheoreti- 
schen Bezugsrahmen wählte sie dabei ein 
dependenztheoretischs Analysekon- 
zept, welches von einerrelativen Autono- 
mie, d.h. einem begrenzten Handlungs- 
spielraum der zimbabwischen Staats- 
bürokratie gegenüber dem metropolita- 
nen Kapital ausgeht. 


Das Buch ist in sechs Abschnitte unter- 
gliedert. Neben den theoretischen Aus- 
führungen im ersten Abschnitt werden 
zunächst die Ausgangsbedingungen und 
das sozioökonomische Erbe dargestellt. 
Darauf aufbauend werden die Entwick- 
lungspolitik der ZANU-Regierung und 
ihre Auswirkungen aufdie verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen analysiert. 
Sozioökonomische Krisentendenzen, die 
Zunahme gesellschaftlicher Konflikte 
und die Herausbildung des Einparteien- 
staates sind die Schwerpunkte der Ab- 
schnitte vier und fünf. Zuletzt wird die 
Abhängigkeit von Südafrika als Entwick- 
"lungshemmnis und der Versuch sich 
durch regionale Kooperation, z.B. mit 
Hilfe der Southern African Development 
Coordination Conference - SADCC zu 
befreien, näher beleuchtet. 


Das Buch bietet einen guten Überblick 
über die nachkoloniale Entwicklung 
Zimbabwes. Die Änderungen in den ver- 
schiedenen Politikfeldern (Agrarreform, 
Bildungswesen, Frauenpolitik u.a.) wer- 
den ausführlich dargestellt und in den so- 
zioökonomischen Kontexteingeordnet. 

Das Kapitel zum Einparteienstaat (EPS) 
hätte durchaus ausführlicher sein können. 
Der (mittlerweile vom ZK.derZANU auf- 
gegebene) Anspruch, den EPS de jure 
einzuführen, seine Funktion als Herr- 
schaftssicherung für die ZANU, die Aus- 
wirkungen des EPS auf die politische 
Kultur sowie die Partizipationsmöglich- 
keiten der gesellschaftlichen Gruppen 
unter diesem ZANU-regierten EPS wer- 


den zu kurz beleuchtet, obwohl es gerade 

- bei diesen. Themen interessant gewesen 
wäre, die Frage der Handlungsspielräume 
und -alternativen zudiskutieren. 


Interessante Innenansichten bietet das 
ebenfalls 1990 erschienene Buch Der 
Weg nach Zimbabwe von Klaus-Jürgen 
Schmidt, der mehrere Jahre als Medien- 
experte beim zimbabwischen Hörfunk 
beschäftigt war und jetzt als Rundfunk- 
korrespondent und Journalist in Zimbab- 
we arbeitet. 

Der Autor läßt die Leser hinter die Kulis- 
sen der Medienmacher in Zimbabwe, 
aber auch bei seinem früheren Arbeitge- 
ber Radio Bremen blicken, zeigt auf, mit 
welchen Problemen der Aufbau einegd 
Rundfunk- und Fernsehwesens im nach- 
kolonialen Afrika konfrontiert ist. 

Das Buch ist in zwei voneinander relativ 
unabhängige Teile untergliedert. Teil I 
(ca. 200 Seiten) reflektiert sein “eigenes 
Hineinwachsen in den Berufeines profes- 
sionellen Beobachters der Fremde”, ist 
sozusagen ein “persönlicher Rechen- 
schaftsbericht”, wie er es selbst bezeich- 
net. In Teil II (ca. 80 Seiten) werden in 
zahlreichen Stichworten die Entwicklung 
aller Bereiche der zimbabwischen Ge- 
sellschaft von der Kolonialzeit bis heute 
dargestellt. ° 

In Rückblenden versucht Schmidt zu Be- 
ginn des Teil I seinen persönlichen Weg 
nach Zimbabwe nachzuvollziehen. Sta- 
tionen auf dieser Reise in “fremde Denk- 
und Kommunikationsstrukturen” sind 
Mexiko, China, Vietnam und eben Zim- 
babwe. 

Selbstkritisch versucht Schmidt in sei- 
nem Buch aufzuzeigen, warum ein Dia- 
log zwischen Menschen unterschiedli- 
cher Kulturen häufig nicht gelingt und 
Mißverständnisse unerkannt bleiben. In 
einem spannenden und amüsanten Er- 
zählstil berichtet er von zahlreichen Epi- 
soden mit seinen Kollegen, von Proble- 
men und Erfolgen bei den Produktionen, 
von gut gemeinten Vorschlägen seiner- 
seits, die aus zimbabwischer Sicht völlig 
absurd sind, von unterschiedlichen Wahr- 
nehmungsweisen z. B. darüber, ob ein 
Bild schief ist oder nicht und was dies be- 
deutet. Gerade die Szene über das schiefe 
Bild zählt zu den interessantesten des Bu- 
ches, denn sie bietet auch Erkenntnisse 
darüber, wieein Expertenverhalten - zwar 
durchaus gut gemeint - schief liegen 
kann, ohne daß dies wahrgenommen 
wird. 


Aus nicht ganz verständlichen Gründen 
verläßt Schmidt gegen Endedes Teil ldie- 
sen persönlichen Erzählstil. Die an- 


schließenden eher allgemein gehaltenen 
Berichte über politische, gesellschaftli- 
che und ökonomische Probleme in Zimb- 
abwe (von der Korruption bis zu den Pro- 
blemen des Artenschutzes), führen zu 
einem Bruch und sind weitaus weniger. 
spannend, zumal vieles davon auch in an- 
deren Büchern oder Artikeln schon ge- 
schrieben wurde. Gleiches gilt fürden ge- 
samten Teil II, dessen Informationen zu- 

meist in den vorhandenen Reiseführern 

über Zimbabwe zu finden sind. Durch 

dieses Zusammenmischen völlig unter- 

schiedlicher Themen und Darstellungs- 

weisen fehlt dem Buch daher gegen Ende 

der rote Faden, wirkt es willkürlich zu- 

sammengesetzt. Trotzdem ist die Lektüre 

von “Der Weg nach Zimbabwe” nicht nur 

Zimbabwe-Reisenden zu empfehlen, 

sondern allen, die versuchen, die Fremde 

zu verstehen. 


Renate Kreile: Zimbabwe - Von der Be- 
freiungsbewegung zur Staatsmacht, 
Band 144 Sozialwissenschaftliche Stu- 
dien zu internationalen Problemen, 
Verlag Breitenbach Publishers, Saar- 
brücken, Fort Lauderdale 1990, 2365., 
33-.DM 


Klaus-Jürgen Schmidt, Der Weg nach 
Zimbabwe oder Versuche, die Fremde 
zu verstehen, Ergebnisse Verlag, Ham- 
burg 1990, 283S., 29.80 DM 


Richard Brand 
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"Bärliner Kaffeegenossen- 
schaft'' gibt auf 


Im Juni dieses Jahres hatdie Bärliner Kaf- 
‚feegenossenschaft e.G. den Import und 
Vertrieb von Nicaragua-Kaffee einge- 
stellt. Diese Entscheidung resultiert ei- 
nerseits aus der veränderten Lage in Nica- 
ragua seit dem Regierungswechsel, ande- 
rerseits aber auch auis den Problemen der 
Solidaritätsbewegung in Deutschland. 
Der Direktimport von Kaffee aus Nicara- 
gua erfolgt über die staatliche Exportfir- 
ma Encafe, d.h. der Kaufpreis fließt 
zunächst in die Kassen derChamorro-Re- 
gierung. Die BärlinerKaffeegenossen- 
schaft hält es daher für fraglich, ob die 
Gelder weiterhin zu den vorgesehenen 
Projekten und Organisationen gelangen. 
Die Finanzierung des Projektes "La Paz 
del Tuma" - eine Kaffeeverarbeitungsan- 
lage -,indas bisher die Spendengelder ge- 
flossen sind, ist nahzu abgeschlossen. 
Neue Projekte sind zur Zeit nicht in Sicht, 
daes unklar ist, ob die zu unterstützenden 
Kooperativen weiterbestehen werden. 
Die Bärliner Kaffeegenossenschaft ver- 
steht sich nicht als reine Handelsorgani- 
sation, sondern willauch in der Bundesre- 
publik politische Arbeit leisten. Man- 
gelnde Unterstützung, wohl bedingt 
durch eine allgemeine Orientierungskrise 
der Solidariätsbewegung mit Nicaragua 
und nachlassende Motivation innerhalb 
der Gruppe selbst, veranlaßten die "Bärli- 
ner" zur Aufgabe. 
Die Kundschaft braucht deshalb jedoch 
nicht auf ihre "Sandino-Dröhnung“ zu 
verzichten, da sie in Zukunft von dem 
Hamburger Verein "EI Rojito“ beliefert 
wird. Diese Gruppe, die 1987 aus ehema- 
ligen Mitgliedern einer Nicaragua-Ar- 
beitsbrigade entstanden ist, hält es auch 
zukünftig für sinnvoll, Kooperativen und 
Gewerkschaften in Nicaragua durch den 
Kaffeehandel zu unterstützen. Die Erlöse 
werden weiterhin in das Projekt "La Paz 
del Tuma" fließen, da andernfalls die An- 
lage nicht in Betrieb gehen kann. Außer- 
dem wird ein Ausbildungs- und Schu- 
lungsprogramm der Landarbeiterge- 
werkschaft ATC gefördert. 
uli 


Adresse: 

"EIRojito" e.V. 
Große Brunnenstr. 74 
2000 Hamburg 50 
Tel.: 040/390 6898 
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Kurz belichtet 


Internationale 
Bildungshilfe 


itarbeiter des Berliner Max- 
Mi für Bildungs- 
forschung haben an die Adresse 
‚der Fraktionen in den neuen Landtagen 
des bundesdeutschen Anschlußgebietes 
ein Schreiben mit dem Ziel gerichtet, daß 
jeweils ein Prozent der für den Schulsek- 
tor aufgewendeten Mittel als internatio- 
nale Bildungshilfe zur Verfügung stehen 
soll. Mindestens 50 Prozent dieser Mittel 
sollen nach Vorstellung der Initiative der 
UNESCO bzw. sonstigen im Bildungsbe- 
reich arbeitenden Einrichtungen der UN 
direkt zur Verfügung gestellt werden. Der 
Rest ist für unmittelbare Kooperations- 
programme des jeweiligen Bundeslandes 
im Bildungssektor gedacht. 
Diese Konzeption bietet einige Vorteile: 
Zum einen verfügen die Länder ange- 
sichts der innerstaatlichen Kompeten- 
zaufteilung über ein größeres Fachwis- 
sen, zum anderen sind sie - was die Förde- 
rung von Kooperationsprogrammen an- 
geht - in der Lage, ‘basisnäher’ zu arbei- 
ten. Während bei einer Förderung durch 
das Bundesministerium für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit (BMZ) nicht selten 
die Tendenz besteht, daß Förderungsent- 
scheidungen beispielsweise durch außen- 
wirtschaftliche Erwägungen oder sonsti- 
ge ‘übergeordnete Belange’ nach Gusto 
der jeweiligen Regierungsmehrheit in 
Bonn festgelegt werden, besteht bei 
einem Länderengagement eine Chance, 
daß insgesamt eine Politik greift, die sich 
weniger als die des BMZ an Überlegun- 
gen zur “wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit” orientiert. 
Das vorgeschlagene Verfahren könnteein 
erster Baustein für ein System des ‘inter- 
nationalen Finanzausgleichs’ sein. Vom 
unmittelbaren Geberland wird nämlich 
die Entscheidungsbefugnis über die Mit- 
telzuweisung auf Gremien internationa- 
len Zuschnittes übertragen. Damit wür- 
den direkte Abhängigkeitsverhältnisse 
zwischen Geber- und Empfängerland 
zwar nicht gänzlich vermieden, aber zu- 
mindest minimiert. Außerdem kann diese 
Finanzkonstruktion die Gelegenheit bie- 
ten, die internationalen Organisationen 
‘unmittelbar’ an der Basis zu verankern 
und deren Arbeit der Öffentlichkeit vor- 
zustellen. 
Die vorläufige Beschränkung auf die so- 
genannten ‘Fünf Neuen Bundesländer’ 
ist nicht prinzipielle, sondern vielmehr 
rein pragmatischer Natur. Dort befindet 
man sich nämlich zur Zeit in der Gesetz- 
gebungsphase, so daß diese Situation 
praktischerweise mit größerer Aussicht 
auf Erfolg für Versuche genutzt werden 
kann, innovative Vorschläge umzusetzen. 


Sobald Bundesländer der ‘alten’ BRD in 
den Grenzen vom 2.10.1990 Novellie- 
rungen der entsprechenden Gesetze vor- 
bereiten, wird auch dort die Notwendig- 
keit bestehen, mit entsprechenden Vor- 
schlägen vorstellig zu werden. 

Jochen Fuchs 


Allianz der brasilianischen 
Völker des Regenwaldes 


autschukzapfer, landlose Klein- 
K bauern und Indianer haben sich in 
rasilien zur Allianz “Para os 
povos da floresta- Für die Völker des Wal- 
des” zusammengeschlossen. Ihr Ziel ist 
es, den Regenwald vor weiterer Zer- 
störung zu schützen und die Autonomie 
seiner Bewohner zu sichern. 
Die Völker des brasilianischen Waldes 
haben eine Infrastruktur geschaffen, die 
es ihnen erlauben würde, europäische 
Märkte mit Produkten aus dem Regen- 
wald zu beliefern. Zwischenhändler sind 
ausgeschaltet, die Gewinne fließen un- 
eingeschränkt in die Arbeit der Waldvöl- 
ker. Ein europäisches Verkaufs- und Ver- 
triebsnetz für Regenwaldprodukte soll 
mit Hilfe der in Bremen sitzenden ‘Inter- 
essenvertretung der Völker des Waldes in 
Europa’ aufgebaut werden. Außerdem 
soll das Bremer Büro Informationen über 
die aktuellen Entwicklungen in Amazo- 
nien verbreiten und technische und finan- 
zielle Hilfe für Projekte vermitteln. Dane- 
ben haben die Völker Amazoniens Inter- 
esse daran, die Menschen in Europa bes- 
ser als bisher über ihre Lebenssituation, 
ihre Arbeit und ihre politischen Ziele zu 
informieren. Sie streben Partnerschaften 
an sowie den Austausch von Wissen und 
Erfahrungen. 
Mit dieser Initiative wollen die Völker 
des Regenwaldes zeigen, daß internatio- 
nale Solidarität den Widerstand vor Ort 
stärkt und daß wir alle mehr tun können, 
als nur die weitere Zerstörung des brasi- 
lianischen Waldes zu betrauern. 


Kontakt: 
Klick e.V. 2800 Bremen 1 
Friesenstr.90 Tel.0421/72993 


mk 


Schenkt das Geld nicht 
dem Finanzamt 
sondern uns! 


Das Finanzamt erkennt Eure Spen- 
den als steuerlich abzugsfähig an, 
wenn Ihr die Spenden auf das Konto 
1249606 der Stadtkasse Freiburg 
bei der Volksbank Freiburg (BLZ 
68090000) überweist (Verwen- 
dungszweck: Durchlaufspende zu- 
gunsten der Aktion Dritte Welte.V, 


Freiburg). Die Stadt leitet das Geld 
an uns weiter und stellt Euch die 
Spendenbescheinigung für das Fi- 


nanzamt aus. Die Finanzämter 
schreiben dieses Verfahren der so- 
genannten Durchlaufspenden vor. 
Wenn Ihr Eure Spenden nicht steu- 
erlich absetzen könnt (weil Ihr keine 
Steuern bezahlt), spendet direkt auf 
unser Konto 148239-799 beim 
Postamt Karlsruhe. 

Viele kleine Spenden sichern unser 
Überleben! 


Juden aus der Sowjetunion - 
Jede Familie ein trojani- 
sches Pferd? 


er israelische Einwanderungsmi- 
nister Rabbi Yitzhak Peretz kann 
sich an dem Bevölkerungszu- 
wachs, den Israel dank der Einwande- 
rungswelle aus der Sowjetunion erfährt, 
nicht so recht erfreuen. Nicht alle der 
Neuankömmlinge aus dem nördlichen 
Osten nämlich sind Juden. Unter den 
186000 Personen, die im Jahr 1990 einen 
israelischen Paß erhielten, sind Peretz‘ 
Schätzungen zufolge ca. 35% Nichtju- 
den. Von den 300000, die 1991 in Israel 
erwartet werden, wird der nichtjüdische 
Anteil ähnlich groß sein. Der Jüdische 
Staat wird damit unausweichlich weniger 
jüdisch. 
Dabei geht juristisch eigentlich alles mit 
rechten Dingen zu: 
Das Rückkehrergesetz aus dem Jahr 
1950, das jedem Juden in der Welt die is- 
raelische Staatsbürgerschaft garantiert *,, 
enthält seit 1970 einen Zusatz, der besagt, 
daß auch nichtjüdische Familienan- 
‚gehörige von jüdischen Einwanderern 
den israelischen Paß erhalten. 
Bislang gab es keine Probleme mit die- 
sem Zusatz. Das Problem tauchte erst mit 
den sowjetischen Einwanderern auf, bei 
denen die Zahl der Mischehen mit etwa 
30% außergewöhnlich hoch ist. Durch die 
vielen Mischehen ist auch der Kreis von 
Familienangehörigen, die keine Juden 
sind, sehr groß. 
Peretz befürchtet, daß mit jedem jüdi- 
schen Einwanderer auf völlig legalem 
Wegbiszu 12 Personen ins Landkommen 
und damit auch in Genuß der der finanzi- 
ellen Hilfen, die der israelische Staat 
jedem Neueinwanderer gewährt. Derzeit 
sind es etwa 30000 $ über die Jahre ver- 
teilt, die sich Israel einen neuen israeli- 
schen Staatsbürgerkosten läßt. 


Somalia-Solidarität 

Wir sind eine kleine im April 1991 ge- 
gründete Gruppe von Somalis und 
Deutschen aus Frankfurt am Main und 
Umgebung. 

Wirsehen unsere Aufgabe vorallem in 
Öffentlichkeitsarbeit über die Situati- 
on der somalischen Bevölkerung in 
ihrer Heimat und als Flüchtlinge inden 
Nachbarländern sowie in konkreter 
Unterstützung von Somalis, zumeist 
Asylsuchenden, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

Wir möchten auf diesem Weg erfah- 
ren, ob es noch andere "Somalia-Soli- 
daritätsgruppen" gibt, um gegebenen- 
falls Möglichkeiten des Austausches 
undder Zusammenarbeit zu suchen. 
Kontakt: 

Deutsch-Somalisches Komitee 
Guddiga Jarmal-Soomaali 

c/o Harald Schuster 
Friedrich-Ebert-Straße9 A 

6231 Schwalbach am Taunus 


Kurz belichtet 


ber auch die Neuankömmlinge 
aus der Sowjetunion, die sich 
Juden nennen, bereiten den rech- 
ten und religiösen Kreisen in Israel Kopf- 


zerbrechen. Einer Umfrage zufolge sind 


72% von ihnen säkular eingestellt und ' 


machen keinen Hehl daraus, daß sie nur 
nach Israel kommen, weil sie dort in Frie- 
den leben können. 


Erstaunlich viele Sowjetjuden liefern 
aber auch Beweise guten Willens, sich 
dem Judentum in Israel anzupassen. Oft 
in Gemeinden aufgewachsen, wo es 
weder Rabbi noch Synagoge gab, kamen 
etliche erwachsene Männer unbeschnit- 
ten nach Israel. Dort holen sie im Erwach- 
senenalter nun die Beschneidung nach. In 
Jerusalem gibt es bereits eine Klinik, die 
sich auf die Beschneidung von Sowjet- 
einwanderern jeden Alters spezialisiert 
hat. 

Außerdem haben sich tausende von jüdi- 
schen Ehepaaren, die in der Sowjetunion 
ihre Eheschließung lediglich vor Stan- 
desbeamten vollzogen haben, ein zweites 
Mai verheiraten lassen, diesmal von 
einem Rabbi. Obwohl es in Israel nurrreli- 
giöse Eheschließungsbehörden gibt, ist 
die Prozedur der Absegnung der Ehe 
durch einen Rabbi völlig freiwillig, weil 
Israel nämlich im Ausland geschlossene 
Zivilehen problemlos anerkennt. 


Trotz so vie] guten Willens bei den So- 
wjetjuden schreien die religiösen Kräfte 
in Israel nach einer strengeren Überprü- 
fung der Antragsteller. Einige wünschen 
sich, daß die israelischeVertretung in 
Moskau mit Gesandten der Rabbinats- 
behörden besetzt wird, damit diese vor 
Ort die Nichtjuden aus dem Kreis der An- 
wärter auf eine israelische Staatsbürger- 
schaft herausfiltern können. Aber die is- 
raelische Regierung ist nun einmal an 
einer hohen Einwanderungszahl interes- 
siert, und daher werden es die etwas auf- 
geklärteren Kräfte nicht sb weit kommen 
lassen, daß jeder Sowjetjude erst einmal 
einem Rabbi unters Mikroskop gelegt 
wird. isar 


Quelle u.a. Newsweek vom 
8.April 1991 


Anmerkung: j 

In Israel ist man bis heute nicht zueiner allseits akzeptierten 
Definition von Judentum gelangt. Während die orthodox-re- 
ligiösen Kräfte einen Menschen nur dann als Jude gelten las- 
sen, wenn dieser entweder von einer jüdischen Mutter gebo- 


“ ren wurde odernachden streng halschischen Regeln zum Ju- 


dentum konvertiert ist, geben sich die staatlichen Behörden 
damit zufrieden, wenn eine Person jüdische Großeltern 
nachweisen kann oder bei einem Reformrabbiner konver- 
tiertist. 


Suhartoinder 
Bundesrepublik 


Vom 3.-7.Juli besuchte der indonesische 
Präsident Suharto die Bundesrepublik. 
Ein Anlaß für Menschenrechtsgruppen, 
Länderkomitees, Parteien und Aktions- 
gruppen, auf die katastrophale Men- 
schenrechtssituation in dem asiatischen 
Vielvölkerstaat aufmerksam zu machen. 
Die indonesische Regierung zeigte sich 
erschrocken über die Protestkundgebun- 
gen, die in Bonn und Berlin stattfanden - 
so direkte Kritik hatte man nicht erwartet. 
Schließlich hatte das Land doch noch vor 
wenigen Wochen versucht, sein Image 
aufzubessern, indem es der UN-Men- 
schenrechtskommission beitrat. Daß sich 
dadurch jedoch an der Realität im fünft- 
größten Staat der Erde (geht man nach der 
Bevölkerungszahl) nichts ändern würde, 
war wohl abzusehen. Suharto selbst stell- 
te sich nicht der hiesigen Presse, wohl um 
einer Konfrontation mit unangenehmen 
Fragen aus dem Weg zu gehen. Bundes- 
kanzler Kohl forderte Suharto lediglich 
dazu auf, er möge die Menschenrechte 
einhalten und “mit seinerbegonnenen Po- 
litik fortfahren”. 
Schon im Vorfeld des Besuches hatte der 
indonesische Technologieminister Habi- 
bie im Handelsblatt die Zurückhaltung 
der deutschen Industrie in seinem Land 
kritisiert. So ging es bei dem Besuch 
neben Suhartos Ersuchen nach einem 
Kredit in Höhe von DM 500 Mio. vor 
allem um die Intensivierung der deut- 
schen Investitionstätigkeit in Indonesien. 
Neben zivilen Projekten wie dem Schiff- 
bau oder der Förderung umweltfreundli- 
cher Technologie beteiligt sich z.B. der 
Rüstungskonzern MBB an dem Aufbau 
einer indonesischen Rüstungs- und 
Raumfahrtindustrie. Es wird auch vermu- 
tet, daß deutsche Unternehmen an dem in- 
donesischen Atomreaktorprojekt - zwölf 
Anlagen sind geplant - mitwirken. 


Weitere Informationen zu dem Suharto- 
Besuch und zu der Menschenrechtslage 
in Indonesien bei: 

Südostasien Informationsstelle 


. Josephinenstr. 71 


4630 Bochum 1 
Tel.: 02234/502748 
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Betr.: der Artikel "Das neue 'Ley Indi- 
gena' der chilenischen Regierung‘' von 
Andreas Wenzel , blätter des iz3w Nr. 
173, Mai 1991,8.46-47 


Als langjähriger Leser der "blätter" (16 
Jahre?), was ja ausdrückt, daß mir die 
Zeitschrift etwas zu sagen hat, möchte ich 
aber auch ganz deutlich Kritik aus- 
drücken, wenn das sonst übliche Niveau 
stark abfällt. Und das ist bei dem oben ge- 
nannten ArtikeleindeutigderFall. . 
Mein Hauptkritikpunkt ist folgender: das 
Volk der Mapuche hat nach der Unter- 
drückung ab 1973 und nach demerfolglo- 
sen Widerstand gegen das Gesetz Pino- 
chets, das ihr Land privatisierte, keine re- 
präsentative Organisation mehr, die im 
Namen des "Volkes" sprechen könnte. 
Mir sind allein sieben politische Organi- 
sationen bekannt (vielleicht gibt es noch 
einige weitere kleinere), die alle für sich 
beanspruchen, die 'wahren’ Vertreter des 
Volkes zu sein. Das isteine traurige Situa- 
tion, aber man muß sie zur Kenntnis neh- 
men. Der Autor des iz3w-Artikels hat es 
nun geschafft, nicht nur eine dieser Orga- 
nisationen als die wahre herauszugreifen, 
sondern auch noch mit dem Volk gleich- 
zusetzen ("Die Mapuche beschlossen 
daraufhin...” "Die Forderungen der Ma- 
puche ...")! Das ist traurigster Hauruck- 
Internationalismus, der der Solidaritäts- 
arbeit langfristig nicht dient, sondern sie 
lähmt, und die Engagierten nach einer 
Konfrontation mit der Realität enttäuscht 
in die Privatsphäre: führt, was nach den 
70er Jahren ja vielfach zu erleben war. 
Die Unlauterkeit des Autors geht aber 
noch weiter: ein nicht vorinformierter 
Leser muß glauben, der chilenische Staat 
wolle durch ein neues Gesetz einer brei- 
ten Bewegung der Mapuche den Boden 
‘unter den Füßen entziehen ' ("Autono- 
miebestrebungen via Gesetz verhindern", 
"CONADI - Handlanger staatlicher Inter- 
essen"). Diese gibt es aber nun wie gesagt 
nicht , und die Gruppe, auf die sich der 
Autor beruft (in der Übersetzung heißt ihr 
Name: "Rat für das gesamte Land"), ist 
eine Splittergruppe, die sich (vor ein oder 
zwei Jahren) von der größeren AD- 
MAPU abgespalten hat. Alle sieben be- 
stehenden Organisationen sind schon 
klein und besitzen wenig reale Veranke- 
rung in der ländlichen Bevölkerung, die- 
ses gilt aber noch in verstärktem Maße für 
die 'Aukin Wal-Mapu Ngulaman', für die 
das Attribut "traditionelle Autonomiebe- 
wegung" eine Verhohnepiepelung der 
Mapuche darstellt. Hinzu kommt noch, 
daß die sechs anderen politischen Organi- 
sationen an der Ausarbeitung des Gesetz- 
entwurfs mitgearbeitet haben, der Ent- 
wurf in den Mapuche-Dörfern verbreitet 
-und diskutiert worden ist, und eine natio- 
nale Konferenz im Januar in Temuco den 
Entwurf zusammen mit Vertretern ande- 
rer chilenischer Völker diskutiert hat. 


Daraus entstand die siebte Fassung des 


Entwurfs, die im Mai vorgelegt worden 
ist’Soweit die Bevölkerung der Mapuche 
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sich mit dem Entwurf befaßt hat, kann 
von einer weit überwiegenden Zustim- 
mung ausgegangen werden. Es ist jedoch 
äußerst zweifelhaft, ob dieser Entwurf. je 
mals das Parlament passieren wird (was 
noch einmal der These des Autors wider- 
spricht, daß ein neues Eingeborenenge- 
setz staatliche Interessen gegen die Ma- 
puche durchsetzen soll). 

Matthias Lanzendörfer 


DritteWelt 
Materialien 


bieten Material für entwick- 
Iungsbezogene Bildungsarbeit 
in Schule, im außerschuli- 
schen Bereich und Erwachse- 
nenbildung an. 


Themen der Hefte: 

— Brasilien - Werkmappe — 
Tagebuch einer Studien- 
reise 

— Der Weg der Kirche 

— Migration 

— Gigantische Fehlentwick- 
lung 

— Der konziliare Prozeß und | 
die Perspektive der Armen 

— Aufbruch aus dem Elend 

— Entwicklungspolitische 
Spiele (Liste anfordern) 

— Spiele zu Indien — Werk- 
mappe 


Anschrift: 
iz3w hannover 
Postfach 29 
3411 Katlenburg 


ENERGIEWENDE 


magazin 


Unsere Themen: 
Energiesparen _ 
alternative, Energiepolitik 


Grundlagen 
praktische Tips 


Erscheint 4x jährlich a‘°2,00DM 
Informationen und Bestellungen: 
Krämer-Beck, In der Wiedheck 6, 
6604 Brebach-Fechingen, 

Tel.: 0681/871124 


Tagungshinweise — 


Nicht gegen uns - Bevölkerungspolitik, Familien- 
planungund UmweitschutzausFrauensicht 
Tagung zur Situation der Frauen in Afrika, Latein- 
amerikaund Asien vom 25.-28.8.1991 

Infos und Anmeldung: Gustav-Stresemann-Institut, 
Langer Grabenweg 68,5300 Bonn? i 


Erster Internationaler Bananenkongress in Eu- 
ropa. Bananenmarkt Europa heute und morgen - die 
Situation in den Produzentenländern - wie können 
nationale Strukturen entstehen oder gestärkt werden 
- gemeinsame internationale Vermarktungsorgani- 
sation. Tagung vom 22.-24.8.1991 in Zürich. 

Infos und Anmeldung: gebana/Schweiz, Postfach 
Talbach, CH-8502 Frauenfeld. 


Ausländer oder Minderheiten? 

Das neue Ausländergesetz in der Praxis - Erfahrun- 
genund Perspektiven. Vom 11.-13.9.1991 in Dingen 
Infos und Anmeldung: Akademie Klausenhof, Klau- 
senhofstr. 100, 4236 Hamminkeln-Dingen, Tel.: 
02852/89326 


Seminare der Gustav-Heinemann-Akademie in 
Freudenberg: 

Europa unddie Dritte Welt 

Kolonialismus und die Entwicklung einer Bezie- 
hung - wirtschaftlich und kulturell. Was ist das be- 
sondere an einer gemeinsamen europäischen Ent- 
wicklungspolitik? Die Dritte Welt in Europa. Vom 
2.-6.9.1991 


Afrikainder Krise 
Zur wirtschaftlichen Entwicklung und Entwick- 
lungshilfe. Vom 13-15.9.1991 


Konkurrenz in der Entwicklungshilfe - Ver- 
drängt Osteuropa die Dritte Welt? Vom 16.- 
20.9.1991 

Infos und Anmeldung: Gustav-Heinemann-Akade- 
mie, Krottorfer Str. 27, 5905 Freudenberg, Tel.: 
02734/3086 


Pestizide und Welthunger III 

Kann der Einsatz synthetischer Pestizide einen Bei- 
trag zur Beseitigung der Unteremähning großer 
Teile der Weltbevölkerung leisten? Wenn ja: Recht- 
fertigt dieser Beitrag die schädlichen Nebenwirkun- 
gen des Pestizideinsatzes auf die menschliche Ge- 
sundheit und den Naturhaushalt? Seminar vom 27.- 
29.9.1991 in Frankfur /M. 

Infos und Anmeldung: PAN, Gaußstr. 17, 2000 
Hamburg 50, Tel.:040/393978 


Sommerwerkstätten für StudentInnen aus Afri- 
ka, Asien und Lateiamerika an Hochschulen in 
Baden-Württemberg vom 4-15.9.1991 in Ellwan- 
gen/Jagst . 

Die Werkstätten vermitteln grundlegende theoreti- 
sche und praxisorientierte Fertigkeiten in basisbezo- 
genen, entwicklungspolitischen Bereichen in den 
Arbeitsgruppen: Angepaßte Technologie, Basisge- 
sundheitsversorgung, Kommunikation im Entwick- 
lungsprozeß. 

Infos und Anmeldung: Studdienbegleitprogramm 
für Studentinnen aus Afrika, Asien und Lateinameri- 
ka in Baden-Württemberg, Kniebisstr. 29, 7000 
Stuttgart, Tel.:0711/265853 


ChristenimSchatten der Pyramiden 

Die Kirchen in Agypten. Seminar vom 20.- 
22.9.1991 in Hofgeismar 

Infos und Anmeldung: Evangelische Akademie, 
Schlößchen Schönburg, Postfach 1205, 3520 Hof- 
geismar, Tel.:05671/8810 


"Women for Creation and Environment’ Interna- 
tionale Frauenkonferenz vom 30.9.-7.10.91 in Rio 
de Janeiro Information: Ute Winkler c/o Feministi- 
sches Gesundheitszentrum Hamburger Allee 45, 
6000 Frankfur/M. 


Bücher 


Urs M. Fiechtner, Sergio Vesley, Gesang für Ame- 
rika, Edition Dia, St.Gallen/Berlin/Säo Paulo 1991, 
113 Seiten 


Las Esırellas de la Gloria, Die Nachfolger von Feli- 
ciano Ama im Westen von ElSalvador, Video, 
50min, El Salvador 1991. 50.-DM. Verleih: MIZe/o 
Dritte Welt Haus, Friesengasse 13.6 Frankfur/M 
90. Tc1.06% 771438 


Frank Ballot, Islam, Reihe ‘explizit’. Materialien für 
Unterricht und Bildungsarbeit, Nr.35. Horlemann 
Verlag, Lohfelder Sır. 14, 5340 Bad Honnef. 12.-DM 


S.Becker. M.Glöge und W. Seiß, Kaffee und 
Krieg. Studie zur Situation des Kaffeesektors in 
ElSalvador und der Bedeutung des Kaffees aus 
ElSalvador aufdem Kaffeemarkt in der Bundes- 
republik Deutschland ‚epd-Materialien. Band 
11991 


Carola Krebs. Zola Sonkosi, Studentenschaft ander 
Kirchlichen Hochschule Berlin-Neubrandenburg 
(Hrsg.), Unterdrückung, Widerstand und Per- 
spektiven, inSüdafrika, 136 Seiten. 2.-DM.Be- 
stelladresse: Black Media Accesse.V., Postfach 
210212, 1000 Berlin 21 


WermerRuf(Hrsg.), Vom kalten Krieg zur heißen 
Ordnung? Der Golfkrieg - Hintergründe und 
Perspektiven, 215 Seiten. Hamburg 191. Lit Ver- 
lag. Hallerplatz 5. 2000 HH 13 


Anti-Apartheid-Bewegung (AAB). Verhandlun- 
gen - Chancen, Risiken, Perspektiven, Bonn. Juli 
1990, ca. 100 Seiten, 7.-DM ‚Bezug: AAB-Ge- 
schäfisstelle, Blücherstr. 14, 5300 Bonn 


Werner Draguhn, Asiens Schwellenländer - Dritte 
Weltwirtschaftsregion? Wirtschaftsentwicklung 
und Politik der ‘vier kleinen Tiger’ sowie Thailands. 
Malaysias und Indonesiens.174 Seiten, Hamburg 
1991.28.-DM 


Entwicklung und Umwelt. Ökonomisch-ökologi- 
sche Entwicklung in Papua-Neuguinea, Eine Un- 
tersuchung des Starnberger Instituts 1.A.des Missi- 
onswerkesder Ev.-Luth. Kirche in Bayern. Din Ad, 
86 Seiten, ohne Preis, Evangelisches Missionswerk, 
Mittelweg 143, 2000 HH 13 


Brigitte Lyska, Umweltpolitik in Indien, 162 Sei- 
ten, 28.-DM, Alano Verlag Aachen 1990 


"Neue" Flüchtlingspolitik: 
Abwehren, Ausgrenzen, 
Abschieben? 

Stellungnahmen des Bielefelder 
Flüchtlingsrates in der gegenwärtigen 
Asyl- und Flüchtlingsdiskussion 
Inhalt: Ein neuer Flüchtlings- 


begriff/Internationale und europäi- 


sche Flüchtlingspolitik/Anforderun- 
gen an eine wirklich "neue Flücht- 
lingspolitik"/Die Diskussion um das 
Einwanderungsgesetz 

Bezug: Bielefelder Flüchtlingsrat, c/o 
IBZ Friedenshaus, Teutoburger Sır. 
106. 4800 Bielefeld 1. Tel.: 
0521/69874. DM 3.- + Porto 


Lateinamerika Nachrichten 204, Juni 1991 
Indianer” Myıhos - Projektion - Realität 

Schwerpunkt Ethnizität: Ein Indianer istein Indianer 
istein Indianer/ Zur Problematik des Begriffs "India- 
ner"/ "Entwicklungshilfe" oder: 800 Zähne / Über 
das Wiedererfinden von Indianerinnen - 500 Jahre 
Widerstand /Chile: Aufdem Weg zur Anerkennung 
Lateinamerika: Lateinamerika zu Beginn der 90er 
Jahre / Lateinamerika im Schatten des gemeinsamen 
Marktes/Lateinamerika-Tage in Berlin/Haiti: Unru- 
hige Zeiten /Neustrukturierung der Landwirt- 
schafyGuatemala: Kurznachrich/Nicaragua: Die 
Fronten klären sich/Chile: Politische Gefangene - In- 
terview mit Vasily Carrillo/ Brief aus dem Frauenge- 
fängnis /Kurznachrichten/Brasilien: Macht, Liebe 
und Geld/Bravo, Brasilien zahlt wieder! LeserInnen- 
briefe /Rezensionen/Termine Zeitschriftenschau 
Einzelpreis: DM 5,- Jahresabo: DM 55,- 

Bezug LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, I Berlin 61. 
Tel. 6946100 


154/155: Forum 

Vandana Shiva: Invasion als Entdeckung: 1492- 
1992 * R. Rehtmeyer: Sie werden an den Grenzen 
stehen und auf die Flüchtlinge schießen * Chinwei- 
zu:...Daß.alles. was Europa mag, auch vom Rest der 
Welt gemocht gewollt...” P. Lamprecht: Frauen im 
Zwiespalt zwischen "Traditionalität” und "Moder- 
nität” * M. Bremer: Die "Vereinten Nationen" als Al- 
ternative zurherrschenden Weltordnung? * S. Sakar: 
Was heißt Entwicklung? - Neudefinition des Ent- 
wicklungsbegriffs * Podiumsdiskussion: Golfkrieg 
und Dritte Welt * Interview Puerto Rico: "Kein Volk 
will Sklave sein” * BUKO-Kongreß Köln: Kongreß- 
beschlüsse. AG-Protokolle, Resolutionen * viele 
Seiten Diskussionen * Berichte, Termine, Notizen 
ausderSzene. Buchbesprechungen u.m. 

Bezug: FORUM entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen. Buchsir. 14415, 2800 Bremen I, Tel.: 
04217325156. Einzelpreis DM 6.- 


Brasilien Rundbrief Nr. 39, Juni 1991 
Umweltzerstörung. Kleinbauern und biol. Landwirt- 
schaft: Stauseeprojekte: die Betroffenen organisie- 
rensich: Kampfum Boden: Gegen Gewalt und Straf- 
freiheit; Amazonien: Indianer im Widerstand: Nova 
California! Lulaund BeneditadaSilva:u.o. 

Preis: 4.-DM (Einzelheft), 15,- Jahreabo (4 Ausga- 
ben) 

Bezug: Brasilieninitiative Freiburg e.V... In den 
Weihmatten 27.7800 Freiburg 


Kolumbien-Rundbrief Nr. 24, Juli 1991 
Inhalt: Schwerpunktthema "500 Jahre Kolonialis- 
mus und Widerstand” 
Entstehung und Ziele der Selbstorganisation der In- 
dianerInnen in Kolumbien * 500 Jahre Finanzierung 
des Nordens durch den Süden: Der Pazifik-Plan der 
Kolumbianischen Regierung * Mutter Erde - weitaus 
mehrals schön. Die Tradition der Kuna Indianer * Zu 
den Morden an den Arhuaco-Indianern - Gedanken 
der Versammlung des Arhuaco- Volkes * 1492" - 500 
Jahre Entdeckung des modernen Europa * Die zweite 
Hispanierung Amerikas * Eduardo Galeano: Das 
Ende der Geschichte* Presseartikel zur Blumenkam- 
pagne * Renaissance der Cholera * Beilage "500 
Jahre” * Sieg gegen die Mafia * "Wir forderten Was- 
ser und sie gaben uns Kugeln” - regionale Protestbe- 
wegungen in Kolumbien 
Preis: einzeln DM 4.- u. Porto, Jahresabo DM 20.- 
Bezug: Kolumbiengruppe e.V.. Postfach 1347. 7440 
Nürtingen 
0.001 
ila Nr. 146, Juni 91 
Schwerpunkt: "Lateinamerikanische Frauen in 
Deutschland" . 
Alltag in BRD und DDR - Perspektiven latein- 
amerikanischer Frauen als zweifach Benachteiligte: 
Frau und Ausländerin. u.a.: Versteckter akademi- 
scher Rassismus / Kubanerinnen in der ehemaligen 
DDR/ Gekaufte Ehefrauen aus Brasilien / Sexarbei- 
terinnen aus LA und der Karibik / Leben mit zwei 
Welten (Interview mit zwei Beiroffenen) / Drogen- 
kurierinnen in deutschen Knästen / Künstlerinnen im 
Exil. 
Außerdem: Das "Ständige Tribunal der Völker” in 
Bogotä / Koka-Anbau in Bolivien / Der Golfkrieg 
und Mittelamerika / 500 Jahre Conquista: Spani- 
sches Manifest gegen das große Spektakel des Kapi- 


Zeitschriffenschau 


talismus... 

Notizen aus und für die Bewegung, u.a.: Bericht vom 
15. BUKO in Köln: Termine: Zeitschriftenschau. 
Preis: Einzelpreis DM 5,-: Jahresabo DM 50,-. erm. 
40... 


Bezug: ila, Heerstr. 205. 5300 Bonn I/Tel.: 0228- 
658613 


Bolivia Nr.89 Mai/Juni 1991: 

Zeit zum Handeln - Ein weiterer Schritt im "Anpas- 
sungsprozeß" Boliviens * Drogenkampf * Politik 
und Religion: Sieg über die Finstemis: Der XXIII. 
FSTMB-Kongreß * Neue Runde mit LITHCO * Die 
Cholera klopft an die Türen Boliviens * 80-jährige 
Deutsche seit über 40 Jahren "Doctora” inden Anden 
(Michael Fabrizius) * Rezension: Michael Krempin- 
"Krise als Chance?” Neoliberale Wirtschaftspolitik 
und Gewerkschaftsbewegung in Bolivien * 
Preise: Einzelheft DM 2,50: Abo: DM 15,- 

Bezug: BOLIVIA Sago Informationsblatt. Koitbus- 
ser Damm 101. W-1000 Berlin 61 


Stellenausschreibung 


Die BUKO Pharma- Kampagne sucht zum 1.12.91 
oder 1.1.92 eine 


Mitarbeiterin 


für die Arbeit in der Geschäftsstelle. Wir wünschen 
uns eine Frau, die 


entwicklungspolitische Zusammenhänge kennt 
® Erfahrungen/Kenntnisse im Gesundheitswesen hat 
* Spaß an politischer Öffentlichkeitsarbeit hat 
* fSießend Englisch spricht und liest 
® bereit ist, Verwaltungsarbeiten zu übernehmen 
* Texte schreiben und gestalten kann. 


Wir bieten eine unbefristete 3/4 Stelle zum 

Citylage und angenehmes Betriebsklima. 
Bewerbungen von ausländischen Frauen begrüßen wir 
besonders. Bewerbungen bitte bis zum 1. Oktober 
1991 an BUKO Pharma- Kampagne, August - Be- 
bel-Str. 62, 4800 Bielefeld 1, Tel.: 0521 / 60550 


.. aus dem rotpunktverlag 


Francisco Metzi: Auf eigenen Füssen, 
Wege zur Gesundheit in El Salvadors 
Befreiungskampf, Vorwort Ralf Syring, mit 
Fotos, 256 Seiten, franz. Broschur, DM 28.- 
Drei Jahre hat Francisco Metziam salvadoria- 
nischen Befreiungskampf teilgenommen. 
Metzi wuchs in Westeuropa auf und war aus- 
gebildeter Krankenpfleger, als er in die von 
der Bereiungsfront FMLN kontrollierte Zo- 
ne von Chalatenango im Norden EI Salva- 
dors kam. Metzi erzählt die Geschichten von 
Guerilleros/as, die er als Verwundete in Feld- 
hospitälern der FMLN kennenlernte. Er be- 
schreibt, wie in Dörfern trotz des Mangels an 
Nahrungsmitteln und Medikamenten Wege 
gesucht und gefunden wurden, die Bedin- 
gungen für die Gesundheit zu verbessern. Er 
schildert abenteuerlich anmutende Notope- 
rationen unter freiem Himmel am Rande mi- 
litärischer Konfrontation. Er verschweigt 
nicht den Schmerz angesichts gescheiterter 
Versuche, unter diesen Bedingungen Men- 
schenleben zu retten. Er lässt teilnehmen an 
Gesprächen mit alten Menschen, die erklä- 
ren, warum ihr Handeln in diesem Krieg für 
sie Befreiung ist. Er nimmt uns mit in die Un- 
terrichtsstunden für Jugendliche vom Land, 
die in ihren Dörfern und in den Hospitälern 
medizinische Arbeit verrichten, für die hier- 
zulande Menschen einige Jahre studieren 
müssen. 

In allen Buchhandlungen oder direkt vom 
rotpunktverlag, Postfach 397, CH-8026 Zürich, 
Tel. 0041/1/241 84 34. Auf Wiederlesen! 
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